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Mit der ursprünglichen Akkumulation begann das kapitalistische Wirt-
schaften. Der Boden wurde gewaltsam privatisiert, die Bauern wurden 
zu Lohnarbeitenden. Die Bodenfrage bestimmte jahrhundertelang die 
Verteilung des Surplus, in aller Regel zugunsten der Grundbesitzer. 
Während künstliche Intelligenz die Zukunft der Lohnarbeit in vielen 
Teilen der Wirtschaft infrage stellt, könnte die Bodenfrage an Bedeu-
tung für die Verteilung des Surplus weiter zunehmen. 
	 Schon jetzt spitzt sich die Lage weiter zu. So wurden die Angebots-
mieten zwischen den Sommern 2025 und 2026 um 4 Prozent erhöht, 
während die anderen Preise nur um 2,6 Prozent erhöht wurden. Dem 
zugrunde liegen das Profitinteresse im Wohnungswesen, aber auch der 
mangelnde Neubau, die schlechtere Verteilung, die mangelnde Regulie-
rung und ihre Durchsetzung. Die Mietenexplosion ist nicht am Ende, 
sondern wir sind mittendrin. 
	 Deutschland geht dabei einen Sonderweg, wie Surplus-Herausgeber 
Adam Tooze in seinem Leitartikel zeigt. Im Gegensatz zu anderen Län-
dern, in denen sich Immobilieneigentümer für einen Kauf hochver-
schulden, zahlen die Mieter hierzulande über Jahrzehnte hochgedrehte 
Mieten. Dabei gibt es Beispiele, wie es auch anders geht. Schweden hat 
zum Beispiel in den 60er und 70er Jahren ein riesiges Bauprogramm für 
Wohnungen aufgelegt, wie Surplus-Redakteurin Caro Rübe in ihrem 
Artikel zeigt. Auf Deutschland übertragen würde dieses Programm 10 
Millionen Wohnungen in 10 Jahren umfassen. Solch eine Perspektive 
würde die Wohnungsfrage zwar deutlich entspannen, allerdings kaum 
in den urbanen Gebieten. Deswegen fordert der Wirtschaftsprofessor 
Tom Krebs die Vergesellschaftung von Deutsche Wohnen und Co. Das 
würde punktuell zu dem von John Maynard Keynes geforderten »Tod 
des Rentiers« beim Wohnen führen. Wie klassische Ökonomen wie 
Smith, Ricardo und Keynes das »passive Einkommen« der Vermieter 
kritisiert haben, analysiert Surplus-Redakteur Max Hauser in seinem 
Artikel.
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Die Produktionsmittel mögen die treibende 
Kraft der Geschichte sein, doch für die meis-
ten Menschen ist der wichtigste Ort sozialer 
Reproduktion und Regeneration das Zuhau-
se. Doch nicht alle bekommen die Unterkunft, 
die sie brauchen oder verdienen. Nach Anga-
ben der UN sind weltweit 300 Millionen Men-
schen obdachlos. Eine Milliarde Menschen 
lebt in informellen Siedlungen und Slums, un-
ter Bedingungen, die von unsicheren Wohn-
verhältnissen, Überbelegung, Umweltrisiken 

und eingeschränktem Zugang zur Grundver-
sorgung geprägt sind. Insgesamt fehlt – gemes-
sen an den Standards fortgeschrittener Volks-
wirtschaften – nicht weniger als 3,4 Milliarden 
Menschen der Zugang zu sicherem und ange-
messenem Wohnraum.
	 Wer ein Zuhause mit allem Nötigen zur 
Grundlage seines Lebens machen kann, gehört 
zu den glücklichen 60 Prozent der Weltbevölke-
rung. In der reichen Welt sind Immobilien nicht 
nur das Fundament einer gefestigten Existenz, 
sondern auch eine bedeutende finanzielle An-
lageklasse. In vormodernen Gesellschaften war 
landwirtschaftlicher Boden das wichtigste Pro-
duktionsmittel. Das ist längst nicht mehr der 
Fall. Heute machen landwirtschaftliche Flächen 
laut dem globalen Immobilienunternehmen Sa-
vills nur noch 12 Prozent des weltweiten Im-
mobilienbestands aus. 15 Prozent entfallen auf 
Industrie und Gewerbe, 73 Prozent auf Wohn-
immobilien. Zusammengenommen ergibt das 
die schwindelerregende Summe von 393 Billi-
onen Dollar an Gesamtvermögen. Das ist fast 
das Vierfache des globalen BIP. Nicht umsonst 
sind Immobilien in McKinseys jüngster globa-
ler Bilanz die mit Abstand größte Anlageklasse 
– noch vor Aktien und Anleihen. Doch woher 
rühren diese astronomischen Bewertungen?

Die innige Verbindung von Finanz-  
und Immobilienwirtschaft
Wer in einer Wohnung lebt, nimmt nahelie-
genderweise an, dass das Gebäude selbst das 
Wertvolle ist. Und für jede einzelne Wohnung 
stimmt das auch. Doch die ganze Logik eines 
Mehrfamilienhauses besteht darin, den Flä-
chenverbrauch zu minimieren – der Blick ist 
also verzerrt.
	 Verstärkt wird diese Verzerrung noch durch 
die eigentümliche Perspektive der Bewohner 
europäischer Städte. Infolge des frühen wirt-
schaftlichen Wachstums und der frühen Urba-
nisierung des Kontinents leben viele Europäer 

in Häusern und Wohnungen, die drei Viertel-
jahrhunderte oder älter sind. Eine bewusste 
Politik des Denkmalschutzes sorgt dafür, dass 
große Teile der Städte ihre historische Fassade 
bewahrt haben. Der Schutzgedanke erstreckt 
sich inzwischen sogar auf die brutalistische Mo-
derne der 1970er und 1980er Jahre. In unserem 
Bewusstsein bekommen Gebäude dadurch et-
was Dauerhaftes – selbst die rauen Mietskaser-
nen des industriellen Berlin.
	 In Deutschland stammt heute rund ein Vier-
tel des Wohnungsbestands aus der Zeit vor 1945, 
ein Drittel aus der Zeit vor den 1960er Jahren. 
Auf die jüngeren Jahrzehnte entfallen jeweils 
abnehmende Anteile. Darin spiegeln sich Wirt-
schaftswachstum, Demografie, Kriege sowie die 
Erschütterungen des Kalten Krieges und seiner 
Folgezeit. Doch gemessen an der unaufhörli-
chen Dynamik der schöpferischen Zerstörung, 
die der Kapitalismus entfesselt, ist dieser Schein 
der Dauerhaftigkeit ein sehr spezieller – und ein 
verzerrender. Die letzte Logik der Immobilie ist 
nicht die Architektur, sondern der Boden. Gene-
rell gilt bei freistehenden Gebäuden nach wie 
vor, dass der Boden 40 bis 50 Prozent des Werts 
ausmacht. Und in der gängigen Investitionspra-
xis unterstellt man üblicherweise, dass Gebäu-
de an Wert verlieren – die Standardannahme ist 
eine Lebensdauer von 70 Jahren oder weniger –, 
während der Boden an Wert gewinnt.
	 Aber warum steigt der Bodenwert? Nicht 
weil Boden für sich genommen knapp oder 
wertvoll wäre. Was die Bodenwerte treibt, ist 
wirtschaftliches Wachstum. Alles hängt an der 
Lage und daran, wie weit ein Grundstück er-
schlossen und an Infrastruktur angebunden 
ist. Boden verliert seinen Nutzen und damit 
auch seinen Wert, wenn er die Anbindung an 
die wirtschaftliche Entwicklung verliert. Von 
diesem Punkt an drohen sowohl der Boden als 
auch die darauf stehenden Gebäude dem Ver-
fall überlassen zu werden. Jedes Geld, das in 
den Bestand fließt, ist dann ein Nettoverlust. 

Deutschland ist keine 
Nation von freundlichen 
Kleinvermietern. Beim 
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In Europa ist das das Schicksal weiter Teile des 
ländlichen Raums, insbesondere in Osteuropa. 
Es ist das Schicksal jedes Gebäudes, das sich we-
der mit Gewinn verkaufen noch vermieten lässt 
– so wie in West-Berlin oder in den Innenstäd-
ten der Vereinigten Staaten während des »white 
flight« in die Vororte. Die physische Solidität der 
Bauten und die »Dichte« der in ihnen gelebten 
Leben erzeugen eine Illusion von Dauerhaftig-
keit, die aus Sicht der Investoren letztlich vom 
Auf und Ab der Marktkräfte abhängt.
	 Sofern sie am richtigen Ort liegen und eine 
vernünftige Renditeaussicht bieten, sind Im-

mobilien und Boden als langlebige Vermö-
genswerte die Grundlage eines der wichtigsten 
Instrumente der Finanzwirtschaft: langfristige 
Hypothekenkredite, besichert durch den buch-
stäblich unbeweglichen Vermögenswert. An-
ders als andere Güter lassen sich Häuser und 
Grundstücke pfänden.
	 Hypothekenfinanzierung ist grundlegend 
– sowohl für das Bauen als auch für den Kauf 
und Verkauf von Immobilien. In weiten Teilen 
der Welt gilt eine Hypothek als Übergangsri-
tus ins Erwachsenenalter. Sie ist ein langfristi-
ger Handel: das größte Hebelgeschäft, das die 
meisten Menschen in ihrem Leben eingehen, 
und damit die bedeutendste Gelegenheit, über-
proportionale Wertzuwächse einzustreichen. In 
jeder Gesellschaft, die um die Dynamik der Im-

mobilienmärkte herum strukturiert ist, sind 
Immobilienwerte und Hypothekenkredite die 
obsessive tägliche Beschäftigung des gesell-
schaftlichen Lebens, der Familien- und Nach-
barschaftsgespräche. Die einzige Frage lautet: 
Wie groß kann meine Hypothek werden? Eine 
grobe Schätzung des weltweit ausstehenden Hy-
pothekenvolumens liegt bei rund 50 bis 60 Bil-
lionen Dollar.
	 Die immer komplexer werdende Finanztech-
nik des Hypothekenmarktes seit den 1990er Jah-
ren ist berüchtigt. Doch schon im 19. Jahrhun-
dert waren die marktinternen Schwankungen 
von Hypothekenkredit, Wohnungsbau und 
Immobilienbooms eine Triebfeder des globa-
len Konjunkturzyklus. Der marxistische Geo-
graf David Harvey hat diese Tendenz als »spatial 
fix«, als räumliche Fixierung des modernen Ka-
pitalismus, theoretisiert. Während die Kapital-
akkumulation von einer Episode unausgewoge-
nen Wachstums in die nächste taumelt, schlägt 
sie sich im Raum nieder: in der Intensivierung 
von Investitionen, im Bau von Infrastruktur und 
in einer Abfolge von »land grabs«. Ernsthaft be-
gonnen hat das mit der Stadtentwicklung des 
19. Jahrhunderts und den gewaltigen Bewe-
gungen westlichen Kapitals und westlicher Mi-
granten; Städte wie London, Paris, New York, 
Chicago und Berlin sind das Ergebnis. Seinen 
Höhepunkt fand es im größten Bauboom von 
allen: dem Chinas im 21. Jahrhundert.
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Der deutsche Sonderweg beim Wohnen
Eine der wirklich ungewöhnlichen Eigenhei-
ten der modernen deutschen Gesellschaft, be-
sonders in den deutschen Städten, ist nicht nur, 
dass die Menschen in Wohnungen leben und 
dass diese Wohnungen langlebig sind, sondern 
dass sie das in der Regel als Mieter tun und nicht 
als hoch verschuldete, kreditfinanzierte Eigentü-
mer. Statt aus erster Hand erlebt zu werden, mit 
eigenem Einsatz und eigenem Risiko, werden 
die Turbulenzen des globalen Immobilienka-
pitalismus hier also nur mittelbar wahrgenom-
men – über ihre Wirkung auf die Mietmärkte. 
Unter den reichen Ländern hat Deutschland 
bis heute eine der niedrigsten Eigentumsquo-
ten. Vergleichbar sind allein die Schweiz und 
Österreich.
	 Bei Immobilien können nationale Durch-
schnitte täuschen. In Großstädten ist der Mie-
teranteil überall höher. Das hat mit den hohen 
anfänglichen Kapitalkosten des Bauens in Me-
tropolen zu tun. Wo der Boden so wertvoll ist, 
lohnt sich nur Bauen im großen Maßstab. Selbst 
in London liegt der Mieteranteil bei etwa der 
Hälfte. In Paris sind es 60 bis 65 Prozent. Doch 

auch hier stechen die deutschen Städte heraus. 
Münchens Mieteranteil von 75 Prozent und 
Berlins von 80 Prozent machen sie zu »Mieter-
städten«. Dass ein globales Finanzzentrum wie 
Frankfurt einen Mieteranteil von 80 Prozent 
aufweisen kann, unterstreicht diesen deutschen 
Sonderweg.
	 Eine Folge davon ist, dass die deutsche Wirt-
schaft zwar Baukonjunkturen kennt, aber 
nicht jenen hypothekengetriebenen Finanzzy-
klen ausgesetzt war, die die Entwicklung der 
übrigen kapitalistischen Welt geprägt haben. 
Deutschlands Banken gerieten in der hypothe-
kengetriebenen Finanzkrise von 2008 in ernste 
Schwierigkeiten – aber auch das wiederum mit 
einer Armlänge Abstand. Nicht Hypotheken in 
Frankfurt bereiteten der Deutschen Bank oder 
der EZB Kopfzerbrechen, sondern ihr übergro-
ßes Handeln mit amerikanischen asset-backed 

securities, deren Sicherheiten in einigen der 
schwierigsten Viertel deindustrialisierender US-
Städte wie Cincinnati lagen.
	 Wenn die Menschen in deutschen Städten 
ihre Wohnungen also nicht selbst besitzen – 
wem gehören sie dann? Klar ist, dass in dieser 
Frage erheblicher Sprengstoff steckt. In unse-
ren Gesellschaften, so wie sie verfasst sind, ist 
es potenziell eine Quelle enormer sozialer Ver-
unsicherung, wenn Menschen kein Eigentum 
an der eigenen Wohnung haben. In Deutsch-
lands Städten trifft das auf die große Mehrheit 
zu. Ein Weg, dieser Schlussfolgerung auszuwei-
chen, ist die Beschönigung. Gern wird behaup-
tet, 60 Prozent der Wohnungen in Deutschland 
würden von »Kleinvermietern« angeboten und 
nicht von großen Wohnungsunternehmen. Das 
legt das tröstliche Bild behaglicher Beziehun-
gen von Mensch zu Mensch zwischen Vermieter 
und Mieter nahe. Es zeichnet den Immobilien-
kapitalismus als eine kleinbürgerliche Idylle.
	 Wie jede wirkungsvolle ideologische Be-
hauptung hat auch diese einen wahren Kern. 
Tatsächlich entfallen bundesweit nur 14 Pro-
zent der Mietverhältnisse auf Wohnungskon-
zerne. 23 Prozent der Wohnungen sind genos-
senschaftlich oder öffentlich, sodass die große 
Mehrheit »private« Vermietungen sind. Doch 
von diesen »privaten Vermietungen« stammt 
nur ein kleiner Teil von Vermietern mit nur 
einem Wohnobjekt. Die allermeisten Vermie-
ter besitzen ein beträchtliches Portfolio an Ver-
mögenswerten. Und in Großstädten wie Berlin 
wird fast die Hälfte aller Objekte entweder von 
größeren privaten Vermietern oder von Immo-
bilienkonzernen vermietet.
	 Der entscheidende Punkt dabei: Auch wenn 
es stimmt, dass Deutschland ein Land der Mie-
ter ist, dann heißt das nicht, dass es dem Im-
mobilienkapitalismus entgangen wäre. Eher im 
Gegenteil. Immobilieneigentum ist in Deutsch-
land tatsächlich stärker konzentriert als anders-
wo. Die Trennlinie zwischen Mietern und Ver-
mietern ist schärfer. Immobilienbesitz – ob als 
Eigenheim oder als Mietobjekt – scheidet die 
obere Hälfte der Vermögensverteilung scharf 
von der unteren. Der Besitz von Mietobjekten 
konzentriert sich im oberen Drittel der stark 
ungleichen deutschen Vermögensverteilung. 
Die Differenz zwischen Mietausgaben einer-

Auch normale Wohnungen in Berlin werden teurer. 
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seits und Mieteinnahmen andererseits trägt 
erheblich und zunehmend zur Ungleichheit 
der Einkommen vor Steuern bei. Zudem wer-
den diese Unterschiede in stärkerem Maße als 
in vergleichbaren Ländern über Erbschaften 
weitergegeben. Am ausgeprägtesten sind all 
diese Tendenzen in den deutschen Städten 
und vor allem in Berlin – mit seinem über-
dimensionierten Mieteranteil und der wach-
senden Konzentration des Eigentums, auch in 
den Händen großer globaler Investoren, die im 
unterbewerteten Wohnungsbestand der Stadt 
riesige Chancen sehen.

Wohnen ist in Deutschland deshalb so neur-
algisch, weil es die Arena ist, in der die kras-
se Vermögensungleichheit unmittelbar in den 
intimsten Alltag der Menschen durchschlägt. 
Was die massiv destabilisierenden Folgen die-
ser Polarisierung des Immobilieneigentums 
in Deutschland bislang eingehegt hat, ist kei-
ne von Natur aus ausgewogene »soziale Markt-
wirtschaft«. Das ist ideologischer Unsinn. Die 
Arbeit leistet die Politik. Die gemischte Ökono-
mie des Wohnungsbaus und die Mietenpolitik 
erfordern ein ständiges Austarieren.

Die Liberalisierung des Wohnungsmarkts 
führte in die Sackgasse
Wie eine bemerkenswerte Untersuchung eines 
Teams am Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW Berlin) gezeigt hat, hat die 
Wohnungsfrage den Bundestag seit Gründung 
der Bundesrepublik durchgehend beschäftigt – 
allerdings unter beständig wechselnden Über-
schriften. In den 1990er Jahren gab es den Ver-
such, das gesamte Thema zu entpolitisieren 
und den Staat auf die bloße Rolle des Regulie-
rers zurückzuziehen: Gefördert werden sollte 
nicht mehr der Bau, sondern das Einkommen 
derjenigen, für die die Wohnkosten untragbar 
waren. In Städten wie Berlin ging das mit dem 

katastrophal kurzsichtigen Verkauf riesiger Be-
stände öffentlicher Wohnungen einher.
	 In den 2010er Jahren war klar, dass dies in 
eine Sackgasse führte. Mietpreisregulierungen 
waren unerlässlich, um Bezahlbarkeit zu si-
chern, doch sie führten zu Investitionsstreiks 
und zu einer wachsenden Immobilität der 
Mieterschaft. Wie die derzeitige Blockade in 
Berlin und anderen deutschen Großstädten 
zeigt, verschärft sich die Frage von Jahr zu Jahr. 
Im weltweiten Maßstab gilt weiterhin, dass die 
Mieten selbst in Hotspots wie München und 
Berlin moderat sind. 

Für deutsche Ohren mag es surreal klingen, 
aber in London liegen die Mietpreise leicht 
über 40 Euro pro Quadratmeter, in New York 
über 100. Es ist dieser außergewöhnliche Zu-
stand, der Mamdanis Mobilisierung ihre 
Dringlichkeit verleiht. Doch auch wenn Berlin 
im Vergleich relativ gesehen eine Insel niedri-
ger Preise bleibt: Der Preisschock war gewaltig, 
und er hat eine lokale Ökonomie getroffen, die 
anders als die Londons, Paris’ , Münchens oder 
Amsterdams keine hohen Einkommen hervor-
bringt. Das Ergebnis ist, dass die durchschnitt-
liche Kaufkraft pro Kopf in Berlin real zu den 
niedrigsten aller westeuropäischen Hauptstäd-
te gehört. Wie die Beiträge dieser Ausgabe von 
Surplus deutlich machen, führt die Wohnungs-
politik in den Kern aktueller progressiver Poli-
tik. Gegen die Privatisierung und Entpolitisie-
rung der vergangenen Jahrzehnte verlangt die 
Gestaltung lebenswerter städtischer Gemein-
schaften öffentliches Eigentum und öffentli-
che Investitionen. ●

Dein Feed   Jetzt die neuesten Texte von ADAM 
TOOZE direkt ins Postfach bekommen:  
surplusmagazin.de/autoren/adam-tooze
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Die Wohnkrise in Deutschland 
ist weder eine Überraschung 
noch ein Zufall. Sie ist das Er-
gebnis politischer Entschei-

dungen, die eine grundlegende 
Umdeutung des Nutzens von Wohnraum er-
möglicht haben. Wohnraum wird nicht mehr 
vorrangig als lebensnotwendige Infrastruktur 
für die Bevölkerung, sondern als Gewinnmög-
lichkeit Einzelner begriffen. Ohne diese Um-
deutung wäre die Wohnkrise in ihrer aktuel-
len Ausprägung nicht denkbar. 

Privatisierung und Finanzialisierung
Entscheidend für diese Entwicklung war 
zum einen die Abschaffung der Wohnungs-
gemeinnützigkeit 1990 unter CDU-Bundes-
kanzler Helmut Kohl. Wie der Begriff schon 
vermuten lässt, ging es dabei um die Stärkung 
von Wohnraum als gemeinnütziges Gut. Woh-
nungsunternehmen erhielten Steuervorteile, 
sofern sie im Gegenzug ihre Mieten deckel-
ten, Gewinne begrenzten und Einnahmen in 
den Erhalt oder den Bau von Wohnraum rein-
vestierten. Durch die Abschaffung dieses Mo-
dells konnten 3,4 Millionen vormals gemein-
nützige Wohnungen auf einen Schlag auf 
dem freien Wohnungsmarkt vermietet wer-
den. Dieser neoliberale Umbau ermöglichte 
die nachfolgende Entwicklung, bleibt aber 
oft unerwähnt. Häufig steht die Veräußerung 
öffentlicher Wohnungsunternehmen durch 
Kommunen im Fokus, die durch den Verkauf 

Die 
entfesselte 
Wohnkrise

Wohnen  Der Neoliberalismus hat Wohnen zum Spekulations- 
objekt gemacht. Die Folgen spüren wir heute als Dauerwohnkrise. 

Von Lara Schulschenk

https://www.bpb.de/kurz-knapp/lexika/handwoerterbuch-politisches-system/202215/wohnungspolitik/
https://www.bpb.de/kurz-knapp/lexika/handwoerterbuch-politisches-system/202215/wohnungspolitik/
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von etwa 1,9 Millionen Wohnungen zwischen 
1999 und 2008 ihren Teil zu der extremen Pri-
vatisierung des Wohnungsmarktes beitrugen. 
Auf diesem neuen Wohnungsmarkt hätten So-
zialwohnungen ein entscheidendes Gegenge-
wicht zur gewinnorientierten Vermietung dar-
stellen können. Allerdings vernachlässigte der 
Staat diese Förderung seit Ende der 1990er Jah-
re zunehmend und setzte auf die sogenannte 
Subjektförderung. Dabei wird mit staatlichen 
Zuschüssen kein bezahlbarer Wohnraum ge-
schaffen oder gehalten – stattdessen werden 
Menschen beispielsweise mit dem Wohngeld 
direkt subventioniert.
	 Der Rückzug des Staates aus dem Woh-
nungsmarkt bereitete den Weg für eine erste 
Welle der Finanzialisierung in den 1990er und 
2000er Jahren. Das große Wohnungsangebot 
lockte insbesondere Hedgefonds und Priva-
te-Equity-Fonds an. Diese Finanzdienstleister 
sammeln Geld von Investoren und versuchen, 
damit höchstmögliche Renditen zu erzielen, 
indem sie beispielsweise Wohnungsunterneh-
men kaufen und verkaufen. Sie gelten als »Heu-
schrecken«, weil sie durch Sparmaßnahmen 
den Wohnraum ausbeuten, ohne Mehrwert 
durch Sanierungen, Modernisierungen oder 
eine Verbesserung des Services zu schaffen. Zu 
den wohl bekanntesten Vertretern gehörten 
Blackstone und Cerberus. Ihr Geschäftsmodell 
stieß mit der Weltfinanzkrise 2008 an Grenzen, 
weil die notwendige Liquidität im Markt nicht 
mehr vorhanden war. Damit begann die zweite 

Welle der Finanzialisierung: Zahlreiche Priva-
te-Equity-Investoren realisierten ihre Renditen, 
indem sie ihre Wohnungsbestände weiterver-
kauften oder durch Börsengänge versilberten. 
So entwickelten die Private-Equity-Unterneh-
men Terra Firma und Fortress die Deutsche 
Annington und die GAGFAH zu börsennotier-
ten Wohnungsunternehmen, aus denen später 
die Vonovia hervorging.
	 In einer Studie beschreibt die Bürgerbewe-
gung Finanzwende diese Entwicklung wie folgt: 
»Die börsennotierten Wohnungsunternehmen 
strebten nicht nach schnellem Weiterverkauf, 
sondern hielten dauerhaft an den Wohnungs-
beständen fest. Die starke Renditeorientierung 
blieb hingegen bestehen, und auch die neuen 
Wohnungsfirmen mussten das Interesse ihrer 
institutionellen Eigentümerinnen und Eigen-
tümern an hohen Renditen bedienen.«
	 Die Studie zeigt außerdem, dass sich der 
Wohnungsbestand finanzialisierter Wohnungs-
unternehmen zwischen 2005 und 2022 mehr 
als vervierfacht hat. Zu den größten Vertretern 
in Deutschland zählen neben der Vonovia als 
Marktführerin LEG Wohnen, TAG Immobilien 
und Grand City Properties. Sie kommen auf 
Abschöpfungsquoten von über 40 Prozent, was 
bedeutet, dass über 40 Cent pro Euro gezahlter 
Miete an Investoren fließt. Realisiert wird das 
durch Mieterhöhungen und Einsparungen im 
Wohnungsbestand sowie beim Service.

Wandel der Vermietungskultur
Zu den börsennotierten Wohnungsunterneh-
men kommen weitere privatwirtschaftliche 
und damit ebenfalls gewinnorientierte Un-
ternehmen. Insgesamt hielten diese Akteure 
einen Anteil von knapp 14,3 Prozent an ins-
gesamt etwa 23,06 Millionen Mietwohnun-
gen in Deutschland. Nun könnte man mei-
nen, dass dieser Anteil nicht ausschlaggebend 
für den gesamten Markt ist. Entscheidend ist 
jedoch der Wandel der Vermietungskultur, 
der sich durch die Finanzialisierung vollzo-
gen hat: Wohnungen wurden vom Zuhause 
zum Renditeobjekt.
	 Eine Zuspitzung dieser Entwicklung ist 
heute in Form von Immo-Bros zu beobachten, 
die in den sozialen Netzwerken krude Tipps 
dazu geben, wie sich mit Wohnraum angeb-
lich maximale Gewinne erzielen ließen. Da 
wird zu teurer und risikoreicher Finanzie-
rung ohne Eigenkapital oder zum Umgehen 
der Mietpreisbremse geraten. Öffentlichkeits-
wirksam und ohne jede Scham. Die Konzerne 
machen vor, wie sehr es sich finanziell lohnt, 
eine faire Vermietungspraxis und angemesse-
ne Mietpreise hinter sich zu lassen.

Politisches Versagen
Vermieter nutzen nicht nur rechtliche Grau-
bereiche wie Ausnahmen bei der Mietpreis-
bremse, um ihre Gewinne zu maximieren. Et-

liche schrecken auch vor Gesetzesbruch nicht 
zurück. Ein Beispiel dafür ist Mietwucher. 
Darum handelt es sich, wenn eine Miete die 
ortsübliche Vergleichsmiete um mehr als 20 
oder sogar 50 Prozent übersteigt. Hier können 
Bußgelder oder sogar Freiheitsstrafen verhängt 
werden. Solche kriminellen Mieten können 
aktuell juristisch aber nur schwer verfolgt wer-
den, weil dem Vermieter nachgewiesen wer-
den muss, dass er eine Notlage ausgenutzt hat. 
Das ist aufwändig und kompliziert. Daher gibt 
es keine aussagekräftigen Prozessstatistiken.
	 Bei der Mietwucher-App der Linkspartei 
können Mieter und Mieterinnen ihre Miete 
überprüfen lassen und ihren Verdacht mel-
den. Seit Ende 2024 hat die Partei die App für 
mehrere Städte ausgerollt. Mittlerweile sind 
es 36 Städte und insgesamt sind über 300 000 
Mal Mieten zur Prüfung eingegeben worden. 
In knapp zwei Dritteln davon scheinen die 
Mieten überhöht zu sein. Trotzdem haben 
nur etwa 10 000 Haushalte ihre überhöhten 
Mieten den zuständigen Ämtern gemeldet – 
offenbar aus Sorge, sich mit ihren Vermietern 
anzulegen.
	 Ähnliches lässt sich bei der Mietpreis-
bremse beobachten. Diese erweist sich näm-
lich nicht nur aufgrund von Schlupflöchern 
seit über zehn Jahren als nahezu nutzlos. Das 
Problem ist auch, dass diejenigen, deren Ver-

mieter gegen die Mietpreisbremse verstoßen, 
individuell dagegen vorgehen müssen. Wäh-
rend bei Mietwucher theoretisch Ämter die 
Verfolgung übernehmen können, handelt es 
sich bei der Mietpreisbremse um Zivilrecht. 
Eine Studie aus München zeigt, dass nur etwa 
2 Prozent von 10 000 Befragten die Mietpreis-
bremse in Anspruch nehmen würden, obwohl 
je nach Berechnungsgrundlage zwischen 13 
und 38 Prozent dazu berechtigt wären. Zudem 
waren lediglich 38 Prozent der Befragten aus-
reichend über die Mietpreisbremse informiert. 
Mit einer Strafe haben Vermieter bei einem 
Verstoß nicht zu rechnen. Sie müssen nur die 
überschüssige Miete zurückzahlen. Ein Ver-
stoß kann sich aus Vermieter-Sicht also loh-

1,9
Mio.

Wohnungen wurden zwischen  
1999 und 2008 privatisiert.
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nen. Deutschlandweite Zahlen zu Verstößen 
gegen die Mietpreisbremse gibt es ebenfalls 
nicht. Eine Untersuchung im Auftrag des 
Deutschen Mieterbundes zeigt aber, dass in 
Berlin mutmaßlich jedes zweite Wohnungsin-
serat gegen die Mietpreisbremse verstößt. Das 
mag wenig überraschen, da Berlin als Parade-
beispiel für die Wohnkrise gilt. In der Unter-
suchung wurden aber auch Inserate aus Ulm 
ausgewertet. Dort verstießen mutmaßlich etwa 
70 Prozent gegen die Mietpreisbremse.
	 Trotz ihrer weitgehenden Wirkungslosig-
keit entschied sich die schwarz-rote Regierung 
2025 dazu, die Mietpreisbremse zu verlängern. 
Mit der Mietrechtsreform II sollen einige der 
Schlupflöcher gestopft werden. Das ändert 
aber nichts am grundlegenden Problem: Mie-
ter und Mieterinnen werden mitten in einer 
Wohnkrise allein damit gelassen, sich gegen 
überhöhte Mieten zu wehren. Aktuell wäre 
die einzige relevante Möglichkeit von staatli-
cher Seite einzugreifen, das Mietwuchergesetz. 
Doch damit das in Masse funktionieren könn-
te, müsste das Gesetz reformiert werden. Diese 
Reform schiebt die Bundesregierung ebenso 
wie ihre Vorgänger aber vor sich her.

Der Markt regelt nicht 
Statt den Mietern und Mieterinnen energisch 
zur Seite zu springen, rücken verantwortliche 

Politiker und Politikerinnen sowohl auf Bun-
des- als auch auf Landesebene den Neubau 
in den Fokus. »Bauen, bauen, bauen« lautet 
das Credo.
	 Die Idee dahinter: Es braucht mehr Wohn-
raum, um die Wohnkrise zu lösen. Dieser An-
satz verkennt allerdings, dass sich das Angebot-
und-Nachfrage-Modell nur bedingt auf den 
Mietmarkt übertragen lässt. Die grundlegende 
Idee des Modells ist, dass eine hohe Nachfrage 
zu höheren Preisen führt, diese dann das Ange-
bot ankurbeln und die Nachfrage dämpfen. So 
soll es letztlich zu einem Ausgleich kommen. 
Diese Dynamik funktioniert bei Wohnraum 
aber in vielen Fällen nicht. In einem Ballungs-
gebiet beispielsweise, in dem die Nachfrage 
nach Wohnraum groß ist, begrenzen Flächen 
und hohe Baukosten die Möglichkeit, weiteren 
bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. Außer-
dem führen hohe Preise auf dem Wohnungs-
markt nicht zu einem Absinken der Nachfra-
ge, weil Menschen sich auch angesichts hoher 
Mieten nicht gegen das Wohnen entscheiden 
und auch nur bedingt in günstigere Gebiete 
ausweichen können. 
	 Die Flexibilität wäre bei Investoren und 
Vermietern größer, da Geldanlage und Ver-
mietung keine Grundbedürfnisse darstellen. 
Ihr Interesse an Immobilien und Grundstü-
cken scheint ungebrochen. Lediglich seit der 
Zinswende 2022 ist eine leichte Zurückhal-
tung zu beobachten. Die Entwicklung der 
Kaufpreise hat zuvor aber über Jahre hinweg 
keine abschreckende Wirkung gezeigt – insbe-
sondere in Gegenden mit angespanntem Woh-
nungsmarkt. In München haben sich die Bau-
landpreise zwischen 2004 und 2022 mehr als 
verfünffacht. In Berlin hat sich der Quadrat-
meterpreis für Eigentumswohnungen allein 
zwischen 2012 und 2025 nahezu verdreifacht. 
Werden die teuer gekauften Wohnungen ver-
mietet, müssen in der Regel letztlich die Mie-
ter und Mieterinnen diese durch Investoren-
interesse in die Höhe getriebenen Kaufpreise 
mit ihren Mieten abbezahlen. 
	 Steigende Immobilienpreise sind sogar im 
Sinne der gewinnorientierten Wohnungsun-
ternehmen. Denn sie können Gewinne ver-
buchen, ohne dass diese tatsächlich realisiert 
wurden. Das bedeutet, dass sie steigende Werte 
ihrer Bestandsimmobilien jährlich als Gewinn 
verbuchen können, auch wenn sie diese nicht 

tatsächlich verkauft haben. Diese sogenann-
ten Papiergewinne führen wiederum dazu, 
dass die Unternehmen günstiger an Kredite 
kommen, um weitere Immobilien zu erwer-
ben. Ein sich selbst verstärkender Teufelskreis.
	 Die aktuelle Wohnpolitik zielt trotzdem da-
rauf ab, das Interesse von Investoren zu näh-
ren. Subjektförderungen wie das Wohngeld 
ermöglichen Vermietern zusätzliche Mieter-
höhungen, wovor unter anderem das Pestel-
Institut warnt. Objektförderungen wie beim 
sozialen Wohnungsbau werden von Investo-
ren als lohnende Anlageoption bewertet. So 
frohlockt ein Insider gegenüber dem Property 
Magazine: »Besonders geförderter und preisge-
bundener Wohnraum entwickelt sich […] zu 
einer eigenständigen und zunehmend attrakti-
ven Assetklasse für institutionelle Investoren.«
	 Auf der anderen Seite werden wohnpoliti-
sche Instrumente wie ein bundesweiter Mie-
tendeckel oder die Vergesellschaftung der 
Wohnungsbestände großer Unternehmen ve-
hement bekämpft. Sowohl Immobilienbran-
che als auch führende Politiker warnen davor, 
dass solche Eingriffe Investoren abschrecken 
könnten. Doch genau dieser Rückzug von In-
vestoren wäre notwendig, damit sich erneut 
ein Wandel der Bedeutung von Wohnraum 
vollziehen kann: weg vom Renditeobjekt, hin 
zum Zuhause. ●

In Berlin verstößt mutmaßlich 
jedes zweite Inserat gegen die 
Mietpreisbremse. LARA SCHULSCHENK hat Soziologie in Frankfurt 

studiert und die Deutsche Journalistenschule  
in München absolviert. Sie war Reporterin für die 
Frankfurter Rundschau und Redakteurin für  
den SPIEGEL. Zuletzt erschien ihr Buch »No Sweet 
Home«.

Fertiggestellte Wohnungen insgesamt  
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Quelle: Statistisches Bundesamt
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Eigentlich wollte die Bundesregierung das Wachstum der 
Flächenversiegelung aus Gründen des Umweltschutzes 
bereits 2020 auf »30 Hektar minus X« pro Tag verlangsa-
men, was sie später auf 2030 verschoben hat. Doch den 
neuesten Zahlen des Umweltbundesamts zufolge werden 
weiterhin im Schnitt rund 50 Hektar pro Tag verbraucht. 
Damit hat sich der Verbrauch seit 2000 zwar halbiert, aber 
es bleibt ein großer Treiber: Der Neubau von gering ver-
dichteten Wohngebieten wie Einfamilienhaussiedlungen. 
Forschende des Leibniz-Instituts für ökologische Raum-
entwicklung haben anhand von vier Fallstudienregionen 
untersucht, warum dieser Flächenfraß trotz gegenteiliger 
politischer Ziele anhält. Ihr Ergebnis: Nicht fehlende Poli-
tikinstrumente sind schuld, sondern das Zusammenspiel 
ländlicher Wohnideale, des Rückzugs der Kommunen aus 
der aktiven Bodenpolitik und privater Entwicklerinteres-
sen. Die Forschenden fordern, Subventionen auf den Ge-
bäudebestand auszurichten, statt den Neubau »auf der 
grünen Wiese« weiter zu fördern. 

Wohnungspolitik  
heißt meistens 
Vermietersubvention

Die Bonner Republik schuf mit dem sozialen Wohnungsbau 
die Grundlage des Wirtschaftswunders, die Berliner Repu-
blik trug mit ihrem Rückzug aus dem Segment zur aktuellen 
Wohnungskrise bei. Die Denkfabrik Dezernat Zukunft hat 
in einer Analyse von 60 Jahren Wohnungspolitik nachge-
zeichnet, wie es dazu kommen konnte. Demnach habe sich 
der Schwerpunkt der Wohnraumförderung über die Jahr-
zehnte von der Objekt- auf die Subjektförderung verscho-
ben. Anstatt den Bau, Erwerb oder die Modernisierung von 
Wohnobjekten zu fördern, werde das meiste öffentliche 
Geld für die Unterstützung bedürftiger Individuen ausge-
geben. Diese Subjektförderung übernimmt die Kosten der 
Unterkunft, aber subventioniert jede Mietpreiserhöhung. 
Damit steckt die Wohnungspolitik in einer teuren, selbst-
verschuldeten Zwickmühle: dauerhaft bezahlbaren Wohn-
raum zu schaffen, ohne durch den plötzlichen Entzug von 
Transferleistungen soziale Härten auszulösen.

In Katalonien wurde 2020 eine Mietpreiskontrolle in Ge-
meinden mit über 20.000 Einwohnern und einem ange-
spannten Wohnungsmarkt eingeführt, darunter die Me-
tropole Barcelona. Das Ergebnis: Die Mietpreiskontrolle 
senkte die Mieten um 4 bis 6 Prozent, ohne dass es zu einer 
Senkung des Angebots kam. Dabei war sie ziemlich strikt 
und umfassend. Die Miete von Bestandswohnungen wur-
de auf den Preis der Vormiete eingefroren und auch neue 
Einheiten durften eine lokale Preisobergrenze nicht über-
schreiten. Forschende des Institut d’Economia de Barce-
lona (IEB) werteten dazu die Mietregisterdaten aller tat-
sächlich abgeschlossenen Mietverträge aus, was deutlich 
umfassender und präziser ist als die Auswertung von Miet-
anzeigen. Ähnlich wie in Berlin vor einigen Jahren wurde 
die katalanische Mietpreiskontrolle 2022 vom spanischen 
Verfassungsgericht gekippt. Die Studie zeigt, dass es in 
der Folge zu keiner Erhöhung des Angebots kam. 

Schulte, S. & Krahé, M. (2026). Eine kurze Fiskalgeschichte der deutschen  
Wohnungspolitik. Hintergrundpapier des Dezernat Zukunft

Eichhorn, S., et al. (2024). Understanding land take by low-density residential areas: An institutionalist perspective on 
local planning authorities, developers and households. Land Use Policy, Vol. 143 (107198)

Voigtländer, M., & Wagner, L. (2026). Steuerliche Benachteiligung von selbstgenutzten 
Immobilien in Deutschland. IW-Trends – Vierteljahresschrift zur empirischen Wirtschafts-
forschung 2/2026, Jahrgang 53

Jofre-Monsey, J., et al. (2023). Effectiveness and supply effects of high-coverage rent control policies. 
Regional Science and Urban Economics, Vol. 101 (103916)

Mietpreiskontrolle senkt 
die Miete, ohne das Wohn-
angebot zu verringern

Einfamilienhäuser  
treiben die Flächenver-
siegelung

Deutschland gilt als Nation der Mietenden. 2022 betrug 
die Wohneigentumsquote 44 Prozent gegenüber 70 Pro-
zent im EU-Durchschnitt. Als Gründe dafür werden oft die 
hohen Nebenkosten und Eigenkapitalanforderungen eines 
Immobilienkaufs genannt. In einer Studie weist das arbeit-
gebernahe Institut der deutschen Wirtschaft (IW Köln) auf 
einen weiteren Grund hin: Das Steuersystem behandelt die 
gleiche Immobilie für Vermietende als Investitionsobjekt 
und für die Selbstnutzenden als Konsumgut. Vermietende 
können das Gebäude über Jahrzehnte abschreiben sowie 
Schuldzinsen und Instandhaltungskosten steuerlich gel-
tend machen; Instrumente, die den Selbstnutzenden nicht 
zur Verfügung stehen. Damit ist ihre Rendite im Vergleich 
zur Selbstnutzung um 2,1 Prozent höher. Ein deutscher 
Sonderweg: In allen anderen untersuchten Ländern liegt 
die Rendite der Selbstnutzung über der der Vermietung. 
Das erschwert den Vermögensaufbau und in angespann-
ten Wohnungsmärkten kommen Kapitalanleger eher zum 
Zug als junge Familien. Die Forschenden fordern dagegen 
höhere Freibeträge bei der Grunderwerbsteuer sowie ge-
förderte Darlehen.

Steuersystem privilegiert 
Vermieten über Selbst-
nutzen von Immobilien

Das sagt die Wissenschaft ...
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Die Wohnungskrise lässt sich mit den Modellen des  
Mainstreams weder verstehen noch bearbeiten. Ein Plädoyer 
für Vergesellschaftung. Von Tom Krebs 
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Eine Wohnung ist mehr als nur 
ein Platz zum Schlafen. Sie be-
einflusst die Lebensqualität 
maßgeblich. Die drastisch ge-

stiegenen Mieten der vergan-
genen Jahre bedeuten für viele Menschen de 
facto, dass ihre Lebensgrundlage ins Wanken 
geraten ist. Angesichts dieser Entwicklungen 
überrascht es nicht, dass in einem Berliner 
Volksentscheid 2021 eine Mehrheit für die 
Vergesellschaftung großer Immobilienkonzer-
ne gestimmt hat und die Initiative Deutsche 
Wohnen & Co enteignen großen Zuspruch in 
der Bevölkerung erhält. 
	 Doch die Politik zögert, auch weil sich er-
heblicher Widerstand formiert hat. Immobi-
lienverbände und der ökonomische Main-
stream verkünden selbstsicher, dass nur der 
Markt und privates Eigentum eine effizien-
te Wohnraumversorgung gewährleisten kön-
nen. Viele progressive Stimmen unterstützen 
zwar die Forderung nach mehr sozialem Woh-
nungsbau, stehen einer Vergesellschaftung be-
stehender Wohnungsbestände aber skeptisch 
gegenüber. Und über allem schwebt die Frage: 
Wer soll das bezahlen?
	 Das Thema ist so zentral und kontrovers, 
dass es sich lohnt, die Sache etwas grundle-
gender zu beleuchten. Schauen wir uns also 
an, was die Kritiker zu sagen haben.

Der neoliberale Traum
Die marktliberale Position ist schnell zusam-
mengefasst: Sozialen Wohnungsbau braucht 
es nicht, denn Probleme auf dem Wohnungs-
markt lassen sich rein privatwirtschaftlich 
lösen. Der Staat sollte sich auf Transferzah-
lungen beschränken. So haben der Sachver-
ständigenrat und der Wissenschaftliche Beirat 
des Wirtschaftsministeriums in der Vergan-
genheit vorgeschlagen, den öffentlichen 
Wohnungsbau und die Mietpreisbremse ab-
zuschaffen und stattdessen das Wohngeld für 
bedürftige Haushalte zu erhöhen. Derartige 
Vorschläge werden auch gerne von den Im-
mobilienverbänden vorgebracht und sie ha-
ben einen gewissen Charme: Vertraue auf den 
Markt und alles wird gut!
	 Die Erfahrung hat gezeigt: Nein, wird es 
nicht. In der Realität kann diese Empfehlung 
desaströse Konsequenzen für Gesellschaft und 
Wirtschaft haben. Und es gibt gute ökonomi-
sche Gründe, der reinen Marktlösung zu miss-
trauen. Ein Beispiel kann helfen, das besser zu 
verstehen.
	 Alles beginnt mit einem Gedankenexperi-
ment, das die wirtschaftsliberale Seite gerne ins 
Feld führt, um die Vorzüge der reinen Markt-
lösung zu demonstrieren. Nehmen wir an, 
Haushalte können entweder in der Stadtmitte 
(Kommune A) oder am Stadtrand (Kommune 
B) wohnen und die Anzahl der Wohnungen in 
der Stadt ist fest vorgegeben. Das Wohnungs-

angebot in der Stadtmitte reicht aus, um die 
Hälfte der Haushalte mit Wohnungen zu ver-
sorgen. Alle Haushalte würden eine Stadtwoh-
nung einer Wohnung am Stadtrand vorziehen, 
aber die Hälfte der Haushalte hat eine ganz be-
sondere Vorliebe für das Leben in der Stadt.
	 Wie erhalten nun diejenigen Haushalte eine 
Wohnung in der Stadtmitte, die am stärksten 
vom Stadtleben profitieren? Eine staatliche 
Wohnungslotterie könnte dieses Zuteilungs-
problem nur sehr unbefriedigend lösen, denn 
sie würde auch einigen Haushalten mit einer 
großen Vorliebe für Stadtwohnungen eine 
Wohnung am Stadtrand zuweisen. Hingegen 
stellt der Preismechanismus ein vermeintlich 
effizientes Mittel dar, die vorhandenen Woh-

nungen auf die Haushalte zu verteilen. Wegen 
der größeren Nachfrage werden die Stadtmie-
ten über den Mieten in den Randgebieten lie-
gen. Die 50 Prozent der Haushalte mit der größ-
ten Vorliebe für das Stadtleben werden bereit 
sein, die höheren Mieten zu zahlen und die hö-
heren Mietkosten beispielsweise beim nächsten 
Autokauf einzusparen. Diese Wohnungsalloka-
tion ist effizient im ökonomischen Sinne: Die 
Haushalte mit der größten Präferenz für Stadt-
wohnungen erhalten auch eine Stadtwohnung. 
	 Aber was passiert, wenn das Einkommen ei-
niger Haushalte nicht einmal zum Mieten am 
Stadtrand ausreicht? Diese Haushalte erhalten 
vom Staat Wohngeld, damit sichergestellt wer-
den kann, dass jeder Haushalt eine Wohnung 

Deutsche Wohnen

Ohne Ver- 
gesellschaftung 

geht es nicht



14

hat. Das ist die sogenannte Subjektförderung 
im Wohnungsmarkt. In dieser Erzählung ist 
kein Platz für den öffentlichen Wohnungs-
bau (Objektförderung), denn die unsichtba-
re Hand des Marktes erzeugt den größten ge-
samtgesellschaftlichen Nutzen.
	 Viele Details des deutschen Wohnungs-
markts fehlen im obigen Beispiel, doch ein ge-
wisser Abstraktionsgrad ist angemessen und 
notwendig für jede ökonomische Analyse. Un-
angemessen ist allerdings, wenn ökonomische 
Zusammenhänge nicht berücksichtigt werden, 
die empirisch relevant sind und die marktlibe-
rale Politikempfehlung als nicht tragfähig ent-
larven. Und genau das ist hier der Fall: Die 
Marktlogik führt zu politischen Fehlschlüssen, 
weil zentrale Annahmen der marktliberalen 
Analyse wesentliche Dimensionen der gesell-
schaftlichen Realität nicht angemessen wider-
spiegeln. Erweitern wir dafür das Beispiel leicht.

Die gesellschaftliche Realität
Nehmen wir also an, dass das Wohnraumange-
bot in der Stadtmitte fest vorgegeben ist, aber 
die Anzahl der Wohnungen nicht. Es können 
viele mittelgroße oder wenige sehr große Woh-
nungen gebaut werden. Nehmen wir zudem 
an, dass 10 Prozent der Haushalte sehr vermö-
gend sind und definitiv eine große Wohnung 
in der Stadtmitte wollen. In diesem Fall ist es 
durchaus möglich, dass der Markt zur folgen-
den Wohnungsallokation führt: Die vermö-
genden 10 Prozent besitzen sehr große Eigen-
tumswohnungen in der Stadt und 90 Prozent 
der Haushalte müssen am Stadtrand in klei-
nen und mittelgroßen Mietwohnungen leben.
	 Nun würden einige Ökonominnen und 
Ökonomen einwenden, dass eine gewisse Un-
gleichheit unvermeidlich ist, nach dem Mot-
to: Nicht jede(r) kann einen Porsche fahren. 
Außerdem könne Umverteilung – wenn ge-
wünscht – durch Auszahlung von Wohnungs-
zuschüssen erreicht werden. Diese Einwände 

greifen jedoch aus den folgenden Gründen zu 
kurz.
	 Zum Ersten gibt es ein Verteilungsprob-
lem, wenn zwar viele Porsches produziert wer-
den, dafür aber zu wenige Mittelklassewagen. 
Oder um zum Wohnungsbeispiel zurückzu-
kommen: Sobald die vermögenden Haushalte 
eine starke Vorliebe für Stadtwohnungen ha-
ben, würden zusätzliches Wohngeld und ande-
re Wohnungszuschüsse in der üblichen Grö-
ßenordnung nur zu einem Anstieg der Mieten 
und Hauspreise führen, ohne die Wohnungsal-
lokation zu verändern. Die exklusive Stadtmit-
te bleibt trotz Transferzahlungen das Domizil 
der vermögenden 10 Prozent der Gesellschaft. 
	 Zum Zweiten kann eine ungleiche Ver-
teilung des städtischen Wohnraums zu wirt-
schaftlichen Verlusten führen. Angenommen, 
verschiedene Unternehmen sind in der Stadt 
und im Randgebiet angesiedelt, aber die an-
gebotenen Jobs im städtischen Ballungsraum 
sind im Durchschnitt produktiver und zahlen 
entsprechend höhere Löhne. Die Knappheit 
an bezahlbarem Wohnraum in der Stadt wür-
de dann die gesamtwirtschaftliche Produktion 
reduzieren, wenn Erwerbspersonen wegen zu 
hoher Pendelkosten einen schlecht bezahlten 
Job im Randgebiet annehmen müssen. Solche 
und ähnliche äußere Faktoren (sogenannte 
Agglomerationseffekte) sind ausgiebig in der 
Literatur zur Stadtökonomik untersucht wor-
den und führen üblicherweise zu Marktver-
sagen. Und die Kette der Konsequenzen zieht 
sich weiter: Zusätzliche Produktionsverluste 
können entstehen, wenn die städtischen Un-
ternehmen wegen eines Fachkräftemangels 
weniger neue Stellen schaffen. 
	 Zum Dritten wirkt sich die Wohnungsallo-
kation auf den Bildungs- und späteren Arbeits-
markterfolg von Kindern aus. Neuere Studien 
belegen, dass die soziale Mischung der Wohn-
gegend, in der ein Kind aufwächst, einen star-
ken Einfluss auf sein zukünftiges Arbeitsein-
kommen als erwachsene Erwerbsperson hat. 
Diese sogenannten »Nachbarschaftseffekte« 
haben zur Folge, dass die unsichtbare Hand des 
Marktes ohne staatliche Eingriffe zu erhebli-
chen Fehlallokationen führt. Sozial ausgewoge-
ne Wohnquartiere in städtischen Ballungsräu-
men fördern die Chancengleichheit, während 
die Marktlösung ohne sozialen Wohnungsbau 
immer die Tendenz hat, die Menschen nach 
Einkommen und Vermögen zu segregieren. 

Warum eine Vergesellschaftung 
notwendig ist
Dieses Gedankenexperiment verdeutlicht, was 
zahlreiche Studien belegen: Der Wohnungs-
markt ist grundsätzlich anders als der Markt für 
Äpfel und Birnen. Die naive Marktlogik stößt 
daher sehr schnell an ihre Grenzen, auch wenn 
sie häufig in der öffentlichen Debatte und den 
volkswirtschaftlichen Lehrbüchern dominiert. 

35%
der Mietwohnungen befinden sich 
in Berlin im Besitz gemeinnütziger 

Wohnungsunternehmen.

2021 stimmte eine Mehrheit der Berliner für die  
Vergesellschaftung großer Wohnungskonzerne.
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Ein nennenswerter Anteil des Wohnungsbe-
stands sollte nicht nur über den Preismecha-
nismus verteilt werden, sondern auch nach sozi-
alen Kriterien. Eine solche sozial ausgewogene 
Wohnungspolitik ist eine Politik der Chancen-
gleichheit und der wirtschaftlichen Vernunft. 
	 So weit, so gut, werden viele progressive Stim-
men sagen. Doch all das spricht nicht zwangs-
läufig für eine Vergesellschaftung großer Woh-
nungskonzerne. Lässt sich die angestrebte 
soziale Ausgewogenheit nicht ebenso durch 
den Bau neuer Sozialwohnungen erreichen? 
Die kurze Antwort lautet: Wir brauchen beides.
	 Zweifellos ist der Bau neuer Sozialwohnun-
gen wichtig, um das Angebot an bezahlbarem 
Wohnraum in den städtischen Ballungsräu-
men auszuweiten. Mit dieser Strategie allein 
werden sich die angestrebten Ziele jedoch 
nicht erreichen lassen. Ein Blick auf Berlin 
verdeutlicht das Problem: Von den rund 1,7 
Millionen Mietwohnungen befinden sich le-
diglich 35 Prozent im Eigentum gemeinnüt-
ziger Wohnungsunternehmen – etwa 400 000 
gehören den landeseigenen Wohnungsgesell-
schaften, weitere 200 000 den Wohnungsge-
nossenschaften. Soll dieser Anteil auf 50 Pro-
zent steigen – und damit ein Niveau erreichen, 
das ungefähr dem Wiens entspricht –, fehlen 
rund 250 000 Wohnungen in gemeinnütziger 
Hand. Selbst bei einem ambitionierten öffent-
lichen Neubau würde Berlin etwa 40 Jahre be-
nötigen, um diese Lücke zu schließen. Eine 
Vergesellschaftung der Deutschen Wohnen 
hingegen könnte innerhalb kurzer Zeit rund 
220 000 Wohnungen in öffentliches Eigentum 
überführen und damit ihre Mieten dauerhaft 
begrenzen.
	 Doch sind private Wohnungsgesellschaf-
ten wie Vonovia oder ihre Tochtergesellschaft 
Deutsche Wohnen nicht effizienter oder in-
novativer als gemeinnützige Unternehmen? 
Die Antwort lautet: nein. Es gibt nichts, was 
Deutsche Wohnen leisten könnte, das eine 
gut geführte öffentliche Wohnungsbaugesell-
schaft wie die Hamburger SAGA nicht ebenso 
gut könnte – und zwar zu geringeren Kosten, 
weil sie keine hohen Dividenden an interna-
tionale Finanzinvestoren ausschütten muss. 
Betrachten wir zum Beispiel Effizienzgewin-
ne durch Skaleneffekte oder serielles Bauen 
beim Neubau und der Sanierung bestehen-
der Wohnungsbestände? Tatsächlich haben 
Vonovia und Deutsche Wohnen in diesen Be-
reichen vielfach von Vorreitern wie der SAGA 
gelernt, und die Berliner Wohnungsbaugesell-
schaften zählen mittlerweile auch zur Spitzen-
gruppe. Und Kosteneinsparungen durch die 
Digitalisierung der Hausverwaltung? Auch 
sie gehören längst zum Standard gut geführ-
ter öffentlicher Wohnungsunternehmen. Der 
Unterschied besteht darin, dass bei Vonovia 
und Deutsche Wohnen die Servicequalität 
häufig zugunsten höherer Dividenden leidet.

Verbleibt die Frage: Wie soll das alles bezahlt 
werden? Die Antwort lautet: Das ist kein Pro-
blem, wenn die 220 000 Wohnungen auf die 
sechs landeseigenen Wohnungsunternehmen 
Berlins verteilt werden. Die erforderliche Ent-
schädigung für die Deutsche Wohnen könnte 
von diesen Unternehmen durch eine Kombi-
nation aus Kreditaufnahme und einer Aufsto-
ckung ihres Eigenkapitals finanziert werden. 
Das zusätzliche Eigenkapital würde wiederum 
vom Land Berlin bereitgestellt. Die finanziel-
len Spielräume im Berliner Haushalt würden 
dadurch nicht eingeschränkt, denn die Bereit-
stellung von Eigenkapital gilt als finanzielle 
Transaktion und ist daher schuldenbremsen-
neutral. Zwar würde die öffentliche Verschul-
dung steigen, zugleich nähme aber auch der 
öffentliche Vermögensbestand im gleichen 
Umfang zu. Das staatliche Nettovermögen 
bliebe kurzfristig also unverändert. Langfris-
tig würde es sogar wachsen, da ein Teil der 
Mieteinnahmen über eine Gewinnausschüt-
tung an das Land zur Tilgung der aufgenom-
menen Kredite verwendet würde.
	 Die Wohnungskrise in Großstädten wie 
Berlin kann nur zeitnah überwunden werden, 
wenn die Wohnungen von privaten Immobi-
lienunternehmen wie Deutsche Wohnen in 
öffentliches Eigentum überführt werden. Das 
gebietet die ökonomische Vernunft und die so-
ziale Gerechtigkeit. In Berlin unterstützt eine 
klare Mehrheit der Bevölkerung diesen Weg 
und das Grundgesetz stellt mit Artikel 15 ein an-
gemessenes Instrument bereit. Doch die Politik 
zögert und zaudert. Es ist an der Zeit für mehr 
gelebte Demokratie: Die Vergesellschaftung von 
Deutsche Wohnen & Co sollte die zentrale Fra-
ge für die Berliner Wahlen im September sein, 
die jede(r) Kandidat(in) auf das Bürgermeister-
amt eindeutig beantworten sollte. ●

Sozialmietwohnungen als Anteil aller 
Wohnungen, ausgewählte OECD-  

und EU-Länder, absteigend sortiert.
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Als Entschädigung erhalten 
die Wohnungskonzerne 

verzinste Schuldverschrei-
bungen (Anleihen), die von 
der GgW bedient werden. 

Einer Studie zufolge können 
vertretbare Mieten eine 

Verschuldung von mehr als
16 Mrd. Euro  finanzieren. 

 Landeseigener Betrieb

Gemeingut Wohnen (GW) AöR

AKTIVA PASSIVA

Einlagen

Vergesellschaftete 
Immobilien

Garantie des Landes für die 
Schuldverschreibungen

Eigenkapital

Schuldverschreibungen  
bei Wohnungskonzernen

Wie finanziert 
man Vergesell-

schaftung?
Die Vergesellschaftung großer Wohnungs-

konzerne erfordert eine tragfähige  
Finanzierung. Eine Übersicht über den Vor-
schlag der Initiative Deutsche Wohnen und 

Co enteignen. Von Friederike Reimer, 
Benedikt Heyl und Leon Heckmann

Wohnungskonzerne

AKTIVA PASSIVA

Einlagen

Vergesellschaftete 
Immobilien

Schuldverschreibungen  
von Gemeingut Wohnen

Eigenkapital

Kredite von Banken

Privater Sektor

Durch die Vergesellschaftung 
werden Immobilien von den 
Bilanzen großer, privatwirt-

schaftlicher Konzerne mit mehr 
als 3.000  Wohnungen in die 

neu gegründete Gemeingut 
Wohnen überführt.  

Etwa 200.000  bis 220.000  
Wohnungen in Berlin befinden 
sich dann in Gemeineigentum. 

Fiskales Ökosystem 
Land Berlin 

2021 stimmten 51,9 Prozent der Berliner  
Wählenden für die Vergesellschaftung 
großer Wohnungskonzerne in Berlin.  
Nun bereitet die Initiative Deutsche Woh-
nen und Co enteignen einen Gesetzes-
volksentscheid vor. In den Gesetzes-
entwürfen schlägt die Initiative vor, die 
vergesellschafteten Wohnungen über eine 
neue Anstalt öffentlichen Rechts (AöR), 
die Gemeingut Wohnen (GgW), demo-

kratisch zu verwalten. Eine AöR ist eine Art Tochter-
unternehmen des Staates. Dem Land Berlin gehören 
schon jetzt viele AöR und auch privatrechtliche Un-
ternehmen, die unterschiedliche öffentliche Aufträ-
ge der Daseinsvorsorge erfüllen. Diese landeseigenen 
Unternehmen bilden zusammen mit dem Landes-
haushalt das »fiskalische Ökosystem« der Stadt. Mit 
der vorgeschlagenen Gestaltung der GgW nutzt die 
Initiative diesen bestehenden finanziellen Spielraum 
unter Einhaltung der Schuldenbremse. Die Vergesell-
schaftung wird nicht aus Steuermitteln finanziert, 
sondern durch die Ausgabe von Anleihen der GgW. 
Diese »Bilanzerweiterung« kann die GgW durch die 
Mieteinnahmen der Immobilien finanzieren.

FRIEDERIKE REIMER ist Ökonomin am Global Climate Forum und an der TU 
Chemnitz. Sie forscht zu öffentlichen Finanzen und fossilen Pfadabhängigkeiten 
im Finanzsystem. BENEDIKT HEYL ist politischer Ökonom am Global Climate 
Forum in Berlin und in der Initiative Deutsche Wohnen und Co. enteignen aktiv.  
Er forscht zum öffentlichen Wohnungsbau und Klimaschutzinvestitionen.   
LEON HECKMANN ist Politökonom und Pre-Doctoral Research Fellow in der 
OBFA-Transform Gruppe des Global Climate Forum, Berlin.



Landeshaushalt Berlin

AKTIVA PASSIVA

Einlagen

Schulen, Straßen, Parks

Weitere Vermögenswerte

Beteiligung an IBB, BVG, 
BEW, degewo, etc.

Beteiligung an  
Gemeingut Wohnen

Garantie für die Schuld
verschreibungen  
der Gemeingut Wohnen

Steuerbasis Garantien für IBB und BVG

Kredite bei Banken

Landesanleihen

i  Die Akteure werden in Bilanzen dargestellt. Die Aktivseite zeigt die Vermögenswerte, die Passivseite die Verbindlichkeiten und deren Finanzierung. 
Bilanzen sind eng miteinander verknüpft: Die Schulden des einen sind die Vermögenswerte des anderen. So interagiert das fiskalische Ökosystem Berlins, 
bestehend aus dem Landeshaushalt und landeseigenen Betrieben, mit den Bilanzen des Privatsektors.

Berliner Energie und 
Wärme (BEW) GmbH

AKTIVA PASSIVA

Einlagen

Weitere Vermö-
genswerte

Kraftwerke und 
Wärmepumpen

Fernwärmenetz Kredite bei 
Banken

Eigenkapital

Landeseigener Betrieb

Berliner Verkehrs
betriebe (BVG) AöR

AKTIVA PASSIVA

Einlagen

Weitere Ver
mögenswerte

Garantie Land 
Berlin

Schienen und 
Tunnel

Fahrzeuge Kredite bei 
Banken

Eigenkapital

Landeseigener Betrieb

Investitionsbank 
Berlin (IBB) AöR

AKTIVA PASSIVA

Reserven

Garantie Land 
Berlin

Weitere Ver-
mögenswert

Kredite an 
Kunden Anleihen

Eigenkapital

Landeseigener Betrieb

degewo AG

AKTIVA PASSIVA

Einlagen

Weitere Ver-
mögenswert

Immobilien

Anleihen

Kredite bei 
Banken

Eigenkapital

Landeseigener Betrieb

Dank der Garantie des 
Landes Berlin sind die 
Schuldverschreibungen 
ähnlich sicher wie Anleihen 
des Landes und daher gut 
handelbar; die Wohnungs-
konzerne können sie 
jederzeit am Kapitalmarkt 
verkaufen.

Die neu gegründete AöR Gemeingut Wohnen ist im fiskalischen Ökosys-
tem Berlins in guter Gesellschaft: Die Berliner Verkehrsbetriebe und die 
landeseigene Investitionsbank sind schon länger Teil des Kiez’. Zuletzt 
wurde die Berliner Energie und Wärme GmbH in öffentliches Eigentum 
zurückgeführt. Mit der Gemeingut Wohnen ziehen auch neue Aspekte in 
die Nachbarschaft der landeseigenen Betriebe ein, indem sie, anders als 
die bestehenden landeseigenen Wohnungsunternehmen wie die Degewo, 
basisdemokratisch organisiertes Gemeineigentum verwaltet.

Im Landeshaushalt taucht 
lediglich die Zugabe von 
Eigenkapital an die GgW 
auf. Dabei handelt es sich 
um eine finanzielle Transak-
tion, die von der Schulden-
bremse ausgenommen ist.
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Frau Gollan, wie viele Anfragen erhalten Sie derzeit 
von verzweifelten Wohnungssuchenden?

Täglich viele. Da sind Menschen drunter, die in ein paar 
Jahren aus ihrer Familienwohnung ausziehen wollen. 
Und Menschen in Notsituationen, die zum Beispiel mit 
einem befristeten Aufenthaltstitel auf dem freien Woh-
nungsmarkt keine Wohnung bekommen. Wenn sie bei 
uns einziehen, erzählen Menschen oft, wie schwierig es 
war, am freien Wohnungsmarkt zu bestehen. Und atmen 
bei uns auf.

Liegt das auch daran, dass sie plötzlich wirtschaft-
liche Sicherheit haben, während in allen anderen Be-
reichen weiter Unsicherheit herrscht – Stichwort 
steigende Lebensmittelpreise und so weiter?

Definitiv, beim genossenschaftlichen Wohnen ist man si-
cher vor Eigenbedarfskündigungen, aber gerade durch 
unsere gemeinschaftsorientierten Wohnprojekte müssen 
viele auch deutlich weniger ausgeben. Es gibt einen Bü-
cherschrank und Kleidertauschaktionen. Ich habe zum 
Beispiel meinen Kindern nicht ein einziges Paar Gummi-
stiefel gekauft.

Die anderen Großstädte haben nachgezogen, aber in 
München ist die Lage schon lange schwierig – ist aus 
diesem Grund die Wagnis entstanden?

Ja, das war 2000, da gab es die Schwabinger Wohnprojekt-
tage. Es ging schon damals um eine andere Antwort für 
verlässliches Wohnen jenseits von Spekulation und Woh-
nungsnot. Damals haben sich mehrere Initiativen zusam-
mengefunden. »Wagnis« ist ja ein Akronym für »Wohnen 
und Arbeiten in Gemeinschaft«. Schon bei den letzten 
drei Buchstaben waren sich die Gründer nicht ganz einig, 
ob »n« für nachhaltig oder natürlich steht und das »s« für 
selbstbestimmt oder sozial. (lacht) Heute verwenden wir 
das gar nicht mehr als Akronym.

Aber die Idee war klar: neue Wohnungen schaffen?

Anfangs war die Idee, Bestand zu kaufen. Als den Gründern 
bewusst wurde, dass man jemanden vertreiben würde, kam 
das Bauen zur Sprache. Damals hatte die Stadtbaurätin die 
Idee, in einem neu geplanten Viertel, dem Ackermannbo-
gen, Genossenschaften einzubinden. Die alten Bestandsge-
nossenschaften haben abgewunken, zu teuer, zu komplex. 
So sind die ersten Wagnis-Wohnungen entstanden, grob 
150 in zwei Projekten. Kurz zuvor haben sich zwei weitere 
Genossenschaften gegründet, und so ist eine deutschland-
weit einzigartige Szene entstanden. Der Stadtrat hat immer 
wieder Grundstücke in Konzeptvergabe an Genossenschaf-
ten gegeben. Gerade wurde unser neuntes Projekt bezogen, 
bei einem zehnten außerhalb Münchens haben wir gerade 
die Förderanträge eingereicht.

Genossenschaften  Rut Gollan ist Vor-
ständin der Münchner Genossen-
schaft Wagnis – und wohnt selbst in 
einem der Projekte. Die Nachfrage 
ist riesig, aber viele Faktoren hin-
dern sie am Wachsen, sagt Gollan 
im Interview mit Lea Hampel.

»Die Spekulation 
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Wie finanzieren Sie sich?

Bei jedem Projekt anders. Grundsätzlich haben wir eine 
Mischung aus unterschiedlich öffentlich geförderten und 
frei finanzierten Wohnungen. Der Anteil der frei finan-
zierten Wohnungen liegt bei maximal 40 Prozent. Die ste-
hen allen Menschen ohne Einkommensbeschränkung of-
fen. Unterschiedlich stark geförderte Wohnungen richten 
sich je nach Kommune an nur 60 Prozent der Haushalte.

Die Mitglieder müssen sich ja beteiligen, wie funktio-
niert das?

Die Mieter leisten keine Kaution, sondern eine Genos-
senschaftseinlage. Die ist bei den geförderten Wohnun-
gen niedriger, ab 150 Euro pro Quadratmeter, sie kann 
anteilig zusätzlich gefördert werden. Bei frei finanzierten 
Wohnungen ist sie höher, das können 1000, aber auch mal 
knapp 2000 Euro pro Quadratmeter sein. Und je geringer 
die Förderung, desto höher die Einlagen. 

Und mit dem Geld hat man eine Wohnung sicher?

Man zahlt diese Einlage nur, wenn man eine Wohnung 
sicher hat. Wenn wir Projekte neu entwickeln, vergeben 
wir die Wohnungen an Baugruppenmitglieder ungefähr 
zu dem Zeitpunkt, wenn wir den Bauantrag stellen. Dann 
erbringen die Haushalte die Einlagen. Wenn man auszieht, 
kriegt man das zurück.

 Wie hoch sind die Mieten?

Die geförderten Wohnungen beginnen grob bei sechs 
Euro pro Quadratmeter, bei den frei finanzierten Woh-
nungen sind es maximal gut 15, 16 Euro. Das mussten wir 
erhöhen, weil uns die höheren Zinsen und Kosten auf die 
Füße fallen. Dazwischen haben wir Abstufungen, je nach-
dem, wie einkommensstark ein Haushalt ist. 

Und die Einlagen und Anwartschaften fließen in  
den Bau?

Genau, die Summe der Einlagen stellt den Eigenkapitalan-
teil dar. Damit finanzieren wir Grundstücke und den Bau. 
Damit diese Einlagen nicht immer höher werden, ergän-
zen wir sie durch freiwillige Anteile, die statt Wohnrecht 
eine Dividende bekommen.

Das Geld reicht in München für die teuren Grundstücke?

Zum großen Teil werden die Grundstücke von der Stadt 
preisgemindert an uns abgegeben, dafür sichern wir unter 
anderem zu, dauerhaft über Jahrzehnte unter Mietspiegel 
zu vermieten. Der Freistaat und die Kommunen unter-
stützen mit günstigeren Darlehen und Zuschüssen. Die 
Genossenschaften haben aber keine Sonderrechte, es ist 
das reguläre Fördersystem.

Wie kommen Sie an die Grundstücke?

Im Wesentlichen über Ausschreibungen. Die Stadt hat 
festgelegt, dass 40 Prozent der städtischen Flächen für ge-
nossenschaftliche oder ähnliche Konzepte reserviert sind. 

Prägt das, mit was Sie sich bewerben?

Ja. Weil die Qualität und nicht die Rendite im Vorder-
grund steht, müssen wir nicht die Standardwege gehen, 
um ein Objekt zu planen. Bei uns steht meist die Frage 
aus Bewohnersicht im Vordergrund: Was muss meins sein 
und was können wir zusammen besser? 

Was heißt das in Ihren Projekten?

Ein Beispiel ist, dass wir Begegnungsräume einplanen. 
Wenn die Schwiegereltern fünf Tage zu Besuch sind, müs-
sen unsere Bewohnenden sie nicht auf dem Sofa einquar-
tieren oder im nicht vorhandenen Gästezimmer, sondern 
es gibt ein Apartment, das alle Bewohnenden gegen eine 
jeweils festgelegte, geringe Gebühr nutzen können. Das 
bedeutet: Es reichen weniger als 30 Quadratmeter pro 
Kopf, während es bundesweit gen 50 Quadratmeter geht. 

Klingt trotzdem, als wäre es nicht was für jedermann.

Bloß weil man ein Waschcafé hat, heißt das nicht, dass ich 
meine Waschmaschine aus der Wohnung nehmen muss. 

ist ein Grundübel«

In genossenschaftlichen Wohn-
projekten erleben die Menschen 

Selbstwirksamkeit.



Ich habe auch privaten Rückzugsraum, das ist ja keine 
Kommune. Und: Wir sind ganz normale Menschen. Am 
Ende streiten wir über die gleichen Dinge wie alle: Geld, 
Dreck und Lärm. Aber man muss eine Diskussion mehr 
aushalten. (lacht)

Was macht diese Art zu wohnen mit den Menschen?

Viel! Die Menschen erleben Selbstwirksamkeit – und 
wenn wir darüber reden, wie wir gesellschaftliche Kom-
promissfähigkeit und Toleranz fördern, können solche 
Wohnprojekte wichtige Keimzellen sein. 

Haben Sie ein Beispiel?

In meinem Wohnprojekt wird die Werkstatt von jemandem 
betreut, der aufgrund einer schweren Erkrankung seinen 
Beruf nicht ausüben konnte. Er hat aber eine Meisteraus-
bildung und organisiert eine gemeinschaftliche Werkstatt 
und ist hochgeschätzt von vielen. In so einer Nachbarschaft 
kommt man raus aus dem Schubladendenken. Die einen 
spielen in der Band, die anderen bauen den Brotbackofen. 
Die Menschen sehen sich anders und werden anders wahr-
genommen. Und das ist eine ganz große Qualität.

Sehr viele Menschen erleben das Gegenteil in Groß-
städten. Beengte Wohnverhältnisse, Unsicherheit, 
hohe Mieten. Wie viel gesellschaftliche Sprengkraft 
steckt im Thema Wohnen?

Schwierige, beengte oder sonst belastete Wohnverhältnisse 
erzeugen ähnlich wie wirtschaftliche Ängste einen Grund-
druck. Sie sind ein Katalysator für andere Konflikte. Und 
da spielt diese Unveränderlichkeit im Mietmarkt eine gro-
ße Rolle. In München beispielsweise ist ein neuer Vertrag 
meist sehr teuer. Das hält Menschen oft gefangen in Le-
benssituationen, die nicht mehr funktionieren. Und dann 
ist da noch die Frage: Wie hoch ist der Prozentsatz mei-
nes Einkommens, den ich ausgebe fürs Wohnen? Je mehr 
Ressourcen ich dafür binde, desto mehr fehlt es an ande-
ren Ecken. Etwa, um sich in einem Verein einzubringen.

Wo sehen Sie die Hauptprobleme für  
Wohnungsbauprojekte?

Das Wichtigste ist Verlässlichkeit. Vom ersten Konzept 
über die Grundstücksbewerbung bis zum Bezug gehen 
wir aktuell von vier bis sechs Jahren Planung aus. Dabei 
macht die Bauphase selbst – so keine Unwetter uns aus-
bremsen – nur knapp zwei Jahre aus. Aber wenn sich auf 

dem Weg dreimal die Rahmenbedingungen fundamental 
verändern, können wir nicht planen. Dann die Finanzie-
rung. In der Niedrigzinsphase war allen bewusst, so kann 
das nicht bleiben. Aber die Zinserhöhungen und Baukos-
tensteigerungen, die ja eine Reaktion auf die steigenden 
Energiepreise waren, kamen unglaublich schnell und ma-
chen vielen stark zu schaffen. Wir müssen viel mehr Ei-
genkapital aufbringen, um überhaupt was hinzustellen. 
Und dann werden immer neue Förderprogramme aufge-
setzt, die versuchen, Impulse zu setzen. Aber die sind teils 
kompliziert oder widersprechen sich. Viele Normen und 
Standards sind so absolut gesetzt, dass wir keine Gestal-
tungsspielräume mehr in der Planung haben und nur in 
immer noch komplexeren technischen Lösungen stecken. 
Das müsste alles einfacher werden, die Planung, aber auch 
das eigentliche Bauen, dann wird es auch günstiger. 

Sie plädieren also für Bürokratieabbau – wer wäre  
da zuständig?

Man kann gar nicht einfach sagen, wer zuständig ist. Von 
der KfW über verschiedene Ministerien bis zu den Kom-
munen gilt es, sich wieder auf einfache gesetzliche Stan-
dards zu reduzieren. Immerhin: Jetzt wurde der Gebäu-
detyp E angekündigt, mit dem man intelligenter und 
einfacher bauen kann. Den bauen wir de facto längst seit 
über zehn Jahren auf die eine oder andere Weise und wis-
sen, dass es klappt. 

Was wäre noch wichtig?

Die Spekulation von Grund und Boden muss überwun-
den werden. Das ist ein Grundübel.

Sie haben schon gesagt, dass Genossenschaften  
ein Nukleus sein können. Sehen Sie darin Ihre Rolle: 
Sachen ausprobieren, damit sie im großen Stil  
nachgemacht werden können?

Ja. In einem neuen Projekt arbeiten wir stark mit ge-
brauchten Materialien. Auch mit Themen wie Kreis-
laufwirtschaft und Dachgärten können wir Erfahrungen 
sammeln, weil wir nicht alles gleich im großen Maßstab 
machen müssen wie manche städtische Gesellschaft. Der 
Vorteil ist: Wenn ich gemeinsam statt Reihenhäusern neue 
Wohnkonzepte entwickle oder den Einsatz gebrauchter 
Materialien schon in der Planungs- und Bauzeit mit den 
künftigen Bewohnenden diskutiere, haben die eine intrin-
sische Motivation, mitzumachen. Wenn ich das als kom-
merzieller Anbieter vermarkten muss, sind der Kommu-
nikationsaufwand und das Risiko größer. Wir lernen von 
einem Projekt zum nächsten und können dann Dinge an-
ders lösen. Also ich würde sagen, wir nehmen unseren Na-
men weiter wörtlich. Dinge, die nicht funktioniert haben, 
sollte man nicht zweimal machen, aber Neues zu wagen 
gehört auf jeden Fall dazu. ●
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LEA HAMPEL ist Journalistin und arbeitet frei für Zeitungen und 
Magazine und macht Podcasts. Sie hat Wirtschafts- und Sozial
geschichte studiert.

Bei uns steht die Bewohnersicht  
im Vordergrund: »Was muss  

meins sein und was können wir  
zusammen besser?«



Surplus / August 2026

Anteil der Miete am durchschnittlichen  

Nettolohn in ausgewählten  

europäischen Städten, 2025

Wie viel  Lohn geht fürs Wohnen drauf? 

Durchschnittliche Monatsmiete in  

ausgewählten europäischen Städten, 

2016 und 2025 

Mietexplosion im 

Städtevergleich

Der Mietenwahn 
in Zahlen 
Steigende Mieten, explodierende Nebenkosten,  
Einkommen, die nicht mithalten: Wohnen ist  
in weiten Teilen Europas zur finanziellen Dauer- 
belastung geworden. Die folgenden Grafiken  
zeigen, wo der Druck am größten ist. 

Stadt

2016

2025

Lissabon 770€ 1400€

Berlin
930€ 1350€

Stockholm 1650€ 2100€

Brüssel 820€ 1150€

Athen
620€ 1150€

Warschau 550€ 840€

Lissabon
116 %Berlin

40 %
Stockholm

46 %Brüssel
40 %Athen

57 %Warschau
56 %

Stadt

5-J.-Änd. (%), 
von 2020 bis 2025

Lissabon 20,6 %

Berlin 45,0 %

Stockholm 162,6 %

Brüssel 87,9 %

Athen 33,4%

Warschau 102,6 %

Monatliche Grundkosten für Versorgungs- 

leistungen, 85 Quadratmeter Wohnung

Nebenkosten 
machen Wohnen 

unbezahlbar

Quelle: Deutsche Bank Research Institute

Quelle: Eurostat

Quelle: Deutsche Bank Research Institute
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SPD
Steffen Krachs SPD verspricht in Berlin 100.000 
neue Wohnungen bis 2031, mehr als die Hälf-
te davon bei städtischen und genossenschaftli-
chen Trägern. Beim kooperativen Baulandmo-
dell, das bei größeren privaten Bauvorhaben 
verpflichtet, einen Anteil an miet- und bele-
gungsgebundenem Wohnraum zu errichten, 
soll die Quote für Sozialwohnungen von 30 
auf 50 Prozent hochgeschraubt werden. 
Aus der Mietpreisprüfstelle soll 
eine schlagkräftige »Mietenauf-
sicht Berlin« mit eigener Ermitt-
lungsgruppe werden, um Miet-
wucher zu bekämpfen; auch eine 
App zum Mietpreis-Check soll es ge-
ben. Bei den Landeseigenen soll die 

Mietbelastung künftig strenger berechnet wer-
den – auf Basis der Bruttokaltmiete statt der 
Nettokaltmiete, was Mieter effektiv besserstellt. 
Beim großen Streitthema Mietendeckel bleibt 
die SPD vage: Man bekennt sich dazu – aber 
nur als fernes, bundesrechtlich abgesichertes 
Ziel. Zur Enteignung großer Wohnungskon-
zerne – für die Berlinerinnen und Berliner 2021 
mehrheitlich gestimmt hatten – schweigt man 
sich im Wahlprogramm elegant aus. Belast-
bar ist das zentrale Neubauversprechen dabei 
kaum: Solche pauschalen Zielzahlen werden 
seit Jahren regelmäßig verfehlt, weil sie unter 
den derzeitigen Umständen vom Handeln Drit-
ter – privater Investoren – abhängen. Auch das 
Versprechen, die Hälfte davon solle kommunal 
oder genossenschaftlich entstehen, lässt sich 
kaum garantieren. 

CDU
Die CDU setzt auf das Gegenteil von 

Vergesellschaftung: Sie will 
Wohneigentum fördern und 

macht eine klare Kampf-
ansage an »populis

tische« Forderun- 
gen nach Mieten-

deckel und

Berlin

Wie wollen  
die Parteien die 
Wohnungskrise 
lösen? 

Die Berliner Parteien müssen  
die Wohnungskrise angehen.  
Ein Blick in die Wahlprogramme 
für 2026 zeigt Ambitionen und 
Abgründe. Von Matthias Ubl 
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Enteignung. Die würden Investitionen nur 
abschrecken. Stattdessen will die CDU ei-
nen Eigentumsbonus von 10.000 Euro pro 
Erwachsenem und 5.000 Euro pro Kind für 
den Ersterwerb von Wohneigentum, dazu ei-
nen Grunderwerbsteuer-Erlass auf die ersten 
300.000 Euro bei Käufen bis 800.000 Euro. 
Bei den aktuellen Preisen kommen solche Zu-
schüsse vor allem Haushalten mit größerem 
Einkommen zugute, zumal es keine Einkom-
mensobergrenze gibt. Auch Mieter der Lan-
deseigenen sollen per »Berliner Mietkauf« zu 
Eigentümern werden können. Beim Neubau 
teilt die CDU mit der SPD das 100.000-Woh-
nungen-Ziel, dazu soll der Bestand der Lan-
deseigenen auf eine halbe Million Wohnun-
gen wachsen. Serielles Bauen nach Typenplan 
soll Kosten drücken und Genehmigungen be-
schleunigen. Und: Das Tempelhofer Feld soll 
am Rand bebaut werden – über 20.000 neue 
Wohnungen für rund 50.000 Menschen. Trotz 
der scharfen Abgrenzung von Mietendeckel 
und Enteignung schließt die CDU mit Miet-
preisbremse, Kündigungsschutzklausel und 
dem Bekenntnis zu mehr Sozialwohnungen 
einen staatlichen Eingriff in den Markt keines-
wegs grundsätzlich aus. Das liegt wohl auch 
daran, dass selbst die CDU weiß, dass sie in 
Berlin nur mit Koalitionspartnern regieren 
kann, wenn sie eine soziale Schlagseite zeigt.  

Grüne
Die Grünen wollen die großen Vermieter 
schröpfen. Wer mehr als 50 Wohnungen be-
sitzt, soll durch ein neues Gesetz einen be-

zahlbaren Anteil zur Miete anbieten, 
Instandhaltungsrücklagen bilden 

und bei Verstößen Gewinne abge-
ben müssen. Im Extremfall 

droht sogar der Zwangs-
verkauf. Die Verge-

sellschaftung 
großer Woh-

nungs-

konzerne unterstützen die Grünen aktiv und 
werfen Schwarz-Rot vor, den Volksentscheid 
auszusitzen. Ein Wohnungskataster soll end-
lich Licht ins Dunkel bringen, wem in Ber-
lin eigentlich was gehört. Bei Leerstand wird 
es ungemütlich: Nach sechs Monaten droht 
Zwangsverwaltung, notfalls Vergesellschaf-
tung. Die Grünen wollen dabei einen Genos-
senschaftspakt mit vergünstigtem Erbbau-
recht. Das geplante Bezahlbare-Mieten-Gesetz 
ist dabei Teil einer größeren juristischen Stra-
tegie. Es korrespondiert im Kern mit einem 
Gesetzesvorschlag der Linken und geht auf die 
Karlsruher Entscheidung zum Mietendeckel 
zurück – das Bundesverfassungsgericht hatte 
den Deckel nicht in der Sache, sondern nur 
mangels Landeszuständigkeit gekippt: Eingrif-
fe bleiben erlaubt, soweit sie Aspekte betref-
fen, die der Bund nicht bereits abschließend 
geregelt hat. Grüne wie Linke loten offenbar 
aus, wie sich das umgehen lässt. Angesichts 
der Berliner Verhältnisse – rund 85 Prozent 
Mietwohnungen, davon mehr als zwei Drittel 
unternehmerisch oder privat bewirtschaftet 
– ist das eine durchaus konsequente Überle-
gung: Wer eine umfassende soziale Grund-
versorgung durchsetzen will, muss entweder 
große Teile des Marktes in Gemeineigentum 
überführen oder eben genau solche Regulie-
rungen schaffen, die private Vermieter in die 
Pflicht nehmen.

Linke
Bei der Linken geht's ans Eingemachte: 
220.000 Wohnungen sollen vergesellschaftet 
werden, basierend auf dem Gesetzentwurf der 
Volksentscheid-Initiative Deutsche Wohnen & 
Co enteignen. Bei den Landeseigenen soll es 
einen einjährigen Mietenstopp für knapp 400 
000 Haushalte geben, danach maximal ein Pro-
zent Erhöhung pro Jahr. Eine gute Initiative, 
aber kein Vergleich zum gescheiterten Mieten-
deckel, der effektiv für Millionen Mieter die 
Kosten senkte. Das geplante »Sicher-Wohnen-
Gesetz« soll Großvermieter je nach Bestands-
größe zu Quoten von 33, 40 oder 50 Prozent 
bezahlbarer Wiedervermietungen zwingen – 
überwacht von einem neuen Landesamt für 
Mieterschutz. Gegen Mietwucher soll außer-
dem eine Art Mietpolizei vorgehen: eine eige-
ne Taskforce mit zusätzlichem Personal, die 
illegale Mieten aufspürt, ahndet und zu viel 
gezahlte Miete zurückfordert. Dazu ein eige-
nes kommunales Bauprogramm: bis zu zwei 
Milliarden Euro Eigenkapital jährlich für 7.500 

neue Wohnungen zu gestaffelten Mieten zwi-
schen 6 und 12 Euro pro Quadratmeter. Die-
ses Bauprogramm gilt als die realistischere Va-
riante, um kommunalen Neubau tatsächlich 
zu finanzieren. Eigenkapital der landeseigenen 
Gesellschaften soll so gestärkt werden, dass es 
ohne klassische, zeitlich befristete Förderpro-
gramme auskommt. Und für alle, die schon mal 
am Wohnungsamt verzweifelt sind: Kautions-
fonds, Heizkostenfonds und eine 2-Wochen-Ga-
rantie für den Wohnberechtigungsschein.

AfD
Während die anderen Parteien über mehr 
Regulierung streiten, will die AfD genau das 
Gegenteil: weniger. Mietendeckel und Ent-
eignung sind tabu, energetische Standards 
sollen auf das Niveau der frühen 2000er zu-
rückgedreht und der Milieuschutz zusammen-
gestutzt werden. Statt neuer Sozialwohnungen 
gibt es lieber Mietzuschüsse – Subjekt- statt 
Objektförderung –, ergänzt um die Wieder-
einführung der Fehlbelegungsabgabe und 
ein Verbot der Untervermietung von Sozial-
wohnungen. Beim Wohneigentum wird kräf-
tig nachgeholfen: Grunderwerbsteuer-Erlass 
für Ersterwerber – von der 1-Zimmer-Woh-
nung bis zur Millionenvilla. Dafür 20 Prozent 
Grunderwerbsteuer für Investoren von außer-
halb der EU, plus öffentliche Bürgschaften 
statt Eigenkapitalnachweis. Die Grundsteuer 
soll komplett abgeschafft werden. Politisch 
brisant: Bei der Vergabe von landeseige-
nem Wohnraum soll ein Punktesystem nach 
Wohnsitzdauer »Einheimische« bevorzugen, 
das Sonderbaurecht für Geflüchtete soll fal-
len und keine neuen Flüchtlingsunterkünfte 
mehr gebaut werden – bestehende sollen zu 
regulärem Wohnraum umgewidmet werden. 
Unterm Strich ist das vor allem die Überset-
zung altbekannter ideologischer Positionen 
der Partei ins Wohnprogramm – ordnungs-
politisch ein Deregulierungsprogramm, das 
dem freien Markt noch mehr Spielraum lässt 
als selbst das CDU-Programm – und dabei den 
vermeintlichen Konflikt zwischen Einheimi-
schen und »Fremden« statt zwischen Oben 
und Unten sucht. ●
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10 Millionen 
Wohnungen in 
10 Jahren

Bezahlbarer Wohnraum ist 
Mangelware – und das seit 
Hunderten Jahren. Bereits 
im 19. Jahrhundert beschrieb 

Friedrich Engels »eine kolossale 
Steigerung der Mietpreise« sowie »die Unmög-
lichkeit, überhaupt ein Unterkommen zu fin-
den«. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde der 
Mangel an Wohnraum zu einer der zentralen 
politischen Fragen. Westliche Demokratien 
setzten auf staatlich geförderten Wohnungs-
bau – und hatten zwischenzeitlich Erfolg, die 
Dauerkrise des Wohnens einzudämmen.
	 Eines der schillerndsten Projekte in Sa-
chen staatlicher Wohnungsbau fand in den 
60er und 70er Jahren in Schweden statt. Im 
Rahmen des »Miljonprogrammet«, des Milli-
onenprogramms, wurden etwa eine Million 
Wohnungen innerhalb von 10 Jahren gebaut 
– dabei lebten in Schweden im Jahr 1965 nur 
7,7 Millionen Menschen. 
	 Das ambitionierte Projekt resultierte aus 
politischem Druck – die Wohnungsfrage war 
zum politischen Problem für die regieren-
de sozialdemokratische Partei geworden. Im 
Zuge rasanter Urbanisierung und zunehmen-
den Wohlstandes wurden Forderungen nach 
höheren Lebensstandards laut. In Städten gab 
es Wartelisten für Wohnungen – die Warte-
zeit betrug teilweise mehrere Jahre. Deshalb 

Wohnungsbau  Heutzutage subventioniert der Staat überteuerte 
Mieten. Dabei war er einst fähig, massenhaft neuen Wohn-
raum zu schaffen. Was ist passiert? Von Caro Rübe
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beschloss das schwedische Parlament im Jahr 
1965, die Förderung des Neubaus massiv aus-
zuweiten, um jährlich 100 000 Wohnungen zu 
bauen.
	 Die Gemeinden planten die Projekte, etwa 
ein Drittel der Finanzierung wurde dabei 
staatlich getragen, zentrale Bauherren waren 
unter anderem gemeinnützige Wohnbauge-
sellschaften oder Genossenschaften. Gebaut 
wurde schlussendlich von unterschiedlichen 
Bauunternehmen, von denen manche privat, 
andere genossenschaftlich organisiert waren. 
Dieser staatlich subventionierte Bauboom 
brachte Schwedens große Baufirmen hervor 
– auch der Möbelbauer Ikea konnte so sein 
Imperium aufbauen, da die Nachfrage nach 

neuen Möbeln angesichts der neuen Wohnun-
gen, die es einzurichten galt, stark anstieg.
	 Die staatliche Initiative förderte nicht nur 
einzelne Wirtschaftszweige, sondern hatte 
eine zentrale Stellung im damaligen Finanz-
system. Während der Staat die Kreditverga-
be ankurbelte und Investitionsrisiken abfe-
derte, wurden staatliche Rentenfonds zu den 
größten Investoren des staatlichen Baupro-
gramms. Laut dem schwedischen Politöko-
nom Timothy Blackwell ermöglichten Ren-
tenfonds den Boom, da sie ausschließlich in 
festverzinsliche Wertpapiere investieren durf-
ten. Mangels anderer Investitionsmöglich-
keiten flossen die Ersparnisse schwedischer 
Haushalte somit in den Wohnungsbau, wel-

cher wiederum die Wirtschaft ankurbelte. 
	 Die gebauten Wohnanlagen waren für da-
malige Verhältnisse modern. Die Wohnungen 
waren mit Küchen und eigenen Badezimmern 
ausgestattet, ein Novum für viele Schwedin-
nen und Schweden. Mehrfamilienhäuser, 
Flachbauten sowie Einfamilienhäuser wurden 
von Stadtplanern so entworfen, dass es auch 
Platz für Schulen, Krankenhäuser, Gemein-
schaftszentren und Freizeitangebote wie Kinos 
gab. Es wurden Radwege gebaut, um Unfäl-
le zu vermeiden, vielerorts wurde der öffentli-
che Nahverkehr bis in die Siedlungen ausge-
baut. Durch Skaleneffekte konnten Baukosten 
drastisch gesenkt werden, was jedoch auch ei-
nen monotonen Baustil zur Folge hatte. Das 

Die staatliche Initiative förderte  
nicht nur einzelne Wirtschaftszweige, 
sondern hatte eine zentrale Stellung  

im damaligen Finanzsystem.

Wohnhäuser des schwedischen Wohnbauprogramms.
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Millionenprogramm war zunächst ein Erfolg 
– in den frühen 70ern hatte fast die gesamte 
schwedische Bevölkerung Zugang zu Wohn-
raum mit angemessenen Wohnstandards.

Westdeutschland – weniger ambitioniert
Die aktuelle Situation in Deutschland könn-
te kaum weiter weg von der Situation Schwe-
dens in den 70ern sein. Heutzutage werden 
in Deutschland keine neuen günstigen Woh-
nungen subventioniert, sondern überteuerte 
Mieten. Grund ist die Verschiebung von Ob-
jektförderung (der Förderung von Neubau, In-
standsetzung oder von Aufkauf von Bestand) 
hin zu Subjektförderung, bei der Mieterinnen 
und Mieter selbst finanziell unterstützt wer-
den. Diese Form der Förderung ist zwar pass-
genau und angesichts extrem hoher Mieten 
unumgänglich, doch sie löst das strukturelle 
Wohnproblem nicht.
	 In Deutschland herrschten nie schwedische 
Verhältnisse. Würde man das Millionenpro-
gramm auf das heutige Deutschland übertra-
gen, würde das etwa 10 Millionen Wohnungen 
innerhalb von 10 Jahren bedeuten. Doch auch 
in der Bundesrepublik war es der Staat, der den 
Wohnungsbau nach dem Zweiten Weltkrieg 
förderte. Zentral war einerseits der Neubau 
durch öffentliche Zuwendungen, mit denen 
private Haushalte, gemeinnützige Unterneh-
men, Genossenschaften sowie freie Wohnungs-
unternehmen finanziell unterstützt wurden. 
Im Jahr 1965 wurden rund 224 000 neue So-
zialwohnungen fertiggestellt; damit waren 38 
Prozent aller neu geschaffenen Wohnungen 
Sozialwohnungen. Im Jahr 2025 wurden laut 
Statistischem Bundesamt hingegen insgesamt 
lediglich 206 600 Wohnungen fertiggestellt.
	 Einen Höhepunkt erreichte die Objektför-
derung in den 1990er Jahren, aufgrund der 
Wohnungsdefizite in den neuen Bundeslän-
dern und der Eigenheimzulage, die über alle 
Einkommensklassen hinweg den Hauskauf 
subventionierte. Letztere avancierte zur teuers-
ten staatlichen Subventionierung und wurde 
schließlich 2005 eingestellt.
	 Eine Verschiebung der Förderprioritäten 
kam spätestens mit den Hartz-Reformen, als 

die Kosten der Unterkunft vom Staat über-
nommen wurden. Seitdem wird im großen 
Stil einzelnen Mieterinnen und Mietern 
Wohngeld oder Grundsicherung ausgezahlt, 
damit diese sich die teuren Mieten leisten kön-
nen. Von 2005 bis 2025 sind rund 78 Prozent 
der Wohnraumförderung in die Subjektför-
derung geflossen, eine Umkehrung der alten 
Politik. Neue Marktanreize wurden geschaf-
fen und hohe Mieten staatlich subventioniert 
– während die Wurzel des Problems, der tat-
sächliche Bestand von Sozialwohnungen, ver-
nachlässigt wurde.

Kein neues Millionenprogramm?
Heutzutage wird weder in Deutschland noch 
in Schweden sozial gebaut. Materialkosten 
sind gestiegen, Märkte haben sich verändert. 
Auch in Schweden haben sich die fiskali-
schen Prioritäten von der Finanzierung von 
Wohnungsbau hin zur Subventionierung der 
Miete verschoben. In beiden Ländern haben 
Kommunen ihren Wohnungsbestand an Fi-
nanzinvestoren verkauft, die nun die Mieten 
hochtreiben.
	 Es gibt großen Handlungsbedarf, doch ein 
neues Millionenprogramm wird es wohl kaum 
geben. Zumal ist das Programm ein Produkt 
seiner Zeit und hat zahlreiche Schwachstellen. 
Mancherorts wurde zu viel gebaut, was schon 
in den 1970ern zu Überkapazitäten führte. Vie-
le Gebäude waren qualitativ nicht hochwertig, 
sodass relevante Bestände mittlerweile wieder 
abgerissen wurden. Es befeuerte zudem auch 
die Segregation innerhalb von Schweden. Viele 
der Häuser passten mit ihrer Plattenbau-Ästhe-
tik nur begrenzt zu den Präferenzen der Mittel-
schicht. Die Vorzeige-Siedlungen von damals 
sind angesichts der steigenden Ungleichheit zu 
Orten der Ausgrenzung geworden. Jene, die es 
sich leisten konnten, zogen weg, marginalisier-
te Gruppen blieben zurück.
	 Das schwedische Millionenprogramm fuß-
te zudem auf einem Finanzsystem, das es heute 
nicht mehr gibt. Der Staat konnte Rentenfonds 
dazu bewegen, in das Bauprogramm zu inves-
tieren, da der internationale Finanzmarkt noch 
nicht so entwickelt war wie heute. Kapital war 

weniger mobil und die Renditeerwartungen 
weniger hoch. Das Millionenprogramm gehört 
somit zu den sozialdemokratischen Projekten, 
die in dieser Form in der europäischen Nach-
kriegszeit möglich waren, als Märkte noch 
nicht liberalisiert und die Kapitalseite schwä-
cher war. Ironischerweise subventionierte das 
Millionenprogramm eben jene monopolisti-
sche Bauindustrie, die heute nicht imstande ist, 
günstig zu bauen. Schon im 20. Jahrhundert 
ließ sich das schwedische Modell nicht einfach 
eins zu eins kopieren: Die DDR orientierte sich 
ab 1971 an dem Vorhaben, konnte jedoch nur 
teilweise Erfolge erzielen. 
	 Trotz dieser Schwachstellen zeigt das Milli-
onenprogramm, was möglich ist. Staaten kön-
nen im großen Stil Wohnraum schaffen. An-
ders als in den 1960er Jahren braucht es heute 
jedoch keine neuen Betonwüsten, sondern 
Wohnungen, die ins 21. Jahrhundert passen.  
Neu geschaffener Wohnraum sollte an die 
Klimakrise angepasst sein. Wohnungen müs-
sen so isoliert sein, dass sie im Winter warm 
bleiben, aber im Sommer nicht zu Hochöfen 
werden. 
	 Bauen in Zeiten der Klimakrise be-
deutet, dass mehr im Bestand gebaut wer-
den muss, da Abriss oftmals eine Ver-
schwendung von Ressourcen darstellt. 
	 Historisch waren es staatliche Gelder, die 
bezahlbares Wohnen überhaupt erst ermög-
lichten. Staatliches Handeln im Wohnungssek-
tor ist kein Beispiel von Überregulierung, son-
dern eher der historische Normalfall – auch 
in liberalen Marktwirtschaften. In diesem Zu-
sammenhang sind die Bestrebungen der Bun-
desregierung, die Vergesellschaftung auf Lan-
desebene zu verbieten, um private Investoren 
nicht abzuschrecken, völlig fehlgeleitet. Der 
Staat kann und muss Wohnraum schaffen, 
auch wenn die Form und Finanzierung heu-
te anders aussehen. Es braucht Strukturen, die 
langfristige demokratische Handhabe garan-
tieren. Eine Anstalt öffentlichen Rechts könn-
te beispielsweise neu gebauten Wohnraum 
langfristig vor Privatisierung schützen. Zudem 
könnte eine solche Anstalt dafür sorgen, dass 
neuer Wohnraum dem Bedarf vor Ort gerecht 
wird. Gleichzeitig braucht es staatliches Geld, 
um neue Bauvorhaben umzusetzen, sowie ein 
Konzept, wie weitere Gelder mobilisiert wer-
den können. Hier müssen Regierungen kre-
ativ werden: Wohnen ist die zentrale soziale 
Frage, und es liegt am Staat, sie zu lösen. ●

CARO RÜBE ist Politökonomin und forscht im Rah-
men des Projekts »Powering Wealth«. Caro benutzt 
alle Pronomen.

Einrichtung der 60er-Jahre im Stadtmuseum in Stockholm.
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Der Konflikt zwischen Arbeit 
und Kapital prägt die Wirt-
schaft. Tarifverhandlungsrun-
den und Streiks entscheiden, 

wie Wohlstand verteilt wird. 
Doch noch ein dritter Faktor ist für das Wirt-
schaftsleben zentral: der Boden, auf dem 
alle stehen. Die Produktion muss ja irgend-
wo stattfinden, und Grund und Boden gibt 
es nicht kostenlos – ganz buchstäblich: Ohne 
Moos nix los!
	 Mit dem Boden kommt die ökonomische 
Rente ins Spiel, das Entgelt für die Nutzung 
von Eigentum wie dem Boden – nicht mit der 
Rente im Alter zu verwechseln. Zwar hat sich 
die Rente im Laufe der Jahrhunderte, wie das 
Eigentum selbst, von ihren Wurzeln in Grund 
und Boden gelöst und betrifft heute auch geis-
tiges Eigentum sowie digitale Plattformen. 
Doch der Löwenanteil der Rentenströme 
stammt bis heute aus Böden und Immobilien. 
	 Was heute fast vergessen scheint: Als der 
Kapitalismus noch jung und dynamisch war, 
waren Liberale die größten Kritiker der Ren-
te und ihrer Empfänger, der Rentiers – da-
mals nur Grundbesitzende. Jede Erhöhung 
des »passiven Einkommens« aus Grundbesitz 
und Vermietung ging zulasten der Pachtbau-
ern und Arbeitenden, aber auch der Kaufleute 
und Industrialisten. Die Rente war ein Wachs-
tumshemmnis, untergrub die Prinzipien der 
Marktwirtschaft und sollte daher minimiert 
werden. Heute, wo der Kapitalismus nur noch 
in Asien dynamisch ist, ist diese liberale Kri-
tik aber verstummt. Was war also die liberale 
Kritik an der Rentenökonomie – und trifft sie 
noch zu?

Smith und Ricardo: Die Grundbesitzenden 
stehen der Marktwirtschaft im Weg
Lange bevor die Dampfmaschine die Indust-
rielle Revolution einläutete, wurde Englands 
Boden im »enclosure movement« systematisch 
privatisiert, um eine intensive Landwirtschaft 
durchzusetzen. Erst als das Land eingehegt 
war, begann es, einen Tauschwert zu haben 
und Rente abzuwerfen. Für die Bauernschaft 
war dies eine Katastrophe. Wo sie sich bislang 
kostenlos vom Boden als Gemeingut bedienen 

Geschichte  Liberale Ökono-
men waren einst die größten 
Kritiker der ökonomischen 
Rente. Heute jedoch ver-
schleiern sie mit ihren Theo-
rien die Macht der Rentiers 
und Vermieter. Von Max 
Hauser

Smith, 
Ricardo, 
Keynes 

und der »Tod 
des Rentiers«
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konnten, mussten sie fortan für die Erlaubnis 
zahlen oder wurden in die Städte vertrieben.
	 Auf der anderen Seite entstand hier die Klas-
se der Grundbesitzenden, die das Land unter 
sich aufteilten und die Rente einstrichen. Ei-
ner, der damit ein großes Problem hatte, war 
ein nach heutigen Maßstäben »woker« Schot-
te, Adam Smith. Der Stichwortgeber der »un-
sichtbaren Hand« hatte eine andere, heute fast 
unbekannte Seite: Er war ein scharfer Kritiker 
der Grundbesitzenden. Ein Beispiel? »Sobald 
der gesamte Boden eines Landes in Privateigen-
tum übergegangen ist, lieben es die Grundbe-
sitzer, dort zu ernten, wo sie nie gesät haben, 
und verlangen sogar für die natürlichen Erträ-
ge eine Rente«, beschwerte sich Smith im Wohl-
stand der Nationen vor genau 250 Jahren. Ihn 
ärgerte »diese Faulheit, die eine natürliche Fol-
ge der Bequemlichkeit ihrer Lage ist«, denn sie 
machte die Grundbesitzenden »allzu oft nicht 
nur ignorant, sondern auch unfähig«. Die Hal-
tung Smiths war auch durch seine Ablehnung 
von Monopolen begründet – die Bodenrente 
als Quasi-Monopol inbegriffen. In dem exklu-
siven Zugang zu Ressourcen, die ein Monopol 
wie das der East India Company gewährte, sah 
er eine große Gefahr für die Marktwirtschaft, 
die gerade im Entstehen begriffen war.
	 Nach der absoluten Rente von Smith führ-
te sein Nachfolger David Ricardo die relative 
Rente ein, die vom Ertragsunterschied eines 
gegebenen Bodens zum schlechtesten kulti-
vierten Boden bestimmt ist. Deutlich schärfer 
als Smith arbeitete der liberale Ricardo den 
Klassengegensatz heraus: »Das Interesse des 
Grundbesitzers ist immer dem des Verbrau-
chers und des Produzenten entgegengesetzt.« 
Er legte gründlich dar, dass Rentiers mehr da-
von profitieren, wenn es allen wegen Knapp-
heit schlechter geht, als wenn es einen Über-
fluss an Gütern gäbe. Diese Knappheit können 
Rentiers aktiv herstellen: Zu Ricardos Zeiten 
unterstützten die Grundbesitzenden Zölle 
auf Getreideimporte, weil sie den Getreide-
preis hochhalten wollten – und ihre Rente. 
Die »corn laws« schadeten neben den Arbei-
tenden auch den »produktiven« Kapitalisten, 
auf deren Seite sich Ricardo befand.

Henry George:  
Bodenrente in der modernen Stadt
Dann kam die Industrielle Revolution und mit 
ihr eine Explosion der Städte. Eine andere Art 
der Grundbesitzenden wurde viel prominenter: 
die Vermietenden. Es ging also nicht mehr nur 
um Land, sondern auch um Immobilien, um 
Wohn- und Gewerbeflächen in Ballungsräu-
men. Das veränderte die Ausgangslage in zwei 
entscheidenden Punkten. Erstens muss man 
ökonomisch zwischen den Bodenrenten und 
der Miete differenzieren. Die Miete ist immer-
hin durch eine konkrete Gegenleistung gerecht-
fertigt: die Bereitstellung von Räumlichkeiten. 

Soweit die Miete Bauleistung, Instandhaltung 
und echte Risikoübernahme vergütet und 
nicht in die Tasche (und den Schuldendienst) 
der Vermietenden wandert, ist sie »normaler« 
Kapitalertrag, keine Rente. 
	 Zweitens hat die Rente des städtischen Bo-
dens nichts mehr mit seiner Fruchtbarkeit zu 
tun, es zählt nur noch, wie jeder Makler weiß, 
die »Lage, Lage, Lage«. Das ist nicht das Verdienst 
des Eigentümers. Eine gute Lage entsteht aus al-
lem, was die Immobilie umgibt: aus der Nähe 
zu Arbeit und U-Bahn, aus der Infrastruktur, die 
die Allgemeinheit bezahlt, und aus den Vierteln, 
die andere belebt haben. Im Bodenwert wird 
privatisiert, was die Stadt mühsam sozialisiert. 
	 Vermietende sind auch dafür bekannt, das 
Angebot weiter zu verknappen, um ihre Erträge 
und Bewertungen zu steigern. Bauland wird ge-
hortet, bezugsfertige Wohnungen werden leer 
gehalten, Wohnungsbestände werden in Ferien- 
oder Kurzzeitwohnungen umgewidmet oder 
gleich an Finanzinvestoren verkauft, Bau- und 
Entwicklungsprojekte werden verzögert, wenn 
sie eine Konkurrenz für den eigenen Bestand 
darstellen. Die Kehrseite dieser Rentenmaxi-
mierung ist die Wohnungsnot. Sie zu lindern, 
ist nicht im Interesse der Vermietenden. 
	 Der US-amerikanische Sozialaufklärer Henry 
George war der wortgewaltigste Kritiker dieses 
Umstands. Sein millionenfach verkauftes Buch 
»Fortschritt und Armut« (erste Auflage 1879) war 
mit fast 600 Seiten sehr lang für die einfache 
Botschaft: Die Bodenrente ist die Erbsünde der 
modernen Gesellschaft und die Erlösung liegt 
in der Vergesellschaftung des Bodens. Bis das er-
reicht ist, braucht es eine Bodenwertsteuer. In 
abgewandelter Form erreichte ein von George 
inspirierter Diskurs mit Schriften wie Die Bo-
denreform von Adolf Damaschke auch Deutsch-
land am Anfang des 20. Jahrhunderts. Die Bo-
denreformer konnten sich sogar im Artikel 155 
der Weimarer Verfassung durchsetzen, der den 
Staat verpflichtete, die Verteilung und Nutzung 
von Grund und Boden zu überwachen.

Keynes: Der »sanfte Tod des Rentiers«
Eine Weile nach Henry George verschwand 
das Thema Bodenrenten für lange Zeit von 
der Bildfläche. Zum einen verlor der Boden 
selbst durch die fortschreitende Industrialisie-
rung die Bedeutung, die er noch für eine Ge-
sellschaft hatte, die mehrheitlich in der Land-
wirtschaft arbeitete. Zum anderen wurde der 
Begriff der »Rente« durch den Aufstieg der 
neoklassischen Wirtschaftslehre völlig umde-
finiert. Ein Vorreiter der Neoklassik, John Ba-
tes Clark, gab offen zu: »Es war die von Hen-
ry George vorgebrachte These, [...] die mich 
zunächst dazu veranlasste, nach einer Metho-
de zu suchen, mit der der Ertrag der Arbeit 
überall vom Ertrag kooperierender Akteu-
re getrennt werden kann.« Clark übernahm 
von George die Figur des rentenfreien Grenz-

»Das Interesse des  
Grundbesitzers  

ist immer dem des  
Verbrauchers und des  

Produzenten  
entgegengesetzt.«



30

bodens, an dem sich der »reine« Beitrag der 
Arbeit ablesen lässt – aber machte sie zum 
Modell für alle Faktoren. Das »leistungslose 
Einkommen« wurde zur »Faktorentlohnung« 
verallgemeinert und seiner politischen Schärfe 
entledigt. Im Endeffekt schloss die Neoklassik 
Verteilungskonflikte als Normalfall aus und 
degradierte den Boden zu einer Kapitalform 
unter vielen. Eine bewusste Verschleierung des 
Klassenkonflikts in der Theorie. 
	 Doch ein gewisser britischer Ökonom na-
mens John Maynard Keynes scherte sich we-
der um die Konventionen seines Fachs, noch 
um die Zustimmung von Rentiers. Darunter 
verstand er nicht nur Grundbesitzende, son-
dern zum Teil auch Bankiers und Industria-
listen. »Der Kapitalbesitzer kann Zinsen er-
zielen, weil Kapital knapp ist, genauso wie 
der Grundbesitzer Rente erzielen kann, weil 
Grund und Boden knapp ist. Doch während 
es für die Knappheit von Grund und Boden 
vielleicht inhärente Gründe gibt, gibt es für 
die Knappheit von Kapital keine«, beton-
te Keynes 1936 in seiner Allgemeinen Theo-
rie. Obwohl er selbst Investor war, wollte er 
die Rentiers in den »sanften Tod« schicken. 
(Wahrscheinlich zählte er sich zu den »fähi-
gen Geldgebern«, die er von den Rentiers un-
terschied.) Unter dem »Tod der Rentiers« ver-
stand Keynes die schleichende Abschaffung 
ihrer Knappheitsrenten durch Vollbeschäfti-
gung und produktives Kapital im Überfluss. 
Das wurde in der Ära des Keynesianismus, 
wie er von westlichen Staaten in den »dreißig 
glorreichen« Jahren der Nachkriegsära einge-
richtet wurde, auch annähernd so umgesetzt.  

Piketty und die Rache der Rentiers
Die neoliberale Gegenrevolution der 1970er 
Jahre ist schon oft als »die Rache der Renti-
ers« interpretiert worden. Das wurde in vielen 
westlichen Ländern durch eine konsequen-
te Agenda der Privatisierung, Deregulierung 
und Steuersenkung vollzogen. Die Rente brei-
tete sich weiter auf Internet-Plattformen, Bio-
tech-Patente und mit der KI auf das kollektive 
Wissen der Menschheit aus. Es ist seitdem viel 
über den Anstieg der Ungleichheit geschrie-
ben worden, insbesondere wegen der Analy-
sen des Ökonomen Thomas Piketty, der empi-
risch nachgewiesen hat, wie der Kapitalanteil 
des BIPs in allen westlichen Ländern gestiegen 
ist – und sich immer weiter in den Händen 
Weniger konzentriert. Weniger bekannt ist je-
doch, und damit schließt sich wieder der Kreis 
zu den Rentiers und der Bodenrente, dass die-
ser Anstieg des Kapitalanteils maßgeblich auf 
die Knappheit und Wertsteigerung von Immo-
bilien zurückzuführen ist, auch in Deutsch-
land. Eine Analyse des Wirtschaftsprofessors 
Dirk Löhr und Kollegen im Wirtschaftsdienst 
demonstrierte, dass die Bodenrenditen seit 
der Wiedervereinigung bis 2018 sowohl den 

sonstigen Kapitalrenditen als auch dem Wirt-
schaftswachstum davongelaufen sind.
	 Kein Wunder, argumentieren Lisa Adkins, 
Melinda Cooper und Martijn Konings – alle-
samt in Australien forschend – in ihrem Buch 
Die Asset-Ökonomie. Die Kapitalakkumulation 
habe sich im Neoliberalismus von der Logik 
des Warentauschs auf eine Logik der Vermö-
genswertsteigerung verlagert. Es gehe immer 
weniger darum, Einkommen aus der Produk-
tion von Gütern und Dienstleistungen zu er-
zielen – was für Arbeit und Kapital gleicher-
maßen gilt –, sondern an den Erträgen und 
Wertsteigerungen von investierbaren Vermö-
genswerten wie Aktien, Anleihen und vor 
allem Immobilien und Böden teilzuhaben. 
Wenn erst alle Eigentümer konstant steigen-
de Vermögenspreise erwarten, kann die Politik 
unter Zugzwang geraten, dafür zu garantieren, 
dass das ewig so weitergeht. Erschütterungen 
der Kredit- und Immobilienmärkte werden 
zunehmend mit dem Gelddrucker notdürf-
tig stabilisiert, ohne im Nachhinein die Ur-
sachen ernsthaft anzugehen. Wirtschaft und 
Gesellschaft werden strukturell der Logik der 
Rentiers unterworfen. Die Folgen sind überall 
in der westlichen Welt zu sehen: Wer bei den 
Wellen spekulativer Wertsteigerungen nicht 
mitschwimmen kann, weil das Einkommen 
nicht reicht oder nicht geerbt wurde, geht 
unter. Die Besitzlosen werden von der Teil-
habe an der Gesellschaft buchstäblich hinter 
die Zäune des Privateigentums ausgesperrt. Ein 
schwacher Trost für Deutschland im interna-
tionalen Vergleich: Immerhin ging die Vermö-
genspreisinflation bisher nicht mit einer Ver-
schuldung der privaten Haushalte einher.
	 Doch wo sind heute die liberalen Ökono-
men, die wie ihre Vorläufer die Rentenökono-
mie kritisieren? Als Smith, George und Keynes 
gegen die Rentiers wetterten, stand die Ren-
te einem produktiven Kapitalismus im Weg – 
der Liberalismus war Anklage. Doch nach dem 
Frühling und Hochsommer des Kapitalismus 
kommt sein Herbst: der Moment, in dem sich 
das Kapital aus den Mühen der Produktion 
in die Bequemlichkeit des »passiven Einkom-
mens« zurückzieht. Der westliche Kapitalismus 
geht in Rente, hoch steigen die Rentiers. Und 
der Liberalismus, der die Rente einst als feu-
dales Übel bekämpfte, ist heute ihre Ideologie, 
weil er mit der neoklassischen Wirtschaftsleh-
re den kategorialen Unterschied zwischen Pro-
fit und Rente verwischt hat. Es wird Zeit, die 
Rentiers wieder zu entdecken. Wie schon Ricar-
do wusste: Ihr Interesse richtet sich gegen den 
gesamten Rest der Gesellschaft. Sie profitieren, 
wenn wir Mangel leiden. Und sie sind so mäch-
tig wie nie zuvor. ●

MAX HAUSER ist Politökonom und Redakteur  
bei Surplus. Er hat Volkswirtschaftslehre in Berlin, 
Rom und Paris studiert.

Die Kehrseite dieser 
Rentenmaximierung ist  

die Wohnungsnot. Sie zu  
lindern, ist nicht im Interesse  

der Vermietenden.

https://www.brookings.edu/articles/deciphering-the-fall-and-rise-in-the-net-capital-share/
https://www.wirtschaftsdienst.eu/inhalt/jahr/2021/heft/3/beitrag/boden-der-vergessene-produktionsfaktor.html
https://www.hamburger-edition.de/buecher-e-books/artikel-detail/die-asset-oekonomie/d/2968/die-asset-okonomie/2/
https://www.hamburger-edition.de/buecher-e-books/artikel-detail/die-asset-oekonomie/d/2968/die-asset-okonomie/2/
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Divers, 26–35 Jahre 

»Ich habe mich nie ›getraut‹, mich 
mit wirtschaftlichen Themen zu be-
fassen. Sie wirkten immer zu kompli-
ziert. Surplus schafft es, Inhalte auch 
für nicht-Fachpersonen zugänglich zu 
präsentieren. Danke dafür.« 

Weiblich, 26–35 Jahre 

»Das Surplus-Magazin hilft mir sehr, mit  
dem etwas einschüchternden Thema 
›Ökonomie‹ in Berührung zu kommen, ohne 
gleich im ›neoliberalen Sumpf‹ zu landen. 
Vielen Dank für eure Arbeit!« 

DANKE FÜR DIE TEILNAHME!

Das schönste 
Feedback aus unserer
Lesendenumfrage

Weiblich, 26–35 Jahre 

»Ihr seid schon ziemlich geil,  
und ich hab Bock auf mehr Hefte 
und Events, damit es alles etwas 
näher an unseren Lebensreali-
täten passiert. Euretwegen ist 
mein politisches Interesse brei 
ter geworden – hätte niemals  
gedacht, dass ich mal mehr Wirt-
schaftliches lesen will. Grüße, 
eine linke Kulturmaus.« 

Weiblich, 36–50 Jahre

»Ihr seid super – 
ihr zeigt Wege, 
dass ein gerech-
teres Leben ohne 
strukturelle Dis-
kriminierung wirt-
schaftlich und 
gesellschaftlich 
möglich sind :)« 

Männlich, 51–64 Jahre

»Danke! Macht so weiter.  
Zusammen mit Makroskop ist 
Surplus einer der wenigen Hoff-
nungsträger nach Jahrzehnten 
armseliger akademischer Öko-
nomie mit ihren verrückten  
politischen Folgen.« 

Männlich, 26–35 Jahre

»Vielen Dank für eure Arbeit! Ich schätze 
sehr, dass ihr das Thema Wirtschaft nicht 
den Konservativen / Neoliberalen über- 
lässt. Ich bin durch die Videos von Maurice 
auf euch gestoßen und beschäftige  
mich seitdem viel mehr mit dem Thema 
Wirtschaft und wie es die Gesellschaft 
verbessern kann.«
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Wohnungstausch  Seit Jahren  
sucht unser Autor eine Woh-
nung in Berlin. Jetzt will er 
tauschen. Plattformen ver
sprechen passende Angebote. 
Aber lässt sich die Wohnungs-
not wirklich wegtauschen?  
Von Franz Paul Helms
Fotos von Doro Zinn



Tausche  
Wohnung,  
suche 
Zuhause
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Ich könnte mit den Hunderten 
Wohnungsbewerbungen ein-
steigen, die meine Partnerin 
und ich die vergangenen zwei 

Jahre verschickt haben. Damit, 
dass wir innerhalb eines Jahres zu gerade ein-
mal zwei Besichtigungen eingeladen wurden. 
Beide Male per Losverfahren. Ich könnte von 
den Schlangen bis zur nächsten Straßenecke 
erzählen. Von dem Drängeln in stinkenden 
Treppenhäusern. Von den Maklern, die nicht 
einmal »Hallo« sagen. Aber das alles kennt 
man ja schon. Weniger bekannt bei der Woh-
nungssuche war mir ein Gefühl, das mich vor 
ein paar Monaten bei dem Besuch einer Web-
seite plötzlich ereilte: Hoffnung. Durch Zu-
fall landete ich auf der Seite eines Wohnungs-
tauschportals. »Glückwunsch, aktuell stehen 
dir 22 230 Tauschmöglichkeiten zur Verfü-
gung«, las ich auf der grün-weißen Seite. Da-
runter das Bild einer lächelnden Frau in ei-
nem Hausflur mit einem Bilderrahmen in der 
Hand. »Das werde ich bald sein«, dachte ich. 
	 Sehr viele Menschen in Deutschland su-
chen eine neue Wohnung. Und sehr viele 
Menschen leben in Wohnungen, die sie nicht 
mehr brauchen. Paare, deren Kinder ausgezo-
gen sind. Menschen, die sich getrennt haben. 
Ältere Menschen, deren Wohnung nach dem 
Ruhestand zu groß geworden ist. Oder Allein-
stehende, die mehr Platz haben, als sie eigent-
lich brauchen. Portale wie Tauschwohnung.
com und Wohnungsswap.de versprechen, die 
einen zu den anderen zu bringen, und erhe-
ben dafür Gebühren. 

Hunderttausende Wohnungen könnten 
jährlich getauscht werden
Ein Impulspapier des Umweltverbands WWF 
von 2024 schätzt, dass in Deutschland mehr als 
8 Millionen Menschen in zu kleinen Wohnun-
gen leben. Dem gegenüber stehen 4 Millionen 
Alleinstehende, die mehr als 80 Quadratme-
ter zur Verfügung haben. Nach Angaben des 
WWF könnte durch Wohnungstausch so viel 
Wohnfläche erschlossen werden, dass Platz für 
über 2 Millionen Menschen entstehen könnte 
– ohne Neubau. Wohnungstausch könnte also 
einen großen ökologischen und sozialen Bei-
trag leisten.
	 Auf den Webseiten der großen Tauschportale 
stoße ich schnell auf Erfolgsgeschichten. Zum 
Beispiel von Janar. Ein netter junger Mann, viel-
leicht in seinen Dreißigern, in rotem Pullover. 
In einem Youtube-Video erzählt er, wie ein Woh-
nungstausch für ihn, seine Frau und ihr gemein-
sames Kind zur »stressfreien Alternative« wurde. 
Dass man mit der Premiumversion mehr Er-
folg hat, versteht sich von selbst. Er lächelt und 
wirkt wie einer, der jetzt endlich zufrieden ist. 
Der nicht, so wie ich, über 1000 Euro Kaltmie-
te zahlt und nachts die Mäuse durch die Wände 
rennen hört. Was Janar hat, will ich auch.

Tatsächlich wirken viele der Angebote auf den 
Seiten wie aus einer anderen Zeit. Ich finde 
zum Beispiel eine »geräumige 3-Zimmer-Woh-
nung in Berlin Neukölln« mit Parkettboden 
für 950 Euro. Oder »80 Quadratmeter in Köln-
Nippes« für 800 Euro, beworben mit einem 
Bild einer großen Sonnenterrasse. Auch »groß-
zügige 3 Zimmer in Hamburg Altona« gibt es 
schon für 700 Euro. Und während ich durch 
die Angebote scrolle, fühlt es sich für einen 
Moment so an, als könnten diese Wohnungen 
wirklich bald mir gehören. Als hätte ich die 
ganze Zeit einfach nur übersehen, wie einfach 
es sein kann. Und plötzlich denke ich: »Mei-

ne Ausgangslage könnte schlechter sein.« Ich 
wohne mit meiner Freundin in einem Altbau 
in einem beliebten Kiez im Süden Berlins: Wir 
mieten zwei Zimmer für 17 Euro pro Quadrat-
meter. Das ist viel, aber noch nichts gegen die 
Preise, die in unserer Nachbarschaft auf man-
chen Wohnungsportalen abgerufen werden. 
	 Also mache ich schnell das Bett, räume 
die Klamotten von den Stühlen in den Klei-
derschrank, stelle frische Blumen auf unse-
ren Esstisch und fange an, unsere Wohnung 
zu fotografieren. Die Bilder lade ich auf den 
Tauschplattformen hoch. Weil bei den kos-
tenlosen Versionen die Anzahl der Nachrich-
ten begrenzt ist, die man pro Tag schreiben 

kann, kaufe ich mir Abos. Drei Monate für 30 
Euro. Ich gebe meine Suchkriterien ein: min-
destens 60 Quadratmeter, gerne drei Zimmer, 
gerne bezahlbar, gerne Altbau und gerne zen-
tral. Auch für mich gilt, was der deutsche Re-
gisseur Helmut Dietl einmal sagte: »Am Ende 
wollen’s alle lichtdurchflutete Altbauscheiße.« 

Der Tauschmarkt hat seine  
eigenen Regeln
Die Ernüchterung kommt schnell: Von den 
über 300 Tauschangeboten, die mir auf der 
Plattform angezeigt wurden, bleiben nur 
sechs übrig. Der Rest sind sogenannte Ring-
tausche. Denn beim direkten Tausch müssen 
zwei Haushalte gefunden werden, die wech-
selseitig ziemlich genau die Wohnung des je-
weils anderen suchen. Die Rentnerin mit der 
zu großen Dreizimmerwohnung aus Kreuz-
berg müsste also zufällig Interesse an meiner 
Zweizimmerwohnung haben und ich an ihrer. 
Lage, Miete und Ausstattung müssten für bei-
de Seiten passen. Das ist selten.
	 Der Ringtausch löst dieses Problem. Hier 
tauschen mehrere Haushalte über eine Kette: A 
zieht in die Wohnung von B, B in die Wohnung 
von C und C in die Wohnung von A. Im Prin-
zip muss also jeder nur noch eine Wohnung 
finden, die zu ihm passt, und nicht gleichzei-
tig jemanden, der die eigene Wohnung haben 
möchte. Allerdings ist so ein Ringtausch kom-
plizierter zu organisieren. Mehrere Haushalte 
müssen ihre Umzüge aufeinander abstimmen 
und darauf vertrauen, dass die Kette nicht reißt. 
Deshalb konzentriere ich mich erst einmal dar-
auf, einen direkten Tausch zu finden. Auf einer 
anderen Plattform sind mir immerhin 18 mög-

liche Tauschwohnungen geblieben. Nachdem 
ich eine Partei aussortiere, weil sie eine »hunde-
freundliche Wohnung« sucht, und eine andere, 
weil sie nur landeseigene Wohnungen tauscht, 
den Rest schreibe ich an: 
	 »Hi, mein Name ist Franz, zusammen mit 
meiner Partnerin würde ich gerne unsere 
2-Zimmerwohnung gegen eine etwas größere 
Wohnung tauschen. Die Wohnung ist ruhig 
und es gibt einen kleinen Garten vor der Tür 
… Hättest du Interesse?« 
	 Schon nach ein paar Stunden bekomme ich 
die erste Antwort: »Hey Franz, die Miete ist 
leider zu teuer.« Ein paar Stunden später die 
nächste: »I am not so sure, it would fit.« Dann 

8 Millionen Menschen leben 
laut Schätzungen in zu kleinen 
Wohnungen.

https://www.wwf.de/2024/november/wwf-impulspapier-wichtige-massnahmen-wie-wohnungstausch-koennten-zwei-millionen-menschen-ein-zuhause-geben?utm_source=chatgpt.com


passiert erstmal nichts. Zwei Tage lang aktu-
alisiere ich die Webseiten der Tauschportale. 
Wenn Wohnungstausch so viel Potenzial hat, 
denke ich, warum passiert hier dann so wenig?
	 »Es gibt natürlich viel mehr Menschen, die 
sich vergrößern wollen. Deutlich weniger wol-
len in kleinere Wohnungen ziehen«, sagt John 
Weinert. Er ist einer der beiden Geschäftsfüh-
rer der Tauschwohnung GmbH, die die gleich-
namige Internetplattform betreibt. Weinert 
erklärt am Telefon, dass eines der Hauptpro-
bleme beim Wohnungstausch der sogenann-
te »Lock-in-Effekt« sei: Menschen, die vor lan-
ger Zeit eine Wohnung gemietet haben und 
eine günstige Miete zahlen, haben kaum ei-

nen Anreiz auszuziehen. »Wenn sie umziehen, 
würden sie unter Umständen mehr Geld für 
eine kleinere Wohnung bezahlen«, sagt er. Al-
lerdings sei die Miete nicht der einzige Fak-
tor beim Wohnungstausch. Nutzende achte-
ten auch auf die Lage, das soziale Umfeld, den 
Wohnstandard oder die Barrierefreiheit. Man-
che seien bereit, etwas mehr Miete zu zahlen, 
wenn sie dafür eine modernere Wohnung mit 
einem höheren Standard bekämen.
	 Allerdings machen nicht alle Vermieter 
beim Wohnungstausch mit. Und natürlich 
ist es logistisch herausfordernd: Die Tausch-
parteien müssen am gleichen Tag umziehen. 
Er glaube trotzdem an das Potenzial, sagt er. 

»Wir wollen den Wohnungstausch als festen 
Baustein bei der Wohnungssuche etablieren.« 
Weinert hat das Unternehmen aus seinem Stu-
dium heraus vor fast zehn Jahren gegründet. 
Mittlerweile hat es zehn Angestellte und einen 
sechsstelligen Jahresumsatz. Den größten Teil 
davon erwirtschaftet Tauschwohnung über 
Abos. Davon abgesehen betreibt das Unter-
nehmen Tauschplattformen für kommunale 
Wohnungsgesellschaften.

Städte und Kommunen betreiben  
eigene Wohnungstauschplattformen
Denn neben Städten wie Freiburg, München, 
Düsseldorf oder Potsdam bieten viele deutsche 
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Kommunen eigene Tauschprogramme an. In 
Berlin betreiben sieben landeseigene Woh-
nungsgesellschaften seit 2018 eine eigene On-
line-Tauschplattform. Die Bedingungen dort 
sind besser: Die Vermieter stimmen zu und 
die Mieter können alte Mietverträge zur glei-
chen Miete übernehmen. Etwa 4000 Wohnun-
gen sind auf dem Portal inseriert. Trotzdem 
kommen im Durchschnitt nur etwa 300 Tau-
sche pro Jahr zustande. Dabei haben die Woh-
nungsgesellschaften in Berlin zusammen ei-
nen Bestand von über 400 000 Wohnungen. 
	 Machen Portale wie Tauschwohnung.com 
also falsche Versprechungen? Sind Wohnungs-
tausche deutlich schwieriger umzusetzen, 
wenn sie selbst unter idealen Bedingungen 
kaum genutzt werden? »In den vergangenen 
drei Jahren gab es auf unserer Plattform rund 
60 000 aktive Tauschangebote in Deutsch-
land«, sagt Weinert. Zudem seien in diesem 
Zeitraum rund 12 000 Haushalte erfolgreich 
über die Plattform zusammengekommen. Er 
glaubt, dass sich der Wohnungstausch langfris-
tig durchsetzen kann. »Dafür bräuchte es aller-
dings auch bessere Rahmenbedingungen und 
klare Regeln«, sagt er. 
	 Bislang haben Vermieter beim Wohnungs-
tausch das letzte Wort. Für sie ist eine regulä-
re Neuvermietung oft wirtschaftlich attrakti-
ver, weil sie dabei die Miete anheben können. 
Wohnungstauschmodelle zielen dagegen häu-
fig darauf ab, den Wechsel zu erleichtern, ohne 
dass die Miete auf das Niveau einer Neuver-
mietung steigt. 
	 In Österreich, den Niederlanden und 
Schweden gibt es dagegen Modelle, bei de-
nen Mieter unter bestimmten Voraussetzun-
gen einen Anspruch auf einen Tausch haben. 
Auch in Deutschland wurde darüber disku-
tiert. 2023 brachte die Linke im Bundestag 
einen Antrag ein, um ein »Recht auf Woh-
nungstausch« einzuführen. Der Vorschlag: 
Mieter sollten ihre Wohnungen untereinan-
der tauschen können, ohne dass sich die beste-
henden Mietverträge automatisch verteuern. 
Vermieter sollten einen Tausch nur noch aus 
besonderen Gründen ablehnen dürfen. Mie-
terverbände und Vertreter von Wohnungs-
tauschbörsen sahen darin eine Möglichkeit, 
vorhandenen Wohnraum besser zu verteilen. 
Kritiker warnten vor Eingriffen in Eigentums-
rechte: Vermieter müssten selbst darüber ent-
scheiden können, wer in ihre Wohnung zieht. 
Zu einer Gesetzesänderung kam es nicht.

Schaffe ich es doch noch,  
meine Wohnung zu tauschen?
Aber zurück zu meinem Wohnungstausch. 
Zwei Tage nachdem ich die Wohnungen auf 
den Portalen angeschrieben habe, klingelt tat-
sächlich mein Telefon: »Hallo, hier ist Johan-
na«, höre ich jemanden in den Hörer sagen. 
»Du hattest mir bei Wohnungsswap geschrie-

ben«, sagt sie und lädt mich ein, mir noch in 
der gleichen Woche ihre Wohnung anzusehen. 
Johanna heißt eigentlich anders, möchte aber 
nicht, dass ihr Vermieter ihren richtigen Na-
men hier liest. Ein paar Tage später stehe ich 
bei ihr vor der Tür. Sie wohnt im ersten Stock 
eines Neubaus mit einer strahlend weißen Fas-
sade in einem Vorort im Süden Berlins. Nur 
wenige Autos fahren hier über das Kopfstein-
pflaster. Große Linden stehen links und rechts 
auf den Bürgersteigen. Johanna öffnet mir die 
Tür. Sie hat lange, grau-blonde Haare, ein Na-
senpiercing und bietet mir ein Glas Wasser an.
	 Die Wohnung ist groß und offen: Die 
Wohnküche grenzt an das Wohnzimmer. 
Ganz hinten kann man einen Balkon erahnen. 
Ich hatte schon auf den Bildern gesehen, wie 
viel Platz es hier gibt. Johanna erzählt, dass 
sie und ihr Freund im öffentlichen Dienst ar-
beiten. Kinder wollen sie nicht, deshalb seien 
die drei Zimmer einfach zu groß. »Ich put-
ze auch nicht besonders gerne«, sagt sie und 
lacht. Außerdem wollen sie etwas näher an 
ihre Arbeit ziehen. Johanna erklärt, dass sie 
schon auf anderen Portalen nach einer Woh-
nung zur Neumiete gesucht habe. »Die Prei-

Wohnungs-
tausch kann die 
strukturellen 
Probleme des 
Mietmarkts 
nicht lösen.
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se und die Bedingungen da finde ich wirklich 
krass«, sagt sie und hebt die Augenbrauen. 
Viele würden ihre Wohnungen so kurzfris-
tig vermieten, dass eigentlich klar wäre, dass 
man doppelt Miete bezahlen muss. »Das ist 
bei einem Wohnungstausch natürlich nicht 
so«, sagt sie. Für Johanna ist ein Wohnungs-
tausch auch eine Art, sich den Verhältnissen 
auf dem Mietmarkt zu entziehen.
	 Sie führt mich durch ihre Wohnung und 
bleibt in einem Raum mit einem großen 
Schreibtisch und einem schwarzen Bürostuhl 
stehen und zeigt auf zwei große Holzschrän-
ke: »Die sind alle leer, wir haben gar nicht so 
viel Zeug.« Vom Schlafzimmer führt sie mich 
auf den Balkon, von dem aus man auf einen 
kleinen Garten schaut. In den Pflanzentöp-
fen stehen halbreife Tomaten. Ihr Vermieter 
sei »eigentlich ganz korrekt«, sagt Johanna. 
1700 Euro kostet ihre Wohnung für 80 Qua-
dratmeter, deutlich mehr also, als ich derzeit 
mit meiner Freundin bezahle. Vor drei Mona-
ten hätten Johanna und ihr Freund sich auf 
der Tauschplattform angemeldet, bisher hätte 
sich noch kaum jemand gemeldet. »Wir haben 
es aber auch nicht so eilig«, sagt sie. 
	 Nachdem sie mir den kleinen Keller im 
Erdgeschoss gezeigt hat, verabschieden wir 
uns im Treppenhaus. Ich fahre zurück nach 
Hause und denke auf dem Fahrrad darüber 
nach, dass ich vielleicht bald in Johannas 
Wohnung wohnen könnte. Eigentlich wollte 
ich nicht so weit aus Berlin rausziehen. Aber 
ein Gästebad, eine Badewanne und einen Bal-
kon – das klingt schon ziemlich gut. Aber ob 
mein Vermieter dem Tausch zustimmen wür-
de, weiß ich nicht.
	 Ein paar Tage später schreibe ich Johanna: 
»Wir haben uns doch gegen eure Wohnung 
entschieden … Wir würden versuchen, etwas 
zu finden, das etwas näher an uns dran ist.« 
Danach meldet sich erstmal niemand mehr 
bei mir. Nach einer Wohnungsbesichtigung 
scheint mein Tauschversuch also schon vorbei 
zu sein. Klar: Meine Miete ist mit 17 Euro pro 
Quadratmeter deutlich teurer als der Berliner 
Durchschnitt. Nur wenige würden ihre grö-
ßere Wohnung gegen unsere tauschen. Aber 
wenn ich dann sehe, was Wohnungen derzeit 
bei Immobilienscout kosten, frage ich mich 
schon, warum sich der Wohnungstausch bis-
lang noch nicht weiter durchgesetzt hat. 

Von der »Wohnungsnot« zur 
»Wohnungsnotlage«
»Das Problem ist, dass Wohnungen zu gro-
ßen Teilen als private Kapitalanlage organi-
siert sind«, sagt Andrej Holm am Telefon. Der 
Stadtsoziologe und wissenschaftliche Mitar-
beiter an der Humboldt-Universität zu Berlin 
hat kürzlich eine Studie mit der Linken in Ber-
lin veröffentlicht. Darin plädiert er dafür, statt 
von einem »angespannten Mietmarkt« in Ber-

lin von einer »Wohnungsnotlage« zu sprechen. 
»Ein großer Teil der Menschen hat mit ihrem 
Einkommen auf dem freien Wohnungsmarkt 
kaum Chancen.« Eine Studie zeigt, dass allein 
in Berlin mehr als eine halbe Million Haus-
halte mehr Miete zahlen, als sie sich gut leis-
ten können. »Wohnungstausch könnte ein Teil 
der Lösung sein«, sagt Holm. »Darüber ließe 
sich die Verteilung von Wohnungen optimie-
ren.« Allerdings würde die Entscheidung zu 
bauen, zu vermieten oder Wohnungen zu ver-
teilen auf »kalkulatorischen Überlegungen« 
basieren: Für die meisten Vermieter ist ihr 
Wohnraum eine Investition, die mindestens 
die marktübliche Rendite erwirtschaften soll. 
Bei Neuvermietungen würden viele Vermieter 
erwarten, die Miete erhöhen zu können. 
	 »Deshalb ist ein Wohnungstausch für sie 
unattraktiv«, sagt Holm. Dabei könnte ein 
Tausch auch für sie Vorteile haben: kein Leer-
stand, weniger Aufwand und eine gesicherte 
Nachfolge. Holm glaubt nicht, dass der Woh-
nungstausch alle Probleme am Mietmarkt 
lösen kann. Das könne weder Neubau, Ver-
gesellschaftung, Milieuschutz noch ein Mie-
tendeckel. »Was es bräuchte«, sagt er, »wäre ein 
wohnungspolitisches Gesamtkonzept: eine 
Idee, wie man all diese Instrumente zusam-
menbringt.« 

Die Bedingungen machen  
das Tauschen schwer
Wohnungstausch scheitert also nicht unbe-
dingt daran, dass es zu wenige Menschen gibt, 
die ihre Wohnung tauschen wollen. Aber die 
Bedingungen machen es schwer: Warum soll-
te man schließlich seine günstige große Woh-
nung gegen eine teure kleine tauschen? Und 
natürlich setzt der Wohnungstausch voraus, 
dass man überhaupt eine Wohnung hat, die 
man gegen eine andere tauschen kann. Die 
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosen-
hilfe geht für das Jahr 2024 davon aus, dass 
über eine Million Menschen in Deutschland 
kein rechtlich gesichertes Wohnverhältnis ha-
ben. Sie wohnen bei Freunden, Familie oder 
in Notunterkünften und sind vom Wohnungs-
tauschmarkt de facto ausgeschlossen. Kurz vor 
Abgabe dieses Textes habe ich dann doch noch 
eine neue Nachricht in meinem Postfach ent-
deckt. Meine Hoffnung bleibt, dass es mir bald 
so geht wie Janar im Youtube-Video. Für mich 
wäre das eine Lösung. Für die Wohnungsnot 
nicht. ●

FRANZ PAUL Helms arbeitet als freier Journalist  
in Berlin, unter anderen für Die Zeit und den 
Deutschlandfunk Kultur. Er interessiert sich in 
seinen Reportagen und Radio-Features besonders 
für DDR-Geschichte und Themen der Nachwende
generation.

Cemex
Der Betonhersteller Cemex 
hat 8 seiner 14 Transport-
betonwerke in der Region 
Berlin-Brandenburg  

auf die Recyclingbeton-Marke Vertua 
umgerüstet, mit einer CO₂-Einsparung 
von 30 bis 100 Prozent gegenüber  
herkömmlichem Beton. Im nieder-
bayerischen Straubing-Alburg wurde 
damit bereits ein Wohnbauprojekt 
mit 12 Wohneinheiten realisiert: min-
destens 50 Prozent CO₂-Einsparung 
gegenüber dem Emissionswert des 
Referenzjahres 1990. Recyclingbeton 
statt Primärrohstoffe: Aus Abbruch-
material wird so wieder Beton für 
neue Wohnungen.

Vonovia
Deutschlands größter 
privater Vermieter erhöht 
die Mieten weiter: In 
Berlin steigen sie 2026 laut 

neuem Mietspiegel um 4,8 Prozent,  
in der Spitze bis zu 70 Euro mehr im 
Monat. Konzernweit wuchs die Miete 
im ersten Quartal 2026 um 4 Prozent 
auf durchschnittlich 8,46 Euro pro 
Quadratmeter. Das Grundmuster: 
Weil das Geschäft möglichst profitabel 
laufen soll, geht ein immer größerer 
Teil des Lohns für die Miete drauf. 
Währenddessen ist Obdachlosigkeit 
auf einem historisch hohen Niveau 
und soziale Härten nehmen zu.

High / Low 
Performer 

Entscheidungen von  
Unternehmen beeinflussen 

Wirtschaft und Alltag. 
Wir zeigen eine gute und  

eine schlechte. 

https://www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/wohnungslose-deutschland-108.html


Katha, wie arbeitest du heute?

Heute ist die erste Nacht von vier Nachtschichten. Vor der 
ersten Nacht versuche ich auszuschlafen, so lange es geht. 

Bis wann hast du heute geschlafen?

Heute bis um Viertel nach zehn. Ich kann gut schlafen, 
ich bin eine gute Schläferin. Zum Glück. Manchmal ver-
suche ich, mich nachmittags nochmal hinzulegen. Aber 
wenn das Wetter so gut ist wie heute, ist das richtig schwer, 
nochmal zu schlafen. Über den Tag erledige ich Dinge, 
den Haushalt oder Einkäufe für die nächsten Tage. An den 
nächsten Tagen schaffe ich das nicht. 

Wann musst du im Krankenhaus sein?

Ich fange um 20:30 Uhr an. Ich bin immer ein bisschen spät 
dran und erst kurz vor halb da. Der Dienst geht bis 6:30 Uhr 
morgen früh. Von Nacht zu Nacht wird es immer schwie-

Arbeit  »Die Politik sitzt in klimati
sierten Räumen« – Krankenpflegerin 
Katha ging mit einem Hitzewelle-
Appell viral. Ein Gespräch über  
Überlastung, Wut und ein marodes 
Gesundheitssystem. Von Mareice 
Kaiser Fotos von Jana Rodenbusch

Notaufnahme 
bei 40 Grad: 
»Sowas habe 

ich noch nicht 
erlebt«
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riger, die Nacht zu überstehen. Die zweite Nacht ist die 
schlimmste. Da ist man noch nicht im Rhythmus drin und 
auch noch nicht wieder aus dem anderen Rhythmus raus. Ab 
der dritten geht es dann und nach der vierten bin ich auch 
schon wieder raus und muss mich wieder umgewöhnen. 

Wie sieht dein Feierabend beziehungsweise 
Feiermorgen aus?

Ungefähr viertel nach sieben bin ich zuhause. Dann gehe 
ich eine große Runde mit den Hunden spazieren. Bis ich 
im Bett liege, ist es halb neun. 

Und dann kannst du schlafen?

Mal so, mal so. Eigentlich schon, aber manchmal dauert es. 
Im Winter ist das alles nochmal eine Nummer schlimmer, 
da lebt man ja nur im Dunkeln. Im Sommer kann man 
schlechter schlafen, weil es warm ist. Wenn das Wetter gut 
ist, will man ja auch nicht den ganzen Tag im Bett verbrin-
gen. Es ist körperlich anstrengend, aber noch mehr psy-
chisch. Nach vier Tagen Nachtschicht braucht man auch 
erstmal ein paar Tage, um sich wieder an 
den normalen Rhythmus anzupassen. 

Wie viel arbeitest du?

Ich habe vor drei Jahren auf 75 Prozent re-
duziert. Ich arbeite also monatlich sechs 
Tage weniger als eine 100-Prozent-Kraft. 
100 Prozent waren einfach zu krass.

Kann man den Job Vollzeit machen, ohne 
davon krank zu werden?

Nein. Ganz klar nein. Ich empfehle jedem, 
zu reduzieren. Ich habe elf Jahre lang 100 
Prozent gearbeitet. Der Dienstplan sieht 
dann so aus, dass man zehn Tage am Stück 
arbeitet, in diversen Schichten, mit volls-
ter Belastung. Dann hat man drei oder vier Tage frei und 
dann wieder zehn Tage am Stück. Die drei freien Tage ha-
ben mir überhaupt nicht mehr gereicht, mich um mich 
zu kümmern, mich um mein Leben zu kümmern. Wenn 
ich Spätdienst habe, ist der Tag sowieso gegessen, dann 
mache ich morgens ein bisschen was und dann ist der Tag 
vorbei. Nach dem dritten Frühdienst willst du nur noch 
nach Hause und schlafen. Man hat kein Leben mehr. Ich 
hatte kein Leben mehr, kein Privatleben mehr. Ich würde 
nie wieder 100 Prozent arbeiten. 

Reicht das Geld mit 75 Prozent?

Ich mache relativ viele Nächte, dafür gibt es Aufschläge. 
Es ist nicht die Welt, aber ein bisschen mehr. Die Nächte 
sind auch länger als Tagdienste. Dadurch sammle ich di-
rekt mehr Stunden.

Wie viel Geld landet auf deinem Konto?

Es variiert immer, so ungefähr 2.700 Euro.

Was wäre gerecht?

Das soll nicht überheblich klingen, aber wir haben einen 
unglaublich wichtigen Job mit Verantwortung und mit 
Belastungen, körperlich und psychisch. Ich finde, dafür 
sollten es netto 5.500 bis 6.000 Euro sein. 

Friedrich Merz sagt ja, wir alle sollen mehr arbeiten.

Das macht mich wütend. Da sitzen Menschen am Hebel, 
die überhaupt keine Ahnung haben. Krankenhäuser sind 
ein wirtschaftliches Unternehmen – und das darf nicht 
sein. Man hat keine Räume, man hat kein Personal. Das ist 
so viel Verantwortung. Uns wird gedroht. Wir sind auf uns 
alleine gestellt. Wir werden alleine gelassen. Ich wünsch-
te, irgendeiner von den Politikern wäre mal undercover 
einen Monat bei uns in der Notaufnahme. Aber wirklich 
undercover. Wenn man weiß, ein Politiker kommt, wird 
der Teppich ausgerollt, das ist ja nicht das echte Leben. 
Friedrich Merz wäre unserem Arbeitsalltag auf jeden Fall 
nicht gewachsen. Wie würde er reagieren, wenn er von ei-
nem Patienten angeschrien wird? Oder wenn ein Patient 
aus dem Schockraum im Sterben liegt?

Was würdest du ändern, wenn du Arbeits- 
oder Gesundheitsministerin wärst?

Das Gesundheitssystem wurde über Jahre run-
tergewirtschaftet. Jetzt haben wir einen gro-
ßen Haufen Scheiße. Wir müssten komplett 
neu anfangen. Kleine Feinheiten, das bringt 
nichts mehr. Eine Ärztin hat das mal gesagt 
und sie hat recht: Das Gesundheitssystem ist 
asystol (Anm. d. Red: Eine Asystolie ist der 
vollständige Stillstand der elektrischen und 
mechanischen Herzaktivität. Es ist ein aku-
ter medizinischer Notfall, der ohne soforti-
ge Reanimation tödlich endet.). Man muss 
es reanimieren und es komplett neu hochzie-
hen. Krankenhäuser müssten staatlich finan-
ziert sein, so dass die Probleme des Systems 
nicht auf dem Rücken der Patienten ausge-

tragen werden. Pflege muss attraktiver gemacht werden, 
mit mehr Geld und besseren Arbeitsbedingungen: Ein-
springpauschalen müssten höher sein, der Stellenschlüs-
sel müsste auch höher sein. Pflege pro Patient muss aus-
gebaut werden.

Ein Reformvorschlag der Bundesregierung ist die 
Krankschreibung ab dem ersten Tag.

Wir haben eine Chat-Gruppe unter den Kolleginnen und 
Kollegen. Da kommen täglich mehrmals Nachrichten. Es 
gibt viele Krankmeldungen. Ist ja auch logisch! Immer, 
wenn jemand krank wird, kommt jemand und gleicht 
das aus. Und diese Person, die das ausgleicht, ist dann die 
nächste, die krank wird – auch aus Überlastung. Ich bin 
mittlerweile an dem Punkt, ich springe kaum noch ein. 
Es hilft niemandem was. Wenn es hart auf hart kommt, 
findet man immer jemanden. Aber nicht mehr so oft wie 
früher. Es wird sich nicht ändern, wenn es immer funktio-
niert. Ich könnte da jeden Tag auf der Matte stehen, wenn 
es nach dem Bedarf geht.

Was gefällt dir an deinem Job?

MAREICE KAISER
stellt als Journalistin und 

Autorin Gerechtigkeitsfra-
gen. In ihrer Kolumne »Neue 

Maloche« spricht sie mit 
Menschen, die hart arbeiten 
– und in medialen Diskursen 

zu Arbeit selten zu Wort 
kommen.
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Es ist so ein schöner Beruf! Was man geben kann, was man 
zurückbekommt. Das ist so schön! Und es wird so kaputt-
gemacht. Ich liebe es, wenn ein Patient schlecht zu uns ge-
kommen ist und er dann später im besten Fall nach Hause 
geht. Was ich auch mag – das hört sich vielleicht maka-
ber an –, ist, wenn Schockräume gut verlaufen. Wenn je-
der weiß, was zu tun ist, und dann hat man den Patienten 
stabil. Das fühle ich richtig. Ich mag es aber auch, Men-
schen beim Sterben zu begleiten. Es ihnen so leicht wie 
möglich zu machen. Und ich liebe mein Team, die Kolle-
ginnen und Kollegen und auch die Ärztinnen und Ärzte. 
Wir geben alles, was wir haben.

Auf Instagram bist du viral gegangen mit einem Video 
über das Wochenende in der Hitzewelle. Darin hast 
du gesagt, die Situation mit der Hitze sei krasser als 
Covid.

Bei Covid, als es angefangen hat, waren wir gut vorbereitet. 
Wir haben die Notaufnahme gut darauf eingestellt. Das 
Personal wurde von Anfang an hochgefahren. Wir hatten 
Phasen, in denen viel los war. Aber nie so, wie das, was wir 
jetzt hatten. Sowas wie am Hitze-Wochenende habe ich 
noch nicht erlebt. Noch nie in meinem Leben habe ich 
so einen Andrang von kritischen, kranken Patienten gese-
hen. Noch nie so viel auf einmal. Es war unglaublich. Wir 
waren eigentlich abgemeldet vom Rettungsdienst, weil 
wir schon voll waren. Aber das war egal, weil alle Klini-
ken abgemeldet waren. Sie haben uns trotzdem angefah-
ren. Was sollten sie auch sonst machen? Wir hatten keine 
Räume, keine Tragen mehr, nicht genug Personal. Das war 
so ein krasser Ausnahmezustand, das ganze Wochenende. 

Wie bist du da durchgekommen?

Wenn ich arbeite und viel zu tun ist, dann funktioniere 
ich. Ich bin dann im Flow. Ich vergesse zu trinken, verges-
se aufs Klo zu gehen. In dem Moment habe ich gar nichts 
gefühlt. Wir haben so ein System, das klingelt, wenn sich 
der Rettungsdienst ankündigt. Wenn ich das höre und ich 
bin noch gar nicht fertig mit den 20 Sachen, die ich ma-
chen muss, und meine Kollegen ebenfalls, dann kommt 
Wut. Dann werde ich sauer. Nicht auf den Rettungsdienst, 
aber auf das System. Dann kommt Verzweiflung. 

Mit was kamen die Menschen zu euch an dem Wo-
chenende?

Wir hatten viele Hitzschläge. Ältere Menschen aus Pflege-
heimen oder von zu Hause. Die sind dann auch komplett 
weggetreten, haben über 40 Grad Fieber und sind maxi-
mal heiß. Eine Patientin hat vor drei Wochen noch im 
Pflegeheim an ihrem Laptop gesessen. Jetzt hatte sie ein 
Multiorganversagen. Eventuell ist sie jetzt auch schon ver-
storben. Und neben den Hitzschlägen kamen auch noch 
die normalen Fälle, Herzschmerzen zum Beispiel. Sol-
che Patienten brauchen viel Aufmerksamkeit und Pflege. 
Wenn man die nicht hat, weil der nächste da schon steht, 
macht mich das wütend, hilflos, traurig. 

Wie krass war der Unterschied zu anderen Wochen-
enden?

Wir hatten mehr als doppelt so viele Patienten. Und nicht 
genug Platz für gekühlte Infusionen, unser Kühlschrank 
war zu klein dafür. Also haben wir die Infusionen im gan-
zen Haus verteilt. Schon im normalen Zustand sind die 
Notaufnahmen überfüllt. Wir hatten keinen Ausfall, aber 
es hat nicht gereicht. In der Gruppe wurde gesagt: Wer 
kommen kann, kommt bitte. Wir waren komplett aufge-
stockt. Eigentlich sind wir zwei in der Pflege und einer 
koordiniert. Dieses Mal waren wir acht. Bei den Ärzten 
genau das Gleiche. Anders wäre es nicht möglich gewe-
sen. Und das wird ja noch schlimmer.

Die nächsten Hitzewellen stehen vor der Tür. Was 
braucht ihr, damit ihr da besser durchkommt?

Wir haben einen größeren Kühlschrank organisiert. Das 
Personal muss aufgestockt werden. Ventilatoren und Kli-
maanlagen wären wichtig. Von der Politik wurde es ja gar 
nicht zum Thema gemacht. Ich bin mir sicher, dass mein 
Video auch da ganz oben angekommen ist. Und ich war ja 
nicht die einzige, die was dazu gesagt hat. In meinen Augen 
ist das pure Ignoranz. Sich die Augen und Ohren zuhalten. 
Nicht hinschauen wollen. Die Politik ist so weit entfernt 
von uns, der Bevölkerung. Die sitzen in ihren klimatisier-
ten Räumen, das juckt die gar nicht. Die haben ihren pri-
vaten Arzt, und gut ist es. So stelle ich es mir jedenfalls vor. 

Wie waren die Reaktionen auf dein Video?

Ich habe nur positive Resonanz bekommen. Ganz viel 
Wertschätzung, und das tut richtig gut. Meine Kollegin-
nen und meine Kollegen sind auch stolz und finden das 
toll. Ich hoffe, dass ich dadurch etwas bewirken kann. Dass 
sich was bewegt. ●
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begrenzen, ihre Algorithmen trans-
parenter zu machen und unabhängi-
ger Forschung Zugang zu relevanten 
Daten zu ermöglichen. Doch die 
Regeln werden bislang nur zögerlich 
durchgesetzt, Verfahren dauern lange, 
Sanktionen entfalten kaum Abschre-
ckungswirkung und Forschenden feh-
len weiterhin die Daten, um Risiken 
unabhängig zu untersuchen. 
	 Deshalb braucht es jetzt eine kon-
sequente Umsetzung und gezielte 
Nachschärfung, etwa durch verbind-
liche Transparenzstandards für Emp-
fehlungssysteme, einen verlässlichen 
Datenzugang für unabhängige For-
schung und wirksamere Sanktionen. 
Plattformen, die ihre gesetzlichen 
Pflichten missachten, müssen mit 
empfindlichen Bußgeldern und, als 
letztes Mittel, auch mit einer Aus-
setzung einzelner Dienste rechnen. 
Gleichzeitig brauchen die zuständigen 
Behörden mehr Kontrollbefugnisse. 
Nur wenn Verstöße schnell geahndet 
und Plattformen transparent kontrol-
liert werden, kann Regulierung ihre 
Wirkung entfalten. ●

Wir streiten erbittert 
über Handyverbote, 
Altersgrenzen und 
Medienkompetenz 
und übersehen dabei 

die eigentliche Macht-
frage. Big Tech kann währenddessen 
seine Geschäftsmodelle nahezu unge-
hindert ausbauen. TikTok, Instagram 
und Co. prägen längst die Sozialisation 
ihrer Nutzer und entscheiden mit da-
rüber, welche Informationen sichtbar 
werden, welche Inhalte Reichweite 
erhalten und welche Weltbilder sich 
durchsetzen. 
	 Der entscheidende Hebel liegt 
deshalb in der konsequenten Durch-
setzung und gezielten Weiterentwick-
lung des europäischen Plattform-
rechts. Mit dem Digital Services Act 
(DSA) und der Datenschutzgrundver-
ordnung (DSGVO) hat die Europäi-
sche Union bereits wichtige rechtliche 
Instrumente geschaffen. Während die 
DSGVO den Schutz personenbezo-
gener Daten stärkt, verpflichtet der 
DSA große Plattformen dazu, Risiken 
für Demokratie und Jugendschutz zu 

Boden ist kein norma-
les Gut. Er wird nicht 
produziert und lässt 
sich nicht vermeh-
ren. Dennoch steigt 

sein Wert regelmäßig 
– jedoch selten durch die Leistung der 
Eigentümer. Stattdessen treibt das Um-
feld den Preis: neue Bahnlinien, Schu-
len, Kitas oder wachsende Städte. Diese 
Wertsteigerung entsteht durch öffent-
liche Leistungen; sie wird bisher aber 
vor allem privat abgeschöpft. Eine Bo-
denwertsteuer setzt genau hier an. Mit 
ihr könnten Kommunen infrastruktur- 
oder planungsbedingte Wertsteigerun-
gen teilweise zurückholen und öffent-
liche Maßnahmen finanzieren. 
	 Anders als die herkömmliche 
Grundsteuer belastet die Bodenwert-
steuer nicht das Gebäude, das auf die 
Leistung der Erbauenden zurückgeht. 
Besteuert wird stattdessen ausschließ-
lich der reine Wert des Grundstücks. 
Das verändert die Dynamik auf dem 
Markt grundlegend: Wer Wohnraum 

Die gegenwärtige Bil-
dungspolitik folgt 
einem ökonomi-
schen Paradigma, das 
seine Voraussetzun-

gen verloren hat. Sie 
behandelt Schulen und Hochschulen, 
als ließe sich dort Humankapital für 
eine im Voraus bestimmbare Wachs-
tumsökonomie produzieren. Lehrplä-
ne, Kompetenzraster und Kennziffern 
unterstellen, dass »wir Alten« wüssten, 
welche Fähigkeiten künftige Märkte 
verlangen. In Zeiten sich überlagern-
der Krisen und radikaler Ungewissheit 
ist das nicht mehr haltbar.
	 So entsteht ein gefährlicher Wider-
spruch: Junge Menschen sollen sich an 
eine Wirtschafts‑ und Gesellschaftsord-
nung anpassen, die selbst ins Wanken 
geraten ist. Fähigkeiten, dieses Wanken 
zu deuten und zu gestalten, erwer-
ben sie kaum. Das Alte reinstopfen 

und möglichst unverdaut wieder aus-
spucken, während draußen die Welt 
brennt – so schrumpfen die Räume des 
Denk‑ und Gestaltbaren, mit Folgen 
von Zukunftsängsten bis zur Anfällig-
keit für einfache Heilsversprechen.
	 Nötig ist kein Feintuning, sondern 
ein Paradigmenwechsel. Bildung darf 
Menschen nicht länger in vorgegebene 
wirtschaftliche Zwecke hineindrän-
gen. Sie muss anerkennen, dass die 
Welt im Kern ungewiss ist – auch die 
Zukunft von Arbeit, Wertschöpfung 
und Wohlstand –, und befähigen, im 
Hier und Jetzt gestaltungsfähig zu sein, 
damit neue, lebensdienliche Formen 
von Ökonomie überhaupt einen Nähr-
boden gewinnen. Dafür braucht es 
transformatives Lernen: Erschütterung 
bisheriger Gewissheiten, Einnehmen 
vielfältiger Perspektiven, Entdecken 
neuen Sinns und die Fähigkeit, sich in 
komplexen Zusammenhängen wirk-

sam zu engagieren, gehören ins Cur-
riculum, gerade in der ökonomischen 
Bildung.
	 Der große Hebel: Schulen und 
Hochschulen sollten verpflichtet wer-
den, einen »Tag der offenen Zukunft« 
einzuführen, an dem transformatives 
Lernen in Reallaboren erprobt wird, 
die das Ungewisse nicht negieren, son-
dern gestalten helfen – inklusive der 
Frage, wie wir Wirtschaft, Arbeit und 
Wohlstand künftig verstehen wollen. 
An den anderen Tagen können durch 
entrümpelte Lehrpläne und einen kri-
tisch‑kreativen Umgang mit KI junge 
Menschen Schritt für Schritt von Bu-
limie‑Bildung entlastet werden. ●

3 Für transformative Bildung 
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Politische Maßnahmen können  
das Leben der Menschen fundamental ver-

bessern. Wir stellen die sinnvollsten vor. 

2 Für eine Boden-
wertsteuer

1 Für Plattform
regulierung

schafft, saniert oder aufstockt, wird 
dafür nicht steuerlich bestraft. Wer da-
gegen Baulücken hortet, Grundstücke 
brachliegen lässt oder Flächen unter 
Wert nutzt, zahlt wie bei einer optima-
len Nutzung des Grundstücks. 
	 Über diesen Nutzungsdruck 
treibt die Bodenwertsteuer gehortete 
Grundstücke in den Markt. Mehr ver-
fügbares Bauland ist die notwendige 
Voraussetzung für mehr Wohnraum. 
Die Steuer bekämpft nicht nur Sym-
ptome, sondern setzt direkt am vorge-
lagerten Bodenmarkt an. Sie adressiert 
den strukturellen Engpass, der hohe 
Mieten und steigende Immobilien-
preise zementiert.
	 Indem die Bodenwertsteuer einen 
Teil des – gemeinschaftlich geschaf-
fenen – Bodenwertes an die öffentli-
che Hand umleitet, sinkt der Boden-
wert in privater Hand. Die Folgen 
sind langsamer steigende oder gar 
sinkende Bodenpreise – und ein 
Markt, auf dem Spekulation endlich 
unattraktiv wird. ●
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Exakt einen Tag nachdem das Ro-
bert Koch-Institut (RKI) bekannt 
gegeben hat, dass in der Juni-Hit-
zewelle unfassbare 5100 hitze-
bedingte Todesfälle gezählt wor-
den sind, stimmte der Bundestag 
mehrheitlich für die praktische 
Aufgabe der deutschen Klimazie-
le. Das geschah ganz pragmatisch 
in Form eines neuen Heizungsge-
setzes. Der als Gebäudemoderni-
sierungsgesetz (GModG) bekann-
te Gesetzesentwurf wurde zuletzt 
unter Klimaexperten mehrheit-
lich aufs Schärfste verurteilt: Bis 
nach 2045 dürften Öl- und Gas-
heizungen gesetzlich weiterbe-
trieben werden, die Einhaltung 
der Klimaziele im Wohnbereich 
würde praktisch verunmöglicht. 
Selbst mit einem ausgebauten 
grünen Gasnetz – was das Fraun-
hofer-Institut zuletzt als vollkom-
men unwirtschaftlich einschätzte 
– ließe sich nicht seriös darstellen, 
wie zeitgleich Klimaneutralität er-
reicht werden könnte.
	 Während die Menschen hier-
zulande die Hitze im Nacken spü-
ren, die Bilder von schwitzenden 
Kleinkindern, dehydrierten Groß-
eltern und Schwangeren sehen, re-
giert die GroKo an dieser Lebens-
realität vorbei.

Fossile Ideologie
Man bedenke: Dieses neue Gesetz 
musste überhaupt erst kommen, 
da sich die Union im Wahlkampf 
darauf versteift hat, den »Habeck-
schen Heizhammer« trotz hoher 
Akzeptanz zu Grabe zu tragen. 
Selbst der Preisschock infolge der 
blockierten Straße von Hormus 
konnte bei der Bundesregierung 

kein Umdenken erzeugen. Für Sö-
der und Co. war dabei alles ent-
scheidend, dass es keinen »Wär-
mepumpen-Zwang« mehr geben 
dürfe, man solle »frei« entschei-
den können, wie man heizt. Der 
Haken: Eine neue Gasheizung 
hat eine Lebensdauer von bis zu 
30 Jahren, aber verfassungsrecht-
lich müssen wir in 19 Jahren ganz 
Deutschland klimaneutral behei-
zen. Jede neue fossile Heizung 
stellt uns damit kollektiv vor im-
mense Probleme. 
	 Was heißt dann eigentlich 
»Freiheit« in der Klimakrise – 
fossil weiterzumachen, als wäre 
nichts? Oder sich darauf verlas-
sen können, dass wir gemein-
schaftlich die Chancen hochhal-
ten, tödliche Klimakatastrophen 
und fossile Abhängigkeiten zu 
verhindern? Müsste ein Eigen-
tumsbegriff im Zeitalter des 
Treibhauseffektes nicht neu defi-
niert werden, wenn meine priva-
te Heizung durch fossile Emissio-
nen eben keine reine Privatsache 
bleibt? Das sind die zentralen Fra-
gen, mit denen sich die Union bis-
her ganz offensichtlich keine Se-
kunde lang beschäftigt hat. 

Verfassungsbruch  
mit Ansage
Weil es laut Klimaverfassungsur-
teil grundsätzlich nicht erlaubt 
ist, bestehende Klimaschutzpo-
litik mit neuen Gesetzen zu ver-
schlechtern, plant die Deutsche 
Umwelthilfe (DUH) aktuell, ge-
gen das GModG in Karlsruhe 
Klage einzureichen. Auch der 
wissenschaftliche Dienst des Bun-
destages hatte in einem Gutach-
ten verfassungsrechtliche Zweifel 
geäußert.
	 Dabei ist die eigentliche Auf-
gabe immens, kaum ein anderer 
Bereich verursacht in Deutsch-
land so viel private Emissionen 
wie unsere Heizungen. Knapp 30 
Millionen Wohnungen werden in 
Deutschland aktuell mit Öl- oder 
Gasheizungen gewärmt. Dagegen 
sind schätzungsweise gerade ein-
mal 2 Millionen Wärmepumpen 
installiert. Letztere sind zwar über 
die Laufzeit deutlich günstiger, 
kosten aber in der Anschaffung 
inklusive Einbau gut und ger-
ne dreimal so viel wie eine neue 
Gasheizung. Umso bedeutsamer 

LUISA NEUBAUER 
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Klimabewegung in Deutschland.  
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Kolumne »Heißzeit«.

Fossiles Heizen 
bis 2045 – 

während das 
Land verbrennt

Klima  Millionen Menschen wird 
die Wärmepumpen-Förderung 
gekürzt, obwohl Deutschland 

bis 2045 klimaneutral sein muss. 
Das neue Heizungsgesetz 

geht auf Kosten der Ärmsten. 
Von Luisa Neubauer
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für die Dekarbonisierung des Ge-
bäudesektors in Deutschland ist 
folglich die Wärmepumpen-För-
derung. Nach breitbeinigen Ver-
sprechen von Jens Spahn (CDU) 
und Matthias Miersch (SPD) über 
deren Aufrechterhaltung, sol-
len die Subventionen – Überra-
schung! – laut jüngst beschlosse-
nem Gesetz um über 2 Milliarden 
Euro gekürzt werden. Dafür soll 
die maximale Fördersumme bei 
selbstgenutztem Wohnraum um 
2000 Euro sinken. Zusätzlich soll 
die maximale Fördersumme jedes 
Halbjahr um weitere 750 Euro 
sinken. Wer sich in der Wärme-
pumpenplanung Zeit lässt, ver-
liert Geld. Haushalte mit einem 
Einkommen unter 30.000 Euro 
sollen immerhin etwas mehr För-
derung erhalten. Diese Form der 
sozialen Staffelung scheint in der 
Praxis allerdings etwas undurch-
dacht: Denn für die weniger rei-
chen Haushalte ändern ein paar 
Tausend Euro zusätzliche Sub-
ventionen nichts daran, dass die 
notwendige Vorschussinvestition 
überhaupt kaum aus eigener Ta-
sche gestemmt werden kann. Für 
diese Fälle soll es zwar ein Kre-
dit-Modell geben, bisher haben 
jedoch gerade einmal vier Ban-
ken zugesagt, sich daran beteili-
gen zu wollen. Zusätzlich sorgt 
die komplexe Subventionsstaf-
felung für harte Abbruchkanten 
und mehr Bürokratie. Es ist au-
ßerdem falsch, bei den einkom-
mensstärkeren Haushalten zu 
kürzen. Gerade sie müssen ihre 
Emissionslast dringend senken. 
Der Zeitdruck durch die halb-
jährlich fallenden Förderun-
gen wird kurzfristig für mehr 
Nachfrage sorgen, aber entspre-
chend auch für einen Abfall in 
den nächsten Jahren. Installateu-
re und Heizungsbauerinnen be-
schweren sich bereits jetzt für das 
Hin und Her. Sie werden kurz-
fristig enorme Kapazitäten auf-
bauen müssen, sich aber langfris-
tig nicht auf die anhaltend große 
Nachfrage verlassen können.

Der echte »Heizungs
hammer« kommt erst noch
Immerhin möchte die Regie-
rung wenigstens etwas für die 
Stärkung des europäischen Wär-
mepumpenmarkts tun. Wer Mo-

delle aus der EU kauft, kann mit 
etwas mehr Förderung rechnen. 
Angebote aus China werden im 
Preis allerdings absehbar so weit 
sinken, sodass auch hier fraglich 
bleibt, ob die Wirkung der Rege-
lung nicht doch verpufft.
	 Die Regierung ist verfassungs-
rechtlich verpflichtet, Deutsch-
land aus der fossilen Heizungs-
Ära zu holen. Es sollte so günstig, 
so unkompliziert und planbar 
wie denkbar möglich sein, auf 
eine klimaneutrale Heiztech-
nik zu wechseln. Stattdessen hat 
die Regierung entschieden, das 
Ganze für manche teurer, für 
alle kompliziert und für die be-
teiligten Industrien und Instal-
lateure weitgehend unplanbar 
zu gestalten. Das alles findet un-
ter der Prämisse statt, dass Men-
schen sich nicht kurzerhand mil-
lionenfach scheinbar günstigere 
Öl- und Gasheizungen einbauen. 
Denn das Gesetz impliziert de 
facto, dass es noch in 20 Jahren 
bezahlbare Möglichkeiten geben 
wird, mit Öl oder Gas zu heizen. 
Das ist nicht nur sachlich falsch, 
sondern geradezu gefährlich. Im-
mer wieder haben Unionspoliti-
ker wie Spahn, Merz oder Söder 
impliziert, »Habecks Heizungs-
hammer« hätte Menschen durch 
Wärmepumpen-Kosten und die 
vielen Klima-Vorgaben in die 
Arme der AfD getrieben. Da-
bei wartet das eigentlich Grauen 
dort, wo die Gasheizungs-Ultras 
in den nächsten Jahren und Jahr-
zehnten feststellen werden, was 
Gas-Lieferkosten und Grüngas-
quoten für eine Heizungsrech-
nung bedeuten. 89 Prozent der 
Deutschen lehnen schon heute 
die Kürzung bei der Wärmepum-
penförderung ab – und die ext-
remen Preise kommen erst noch. 
Man braucht nicht viel Fantasie, 
um sich die Ausmaße der Ent-
täuschung gegenüber der ver-
antwortlichen Regierung auszu-
malen. Wieder einmal muss man 
hoffen, dass das Land einen küh-
leren Kopf behält, als die Regie-
rung es tut. ●
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In Frankreich stehen im kom-
menden Jahr Wahlen und damit 
wichtige politische Weichenstel-
lungen an. Auf der einen Seite 
findet sich eine nationalistische 
Rechte, die sich zunehmend an 
Wirtschaftsinteressen orientiert 
und darauf hofft, mit der Stig-
matisierung von Migranten und 
Ausländern die Macht ergreifen 
zu können. Dabei verspricht sie 
unter anderem einwanderungs-
feindliche Volksabstimmungen, 
mit denen »dem Volk seine Stim-
me zurückgegeben« werden soll. 
Auf der anderen Seite findet sich 
eine zögerliche, schwankende 
und gespaltene Linke. Um die ei-
gene Haltung klarer zu machen 
und die Reihen zu schließen, 
sollte sie selbst ein Referendum 
vorschlagen – und zwar zur Ein-
führung einer nationalen Solida-
ritätssteuer, die auf Milliardäre 
und Multimillionäre abzielt. 
	 Angesichts des aktuellen 
Stands der Debatte und der damit 
verbundenen Herausforderungen 
ist dies der beste Weg, die Prob-
leme zu lösen: Die Rechte will 
dem Volk bei Identitäts- und Mi-
grationsfragen mehr Mitsprache 
geben. Die Linke sollte dasselbe 
tun, sich dabei aber auf Solidarität 
und Gerechtigkeit konzentrieren. 
Damit würde sie zeigen, dass die 
einwanderungsfeindliche Rheto-
rik des Rassemblement National 
eine Nebelkerze ist, die nur dazu 
dient, die gesellschaftliche Wut 
abzulenken und die Reichen zu 
schützen.
	 Ein linker Referendumsvor-
schlag würde die zur Wahl stehen-
den Optionen verdeutlichen und 

Ungleichheit  Während die Rechte mit Migration Stimmen  
fängt, sollte die französische Linke ein Referendum über eine 
Vermögenssteuer nach historischem Vorbild vorschlagen.  
Von Thomas Piketty 
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schen 2017 und 2027; und zwei-
tens eine permanente, jährlich 
zu entrichtende Steuer von fünf 
Prozent auf Vermögen über 100 
Millionen Euro sowie von zehn 
Prozent auf Vermögen über ei-
ner Milliarde Euro. Die prognos-
tizierten Einnahmen würden sich 
auf rund 800 Milliarden belaufen 
(400 Milliarden aus der einmali-
gen Abgabe und 400 Milliarden 
über zehn Jahre aus der dauerhaf-
ten Steuer). Dies entspricht etwa 
30 Prozent des französischen BIP.
	 Diese 800 Milliarden Euro 
würden von Milliardären und 
Multimillionären in Form von 
Aktien und Anteilen und in ei-
nen Staatsfonds eingezahlt. Das 
ermöglicht es den Behörden, In-
vestitionen entsprechend den stra-
tegischen Prioritäten des Landes, 
insbesondere im Bereich Energie, 
neu auszurichten. Auf Grundla-
ge dieser neuen Vermögenswerte 
könnte Frankreich beispielsweise 
eine Sonderanleihe in Höhe von 
400 Milliarden Euro auflegen, um 
einen ambitionierten Investitions- 
und Beschäftigungsplan in den 
Bereichen Bildung, Forschung 
und Gesundheitswesen zu finan-
zieren.
	 Mit einem solchen Referen-
dum würde man den Grundstein 
legen für einen neuen Gesell-
schaftsvertrag; ein anderes, souve-
räneres Entwicklungsmodell, das 
gerechter und nachhaltiger ist 
(siehe dazu auch den Global Justi-
ce Report). Dieses Modell stünde 

endlich wieder die Frage der De-
mokratie in den Mittelpunkt der 
Präsidentschaftswahlen rücken. 
Seit 2005 hat in Frankreich kein 
Referendum mehr stattgefunden 
(was nach 1945 beispiellos ist). 
Die Gelbwesten-Bewegung hätte 
eine Gelegenheit sein können, ein 
echtes Bürgerreferendum zu orga-
nisieren. Doch nichts dergleichen 
ist geschehen. Es ist nun an der 
Zeit, den Bürgerinnen und Bür-
gern erneut Vertrauen entgegen-
zubringen und ihnen ein Mit-
spracherecht bei einem Thema zu 
geben, das seit der Revolution von 
1789 von zentraler Bedeutung in 
und für Frankreich ist: Gleichheit 

und das Ende von Privilegien.
	 Ein Gesetzespaket, das zur Ab-
stimmung gestellt würde, könnte 
sich an der nationalen Solidari-
tätssteuer (Impôt de Solidarité na-
tionale, ISN) orientieren, die per 
Verordnung vom 15. August 1945 
eingeführt worden war. Die ISN 
bestand aus zwei Hauptkompo-
nenten: einer allgemeinen Steuer 
auf die größten Vermögen im Jahr 
1945 (mit Steuersätzen von bis 
zu 20 Prozent für die Reichsten) 
und einer Sondersteuer auf Ver-
mögenszuwächse zwischen 1938 
und 1945 (mit Steuersätzen von 
bis zu 100 Prozent für die größten 
Zuwächse).

So könnte die neue Ver
mögenssteuer aussehen
Die 2027er Version der ISN, die 
die Linke zur Annahme per Volks-
abstimmung vorschlagen sollte, 
könnte ebenfalls zwei Kompo-
nenten umfassen: Erstens eine 
einmalige Steuer von 50 Prozent 
auf Vermögenszuwächse von 
mehr als 100 Millionen Euro zwi-

in scharfem Kontrast zu dem von 
Milliardären und Techno-Natio-
nalisten vertretenen Ansatz, des-
sen einzige Agenda darin besteht, 
die Welt mit Rechenzentren zu 
überziehen und ohne Rücksicht 
auf gesellschaftliche oder ökolo-
gische Belange immer größeren 
Reichtum anzuhäufen.

Kein juristisches Hindernis, 
nur ein politisches
Manche werden argumentieren, 
dass eine solche nationale Solida-
ritätssteuer rechtlich unmöglich 
oder verfassungswidrig wäre. Die-
ses Argument ist aber mit Blick 
auf die Geschichte unbegrün-
det. Eine ähnliche Steuer wurde 
in Frankreich 1945 schon einmal 
umgesetzt, ebenso wie in vielen 
anderen europäischen Ländern 
und in Japan. Diese Länder führ-
ten solche Steuern ein, um die He-
rausforderungen der Nachkriegs-
zeit zu bewältigen – einer Zeit, die 
von hoher Verschuldung und er-
heblichem Bedarf an öffentlichen 
Investitionen geprägt war. Diese 
Situation ähnelt unserer heutigen. 
In keiner der folgenden Verfas-
sungsänderungen in Frankreich 
wurde die progressive Besteue-
rung von Vermögen verboten 
oder eingeschränkt. Zudem er-
laubt Artikel 11 der französischen 
Verfassung dem Präsidenten, den 
Wählerinnen und Wählern jeden 
Gesetzentwurf zur Abstimmung 
vorzulegen, der die »Wirtschafts- 
oder Sozialpolitik der Nation« 
betrifft (ohne vorherige Zustim-
mung des Parlaments). In Artikel 

34 heißt es darüber hinaus, dass 
die Festlegung von Steuersätzen 
und Steuerbemessungsgrundla-
gen aller Art allein Sache des Ge-
setzes ist und niemand anderem 
obliegt. Würde ein gewählter Prä-
sident bei seinem Amtsantritt ein 
solches Referendum gemäß Arti-
kel 11 vorlegen, wäre es also un-
möglich, sich dem auf demokra-
tische Weise zu widersetzen.
	 Natürlich kann man die ISN 
aus politischen Gründen ableh-
nen, weil man der Ansicht ist, die 
heutigen enormen Vermögens-
ungleichheiten seien unerläss-
lich, um zukünftige Herausforde-
rungen zu bewältigen, oder eine 
solche Steuer sei zwar grundsätz-
lich wünschenswert, in der Praxis 
jedoch leicht zu umgehen. Die-
se Sichtweise ist angesichts his-
torischer Daten und Erkenntnis-
se zwar nicht überzeugend, doch 
die Debatte an sich ist legitim. Si-
cher ist indes, dass wir aufhören 
sollten, uns hinter pseudojuristi-
schen Argumenten zu verstecken, 
und verstehen müssen, dass eine 
solche Diskussion in den politi-
schen, historischen, gesellschaftli-
chen und ökonomischen Debat-
tenbereich gehört. 
	 Die Wählerinnen und Wähler 
haben ein Recht auf eine solche 
demokratische Debatte. ●
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Prognostizierte Einnahmen der  
geplanten französischen Vermögens

steuer 2027 gegenüber dem 
deutschen Lastenausgleich von 1952, 

jeweils als Anteil am nationalen BIP.
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Oben: Das französische Parlament stellte sich einst stärker gegen die Reichsten.
Links: Die Impôt de solidarité nationale, Vorläuferin der Vermögenssteuer.

https://globaljusticeproject.wid.world/
https://globaljusticeproject.wid.world/
https://prod.wid.world/www-site/uploads/2026/05/WorldInequalityLab_WP2026_13_Taxing_Wealth_and_Enrichment_Lessons_from_the_1945_French_National_Solidarity_Levy_Final-2.pdf
https://prod.wid.world/www-site/uploads/2026/05/WorldInequalityLab_WP2026_13_Taxing_Wealth_and_Enrichment_Lessons_from_the_1945_French_National_Solidarity_Levy_Final-2.pdf


Joseph Stiglitz:
»Die Ungleichheit in der 
Gesellschaft beruht auf 

Ausbeutung«

Kapitalismus

46

Der Neoliberalismus ist am Ende. Wirtschaftsnobelpreisträger 
Joseph Stiglitz fordert im Interview mit Lukas Scholle einen 
»progressiven Kapitalismus«. Fotos von Doro Zinn
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In den vergangenen Jahren haben Sie sich für  
einen progressiveren Kapitalismus ausgesprochen. 
Könnten Sie umreißen, was Sie damit meinen?

Es ist eine Form des Kapitalismus, die den Menschen an 
die erste Stelle setzt. Kapitalismus sollte als ein System der 
ökonomischen, sozialen und politischen Organisation ver-
standen werden, das am ehesten geeignet ist, das Wohlerge-
hen der größtmöglichen Zahl von Menschen zu steigern.

Eines seiner charakteristischen Merkmale ist die Ein-
sicht, dass unterschiedliche Aufgaben unterschiedliche 
Organisationsformen erfordern. Ich beschreibe das als 
eine Ökologie der Institutionen: gewinnorientierte Orga-
nisationen, Non-Profit-Organisationen, Genossenschaften, 
staatliche Stellen und kollektives Handeln auf verschiede-
nen Ebenen – national, lokal und auf freiwilliger Basis.

Ein zentrales Thema meiner Arbeit ist, dass Menschen 
einander beeinflussen, woraus folgt, dass Regulierung not-
wendig ist. Wir leben in einer Umwelt, und unser Han-
deln hat Folgen für andere. Ein weiterer Kerngedanke ist, 
dass wir gemeinsam mehr erreichen können als allein. 
Der Mythos vom starken Individualismus ist genau das – 
ein Mythos. Individuen sind wichtig, aber sie sind in eine 
Gesellschaft eingebettet, und deshalb ist auch die Gesell-
schaft wichtig.

Worin unterscheidet er sich, was seine ökonomi-
schen Grundlagen betrifft, von der neoliberalen Ära 
des Kapitalismus?

Wenn wir Milton Friedmans Werk, insbesondere Kapita-
lismus und Freiheit, als klare Formulierung des Neolibera-
lismus nehmen, dann geht es dort im Kern um Marktme-
chanismen. Zumindest stellt er sich so dar. In Wirklichkeit 
kann keine Gesellschaft ohne Regulierung funktionieren.

Man kann zum Beispiel argumentieren, Banken sollten 
nicht reguliert werden. Aber wenn Banken scheitern, ist 
es am Ende die Gesellschaft, die sie rettet. Der Neolibera-
lismus konzentriert sich auf das Fehlen kollektiven Han-
delns am Anfang und ignoriert dabei das kollektive Han-
deln, das später nötig ist, um mit den Folgen umzugehen.

Ein weiterer wichtiger Unterschied ist, dass der pro-
gressive Kapitalismus das Wohlergehen der Menschen in 
einem umfassenden Sinn in den Blick nimmt, während 
sich der neoliberale Kapitalismus weitgehend auf mate-
rielles Wohlergehen konzentriert hat.

Hinzu kommt, dass der neoliberale Kapitalismus Um-
weltfragen sehr wenig Aufmerksamkeit geschenkt hat. Er 
schien zu unterstellen, dass die Menschen einfach selbst 
für sich sorgen könnten, was offensichtlich nicht zutrifft. 
Auch der Ungleichheit hat er wenig Beachtung geschenkt. 
Er beruhte auf der Überzeugung, dass eine steigende Flut 
alle Boote hebt und dass diejenigen, die Erfolg haben, ihn 
verdienen und mehr beitragen als andere.

Tatsächlich rührt ein Großteil der Ungleichheit in un-
serer Gesellschaft aus Ausbeutung auf der einen und Be-
nachteiligung auf der anderen Seite her – daraus, dass 
Menschen keinen Zugang zu angemessener Bildung, Ge-
sundheitsversorgung und Chancen haben.

Sie haben eben erwähnt, dass Ihnen der Begriff 
»progressiver Kapitalismus« nicht besonders gefällt. 
Welchen Begriff würden Sie vorziehen?

Ich habe keinen besseren gefunden. Das Wort »progres-
siv« gefällt mir, weil es einen Kerngedanken der Aufklä-
rung widerspiegelt: die Überzeugung, dass Fortschritt 
möglich ist und dass wir eine bessere Gesellschaft auf-
bauen können.

Was mir missfällt, ist das Wort »Kapitalismus«, weil es 
das Kapital ins Zentrum rückt und damit auch das Spa-
ren. Was ich beschrieben habe, stellt das Kapital nicht ins 
Zentrum. Es stellt viele andere Dinge dorthin.

Manchmal ziehe ich den Begriff »erneuerte Sozialde-
mokratie« vor. Was mir an der Sozialdemokratie gefällt, ist, 
dass sie die Politik, die Demokratie und die Art und Weise 
betont, wie kollektive Entscheidungen getroffen werden. 
Sie betont auch die soziale Dimension – das Wohlergehen 
der Menschen innerhalb der Gesellschaft. Das Problem 

ist, dass viele sozialdemokratische Parteien zu neolibera-
len Parteien geworden sind. Deshalb sage ich »erneuert«.

Auf der anderen Seite haben Sie auch den Markt
sozialismus kritisiert. Wie stehen Sie zu ihm?

Der Marktsozialismus war die Idee, dass sich Marktme-
chanismen mit öffentlichem Eigentum verbinden ließen. 
Den Preisen wurde die mechanische Rolle zugewiesen, 
Angebot und Nachfrage auszugleichen.

Er war ein Produkt einer bestimmten historischen Pe-
riode vor der Informationsrevolution. Zudem ignorierte 
er wichtige Fragen wie Innovation und ökonomische Evo-
lution. Das Modell unterstellte eine statische Technologie 
und nutzte Preise, um Ressourcen effizient zu verteilen. 
Das klassische Beispiel aus der Sowjetunion betraf die Na-
gelproduktion. Wenn die Planer schlicht eine Zielzahl an 
Nägeln vorgaben, produzierten die Fabriken Nägel, die 
leicht brachen. Um die Qualität angemessen zu spezifi-



zieren, hätte es eine enorme Menge an Informationen ge-
braucht. Der Marktsozialismus hat Innovation, Anpassung 
und Evolution nicht angemessen berücksichtigt. Er bot 
eine höchst statische Sicht auf die Wirtschaft.

Wie hat sich Ihr ökonomisches Denken über die 
Jahrzehnte verändert?

Es hat sich allmählich in mehrere Richtungen entwickelt. 
Als ich Doktorand war, war das vorherrschende Modell 
das Wettbewerbsmodell. Uns fehlten die analytischen 
Werkzeuge, um Marktmacht und Ausbeutung angemes-
sen zu untersuchen. Heute haben wir sehr viel bessere 
Möglichkeiten, diese Phänomene zu verstehen.

Deshalb beschäftige ich mich inzwischen weit stärker 

mit Ausbeutung, Innovation, Marktmacht und politischer 
Ökonomie. Wir sehen heute klarer, wie politische Akteure 
die Spielregeln prägen. Unter Trump wurde dieser Prozess 
sehr explizit, aber es gab ihn immer schon, nur in weniger 
sichtbaren Formen.

Eine zweite Verschiebung betrifft meinen Fokus auf 
Evolution und Wandel. Ich bin in der Gleichgewichtstra-
dition ausgebildet worden, aber ich interessiere mich in-
zwischen weit stärker dafür, wie sich Gesellschaften im 
Laufe der Zeit entwickeln. Dazu gehören Veränderungen 
der Überzeugungen, Präferenzen und Werte der Men-
schen. Diese Transformationen systematisch zu verstehen, 
ist in meiner Arbeit immer wichtiger geworden.

Dennoch ist das Gleichgewichtsdenken in der 
Ökonomie bis heute vorherrschend – und auch in 
Ihrer Analyse.

Absolut. Ich betrachte das Gleichgewicht als analytisches 
Werkzeug. Es kann uns sagen, worauf eine Volkswirtschaft 
zulaufen könnte, wenn es keine Störungen gäbe. Aber es 
ist keine gute Beschreibung dessen, wie Volkswirtschaften 
tatsächlich funktionieren.

Man denke nur an die Zahl der großen Nicht-Gleich-
gewichtsereignisse, die wir in den letzten fünfundzwanzig 
Jahren erlebt haben: die Anschläge vom 11. September, die 
globale Finanzkrise, die Wahl Trumps und die Pandemie. 
Das waren transformative Ereignisse, die Gleichgewichts-
modelle nicht angemessen erfassen konnten.

Zugleich glaube ich, dass die Ökonomie zu meinen 
Lebzeiten enorme Fortschritte gemacht hat. Die Ökono-
mie an der Forschungsfront ist heute weit ausgefeilter als 
vor sechzig Jahren, als ich anfing, das Fach zu studieren. 
Das gibt mir Hoffnung.

Rückblickend: Gibt es ein Argument oder eine  
Einsicht, die Sie gerne zwanzig Jahre früher  
entwickelt hätten?

Ich bin nicht sicher, ob ich das direkt beantworten kann. 
Intellektuelle Entwicklung ist ein evolutionärer Prozess. 
Neue Ideen entstehen, und sie legen die Grenzen frühe-
rer Ideen offen. Was ich beobachtet habe, ist, dass eini-
ge meiner Ideen zu breiteren Veränderungen im Denken 
beigetragen haben. Als ich Die Schatten der Globalisierung 
veröffentlichte, wurde die Globalisierung zelebriert. Ich 
habe auf einige ihrer Probleme hingewiesen und Refor-
men vorgeschlagen. Viele bedauern heute, dass nicht mehr 
getan wurde, gerade angesichts des Aufstiegs antiglobalis-
tischer Stimmungen.

2010 haben wir den Bericht der Sarkozy-Kommission 
zur Messung von Wohlergehen jenseits des BIP veröffent-
licht. Ich denke, er hat dazu beigetragen, die Diskussion in 
Richtung umfassenderer Wohlstandsmaße zu verschieben.

2012 habe ich Der Preis der Ungleichheit veröffentlicht 
und darin argumentiert, dass Ökonomen die Ungleich-
heit viel zu lange ignoriert hatten. Seither ist Ungleichheit 
sehr viel stärker ins Zentrum der ökonomischen Debatten 
gerückt. 2019 habe ich Der Preis des Profits veröffentlicht, 
worin die wachsende Bedeutung oligarchischer Macht 
vorweggenommen wurde. Häufig gelangen solche Ideen 
Jahre, bevor sie die etablierte Politik beeinflussen, in die 
öffentliche Debatte.

48

Wir wollen keine 
Gesellschaft, die 
von Leuten wie Elon 
Musk geführt wird.



Surplus / August 2026

Bevor Sie diese Bücher schrieben, haben Sie in  
Institutionen wie der Clinton-Regierung und der Welt-
bank gearbeitet. Wie schwierig ist es, neue Ideen  
in Politik zu übersetzen?

Es ist sehr schwierig, und es geschieht schrittweise. Ein Bei-
spiel ist die Industriepolitik. Ich habe mich in der Welt-
bank dafür eingesetzt, und meine Nachfolger ebenfalls. In 
diesem Jahr hat die Weltbank einen Bericht zur Industrie-
politik veröffentlicht, den viele als revolutionär empfan-
den. Ich sah darin die Fortsetzung einer Diskussion, die 
seit mehr als fünfundzwanzig Jahren geführt wird. Ein 
weiteres Beispiel betrifft die Liberalisierung der Kapital-
märkte. Ich habe argumentiert, dass unbeschränkte Kapi-
talflüsse destabilisierend wirken können und dass Länder 
Kapitalverkehrskontrollen einsetzen dürfen sollten.

Der IWF und das US-Finanzministerium haben die-
se Position entschieden abgelehnt. Die Angriffe waren 
ziemlich bösartig. Doch 2011 hat der IWF faktisch ein-
geräumt, dass ich recht hatte. Siege kommen oft langsam. 
Manchmal dauert es zwanzig Jahre, bis eine Idee akzep-
tiert wird, und noch länger, bis sie vollständig umgesetzt 
ist. Das passt zu einer evolutionären Sicht auf politischen 
Wandel. Es sind politische Auseinandersetzungen.

Nehmen wir die Marktmacht. Unter Biden sahen wir 
die klarste Formulierung einer Agenda, die auf die Be-
grenzung von Marktmacht zielte. Unter Trump sahen wir 
den klarsten Versuch, diese Beschränkungen abzubauen. 
Die Debatte wird oft als Wahl zwischen Regulierung, die 
angeblich Innovation dämpft, und Deregulierung, die sie 
angeblich fördert, gerahmt. Ich halte die Antwort für ein-
deutig: Eine übermäßige Machtkonzentration führt zu 
Ausbeutung und zu einer verzerrten Gesellschaft.

Wir wollen keine Gesellschaft, die von Leuten wie 
Elon Musk geführt wird. Selbst wenn es ihn zum Billio-
när macht, wäre das keine gute Gesellschaft.

Was gibt Ihnen angesichts dessen Hoffnung  
für die Zukunft?

Nehmen wir die Bürgerrechte in den Vereinigten Staaten. 
In den 1960er Jahren haben wir erhebliche Fortschritte ge-
macht. Danach ging es langsamer voran, aber die zugrun-
de liegenden Ideen wurden breit akzeptiert.

Dann kam die Trump-Gegenreaktion, und vieles be-
gann sich rückwärts zu bewegen. Das zeigt sowohl die 
Möglichkeit des Fortschritts als auch die Realität des 
Rückschritts. Ich habe einen grundlegenden Glauben an 
die Güte der Menschen, bin mir aber auch der Rolle der 
Macht bewusst.

Wenn ich die einfachen Leute betrachte, deutet die 
Evidenz darauf hin, dass viele die Art von Agenda unter-
stützen, für die ich eintrete. Wie Menschen an Orten wie 
Minneapolis und New York für andere eingestanden sind, 
oft unter persönlichem Risiko, ist zutiefst ermutigend. Sie 
haben sich für Menschen eingesetzt, die sie nicht einmal 
kannten. Die Herausforderung besteht darin, dass eine 
Minderheit dennoch unverhältnismäßige Macht ausüben 
kann. Ob durch Reichtum, politischen Einfluss oder Ge-
walt – konzentrierte Macht kann die Ergebnisse für alle 
anderen bestimmen. Deshalb bleibt die Zukunft eine of-
fene Frage. ●
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Seit dem Irankrieg richten sich 
die Blicke der Welt gebannt auf 
die Straße von Hormus, jene 
schmale Passage am Persischen 

Golf, durch die rund ein Fünf-
tel des global verschifften Öls fließt. Doch wer 
den Welthandel verstehen will, sollte eine zwei-
te Meerenge mindestens ebenso ernst nehmen: 
das Bab al-Mandab am Horn von Afrika, wört-
lich übersetzt das »Tor der Tränen«. Durch diese 
kaum 30 Kilometer breite Pforte zwischen der 
Arabischen Halbinsel und Ostafrika zwängt sich 
ein beträchtlicher Teil des Seehandels zwischen 
Asien und Europa, bevor er das Rote Meer und 
den Suezkanal erreicht. Wie verwundbar dieser 
Flaschenhals ist, führten zuletzt die Angriffe der 
jemenitischen Huthi-Miliz auf Handelsschiffe 
vor Augen: Sie zwangen einen Großteil der gro-
ßen Reedereien, auf die deutlich längere und 
teurere Route um das Kap der Guten Hoffnung 
auszuweichen, und ließen Frachtraten und Ver-
sicherungsprämien in die Höhe schnellen.
	 Genau an diesem Nadelöhr liegt ein Land, 
das auf der Weltkarte leicht zu übersehen ist: 
Dschibuti. Mit knapp einer Million Einwoh-
nern und einem Bruttonationaleinkommen 
von nur etwa 3235 US-Dollar pro Kopf zählt 
es zu den ärmsten Staaten der Welt. Und doch 
ist dieser Zwergstaat geopolitisch von enormer 
Bedeutung. Die USA, Frankreich, Italien, Chi-
na, Japan und die NATO unterhalten hier Mi-
litärbasen – für Peking ist es der einzige Aus-
landsstützpunkt überhaupt. Dschibuti gilt als 

Hort der Stabilität in einer notorisch unruhi-
gen Nachbarschaft. Im Norden liegt das abge-
schottete, autoritär regierte Eritrea, im Süden 
das von Staatszerfall und der Terrormiliz al-Sha-
baab geplagte Somalia, im Westen das von in-
neren Konflikten erschütterte Äthiopien – und 
jenseits des schmalen Wassers, mit dem sich 
Dschibuti eine Seegrenze teilt, der vom Bürger-
krieg zerrüttete Jemen. In dieser Gemengelage 
verkauft die kleine Republik vor allem Verläss-
lichkeit und ihre Lage.

Geografie als Geschäftsmodell und 
Klumpenrisiko
Dschibuti besitzt kaum Bodenschätze, fast keine 
Industrie und kaum Landwirtschaft, was auch 
daran liegt, dass es mit lediglich 13 bis 20 Zenti-
meter Niederschlag im Jahr zu den trockensten 
Ländern der Erde gehört. Das Land lebt buch-
stäblich von seiner geografischen Lage: Am süd-
östlichen Eingang zum Roten Meer gelegen, 
kann es als eine Insel der Stabilität in einer in-
stabilen Region aus dem vorbeiziehenden Welt-
handel Kapital schlagen. Dass Dschibuti diesen 
Vorteil ausnutzt, dafür sorgt ein hochmoderner 
Hafenkomplex samt angrenzender Freihandels-
zone, der das eigentliche Herzstück der Volks-
wirtschaft bildet. Der Dienstleistungssektor 
macht rund 80 Prozent der Wirtschaftsleistung 
aus, allein auf den Hafen und die Freihandels-
zone entfallen etwa 35 Prozent.
	 Infolge des wachsenden Welthandels wuchs 
in den vergangenen 20 Jahren entsprechend 

Länderportrait  Wer den Welthandel verstehen will, darf  
nicht nur auf die Straße von Hormus schauen. Auch das  
afrikanische Dschibuti ist eine Drehscheibe geopolitischer 
Interessen. Von Patrick Kaczmarczyk

Dschibuti: Das 
»Tor der Tränen« 

https://www.worldbank.org/en/country/djibouti/overview
https://www.worldbank.org/en/country/djibouti/overview
https://www.worldbank.org/ext/en/country/djibouti
https://www.worldbank.org/ext/en/country/djibouti


auch das dschibutische Bruttoinlandsprodukt. 
Zuvor ging das Land allerdings durch einen tie-
fen Niedergang und eine jahrzehntelange Sta-
gnation: Zwischen den frühen 1970er und den 
späten 1980er Jahren brach das reale Pro-Kopf-
Einkommen um über 70 Prozent ein. Von ei-
nem niedrigen Einkommensniveau von etwa 
3.600 US-Dollar ging es runter auf etwas über 
1.000 US-Dollar – und auf diesem Niveau ver-
harrte das Land bis in die Mitte der Nullerjah-
re. Es zählte damit (und es zählt auch heute 
noch) zu den ärmsten Ländern der Welt. Der 
Zinsschock und das »verlorene Jahrzehnt« der 
1980er Jahre sowie ein Bürgerkrieg zwischen der 
Regierung und der überwiegend afarischen Re-
bellengruppe Front for the Restoration of Unity 
and Democracy (FRUD) in den 1990er Jahren 
belasteten die wirtschaftliche Entwicklung. Zu-
gleich wurde die gesamte Region von Konflik-
ten erschüttert. Somalia zerfiel. Äthiopien und 
Eritrea führten Krieg. Flüchtlingszuzüge erhöh-
ten kurzfristig die öffentlichen Ausgaben, ins-
besondere für Versorgung, Unterbringung und 
humanitäre Hilfe, während die Nachfrage aus 
dem Hinterland schwach blieb. Teilweise ver-
lor Dschibuti Transitgeschäft an konkurrieren-
de Häfen in Eritrea. Erst 2015 erreichte das reale 
Pro-Kopf-Einkommen das Niveau des Unabhän-

gigkeitsjahres 1977 von etwa 2.500 US-Dollar. 
	 Ab den 2000er Jahren investierten vor allem 
ausländische Geldgeber in Häfen, Container-
terminals, Eisenbahnverbindungen, Freihan-
delszonen und Energieinfrastruktur. Beson-
ders China spielte dabei eine zentrale Rolle. 
Hinzu kamen Investoren aus den Golfstaaten, 
Europa und Äthiopien. Über zwei Jahrzehnte 
gehörte Dschibuti zu den am schnellsten wach-
senden Volkswirtschaften Afrikas, und in ein-
zelnen Jahren des vergangenen Jahrzehnts er-
reichte das reale Wachstum sogar zweistellige 
Raten. Selbst die jüngsten Krisen bremsten 
das Wachstum zunächst nur bedingt: Als sich 
die Sicherheitslage im Roten Meer infolge der 
sich ausbreitenden Kriege nach dem 7. Okto-
ber 2023 verschlechterte, rechneten viele Be-
obachter mit Einbußen für Dschibuti, doch es 
kam anders: Zusätzliche Umladungen, Sicher-
heitsdienste und die Anpassung von Lieferket-
ten brachten dem Land neue Aufträge, sodass 
die Wirtschaft 2024 um mehr als 6,5 Prozent 
und 2025 voraussichtlich um rund 6 Prozent 
wuchs. An den Entwicklungen zeigt sich, dass 
Dschibuti zumindest kurzfristig von regionaler 
Unsicherheit profitieren kann. Für die Militär-
basen gilt das Gleiche, denn die Konflikte rund 
um die Meerenge haben ihren Wert für die be-
teiligten Großmächte eher noch gesteigert.

Abhängigkeiten und Verteilungsfragen
Doch so beeindruckend die Wachstumszahlen 
auf den ersten Blick wirken, so ernüchternd 
fällt der Blick hinter die Aggregate aus. Einer-
seits hat sich das Niveau des durchschnittli-
chen Pro-Kopf-Einkommens seit einem hal-
ben Jahrhundert nicht verändert. Andererseits 
ist das Wachstumsmodell an sich sehr fragil. So 
entfallen mehr als 80 Prozent der Hafenaktivi-
tät auf die Abwicklung äthiopischer Exporte – 
umgekehrt laufen rund 90 Prozent des äthio-
pischen Außenhandels über Dschibuti. Kaum 
ein anderes Land der Welt ist wirtschaftlich so 
eng an einen einzigen Nachbarn gebunden. 
	 Lange galt diese Abhängigkeit als beherrsch-
bar. Äthiopien ist mit mehr als 120 Millionen 
Einwohnern der größte Binnenstaat der Welt 
und auf einen Zugang zum Meer angewiesen. 
In Addis Abeba wächst jedoch seit Jahren der 
Wunsch, diese Abhängigkeit zu reduzieren – 
und die äthiopische Politik scheute nicht da-
vor zurück, auch kontroverse Schritte auf dem 
Weg dahin zu unternehmen: 2024 schlossen 
Äthiopien und das abtrünnige Somaliland eine 
Absichtserklärung über die Nutzung des Ha-
fens Berbera und die dortige Einrichtung eines 
Marinestützpunkts. Im Gegenzug stellte Ad-
dis Abeba Somaliland eine Beteiligung an der 
staatlichen Fluggesellschaft und diplomatische 
Anerkennung in Aussicht. Das wiederum löste 
erhebliche Spannungen zwischen Äthiopien 
und Somalia aus, das Somaliland als Teil sei-
nes Staatsgebiets betrachtet. Mogadischu rief 

Reales Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Dschibuti, 
in konstanten US-Dollar von 2020, von 1970 bis 2025.
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https://www.imf.org/en/news/articles/2025/09/11/pr25292-djibouti-imf-executive-board-concludes-2025-article-iv-consultation
https://www.imf.org/en/news/articles/2025/09/11/pr25292-djibouti-imf-executive-board-concludes-2025-article-iv-consultation
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https://www.crisisgroup.org/africa/ethiopia-somaliland/stakes-ethiopia-somaliland-deal
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Slums in Dschibuti City. Linke Seite: Muslimas in der 
Altstadt von Dschibuti City. Unten: Menschen baden 
in Dschibuti City, während in der International Free 
Trade Zone Geschäfte gemacht werden.

seinen Botschafter aus Addis Abeba zurück, er-
klärte das Abkommen für nichtig und such-
te Rückhalt bei Ägypten, Eritrea und der Ara-
bischen Liga. Erst die Vermittlung der Türkei 
beendete die Eskalation: In der im Dezember 
2024 unterzeichneten Erklärung von Ankara 
bekannte sich Äthiopien zur territorialen Inte-
grität Somalias, während Somalia Äthiopien ei-
nen gesicherten Zugang zum Meer über noch 
auszuhandelnde kommerzielle Vereinbarun-
gen in Aussicht stellte. Das Berbera-Abkom-
men wurde damit faktisch auf Eis gelegt, was 
Dschibuti eine Atempause verschafft: Die un-
mittelbare Gefahr eines konkurrierenden Ha-
fens ist gebannt. Doch der äthiopische Wunsch 
nach einem eigenen Meereszugang besteht fort 
– und mit ihm das langfristige Risiko für das 
dschibutische Geschäftsmodell.
	 Ein weiterer Nachteil des dschibutischen 
Wachstumsmodells ist, dass es der Bevölke-
rung kaum zugutekommt und seine Grund-
lagen vom Klimawandel bedroht werden. An 
der Küste leben nämlich rund 80 Prozent der 
Bevölkerung. Dort entstehen drei Viertel der 
Wirtschaftsleistung, während gerade der Ha-
fen und die Freihandelszone dem steigenden 
Meeresspiegel besonders ausgesetzt sind. Bei 
einem Blick auf den Arbeitsmarkt und die 

Entwicklung der Armut würde man eben-
falls nicht auf den Gedanken kommen, dass 
Dschibuti eine der am stärksten wachsenden 
Wirtschaften Afrikas war. Trotz der beeindru-
ckenden Wachstumsraten blieb die Arbeitslo-
sigkeit über die letzten 30 Jahre bei über 26 
Prozent, unter Jugendlichen lag sie zeitweise 
weit höher. Auch die Erwerbsquote ist äußerst 
schwach: Nur etwa jeder Dritte im arbeitsfä-
higen Alter geht überhaupt einer wirtschaft-
lichen Tätigkeit nach.
	 Angesichts des schwachen Arbeitsmark-
tes ist es auch wenig überraschend, dass der 
Kampf gegen die extreme Armut sehr schlep-
pend verläuft. Nahezu die Hälfte der Bevölke-
rung (44 Prozent) muss mit weniger als 3,65 
Dollar am Tag auskommen. Etwa jeder Sechste 
lebt in extremer Armut. Besonders betroffen 
ist davon die ländliche Bevölkerung. Obwohl 
nur 15 Prozent der Bevölkerung in ländlichen 
Regionen leben, entfällt auf diese Gebiete fast 
die Hälfte der extremen Armut. Diese Diskre-
panz zieht sich durch fast alle Lebensbereiche: 
Während in den Städten über 80 Prozent der 
Menschen Zugang zu sauberem Trinkwasser 
haben, ist es auf dem Land nicht einmal die 
Hälfte. An das Stromnetz angeschlossen ist in 
den ländlichen Gebieten gerade einmal 1 Pro-
zent der Bevölkerung. Im Sinne einer inklu-
siven und stabileren Entwicklung wäre von 
daher eine bessere Erschließung ländlicher Re-
gionen sowie eine Diversifizierung der Wirt-
schaft nötig. Doch dafür bräuchte es umfas-
sende Investitionen, die von der öffentlichen 
Hand nicht getätigt werden können. 

Das älteste Currency Board Afrikas
Der Grund dafür liegt im dschibutischen 
Währungssystem: Der Dschibuti-Franc ist 
seit 1973 an den US-Dollar gebunden. 1 US-
Dollar entspricht bis heute genau 177,721 
Dschibuti-Franc – und dieser nominale Wech-

selkurs hat sich seit über 50 Jahren nicht ver-
ändert. Hinter diesem System steht eines der 
ältesten, sogenannten »Currency Boards« 
der Welt. Das Prinzip eines solchen Arrange-
ments: Für jeden ausgegebenen Franc müs-
sen entsprechende Devisen vorhanden sein, 
überwiegend US-Dollar, die traditionell bei 
Korrespondenzbanken in New York liegen. 
Zusätzliches Geld in der dschibutischen 
Landeswährung kann somit nur ausgegeben 
werden, wenn zusätzliche Devisen ins Land 
kommen. Zu jeder Zeit muss jeder Dschibuti-
Franc im Umlauf gegen Devisen eingetauscht 
werden können.

Dieses System schützt die Währung zwar vor ei-
ner plötzlichen Abwertung und hält die Inflati-
on seit Jahrzehnten niedrig, doch beraubt sie das 
Land einer eigenständigeren Geld- und Fiskal-
politik. Bei Inflationsraten im niedrigen einstel-
ligen Bereich und Wachstumsraten von etwa 4 
bis 7 Prozent sind die Zinsen bei der Kreditver-
gabe mit 10 Prozent enorm hoch. Für die meis-
ten Unternehmen, die in die Realwirtschaft in-
vestieren würden, ist diese Hürde schlicht nicht 
zu bewältigen, sodass eine Diversifizierung und 
ein Strukturwandel ausbleiben. Hinzu kommt: 
Dadurch, dass der Wechselkurs sich über mehr 
als ein halbes Jahrhundert nicht verändert hat, 
die Preise in Dschibuti jedoch stärker gestiegen 
sind als in den Vereinigten Staaten, hat die Wäh-
rung real aufgewertet. Untersuchungen des In-
ternationalen Währungsfonds (IWF) ergaben, 
dass die dschibutische Währung bis zu 26 Pro-
zent überbewertet ist. Ein einheimischer Pro-
duzent konkurriert damit gegen einen Wech-
selkurs, der seine Waren auf dem Weltmarkt 
künstlich verteuert, was vor allem die Landwirt-
schaft, die Fischerei und eine mögliche Industrie 

Über zwei Jahrzehnte 
gehörte Dschibuti zu den 
am schnellsten wachsenden 
Volkswirtschaften Afrikas.

https://www.aei.org/articles/ankara-declaration-reduces-ethiopia-somalia-tensions-but-leaves-unresolved-gaps/
https://www.statista.com/statistics/807948/unemployment-rate-in-djibouti/
https://www.statista.com/statistics/807948/unemployment-rate-in-djibouti/
https://ilostat.ilo.org/data/country-profiles/dji/
https://thedocs.worldbank.org/en/doc/61714f214ed04bcd6e9623ad0e215897-0400012021/related/P17794913d0f7c0d319c7d125f26432112d-ENG.pdf
https://www.imf.org/-/media/files/publications/cr/2019/1djiea2019002.pdf
https://www.imf.org/-/media/files/publications/cr/2019/1djiea2019002.pdf
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benachteiligt. Das System, das dem Land ma-
kroökonomische Stabilität und das »Vertrauen 
der Investoren« sichert, erschwert so den Auf-
bau jener Wirtschaftszweige, die es zur Diver-
sifizierung dringend bräuchte.
	 Auf Steuereinnahmen kann die dschibu-
tische Regierung ebenfalls nur begrenzt zu-
rückgreifen, denn die Steuerbasis ist außer-
ordentlich schmal. Die Steuerquote, also die 
Steuereinnahmen im Verhältnis zum BIP, liegt 
gerade einmal bei 11 Prozent – deutlich un-
ter dem Durchschnitt von etwa 15 bis 16 Pro-
zent bei vergleichbaren Ländern. Auch die-
ser Umstand ist auf die Besonderheiten des 
Wachstumsmodells zurückzuführen: Der Ha-
fen, die Freihandelszone und die Militärbasen 
genießen weitreichende Steuerbefreiungen – 
über den Freihandelszonen-Kodex teils für 
bis zu fünfzig Jahre –, sodass dem Staat Ein-
nahmen in einer Größenordnung von rund 
einem Viertel der jährlichen Wirtschaftsleis-
tung entgehen. Den Löwenanteil dieser Ver-
günstigungen ziehen große, oft ausländische 
Konzerne, während die Last überproportional 
bei den kleinen einheimischen Betrieben liegt. 
Selbst der IWF mahnt deshalb an, die Steuerre-
gime zu vereinheitlichen und die Bemessungs-
grundlage zu verbreitern.
	 Alles in allem schaffen die restriktiven Um-
stände in Dschibuti enorme Abhängigkeiten 
vom Ausland. Weil die Regierung unter dem 
Currency Board kein Geld schöpfen kann und 
die Steuerbasis dünn ist, finanzierte sie den 
Ausbau der Infrastruktur zu einem erhebli-
chen Teil über staatlich verbürgte Kredite, vie-
le davon aus China. Zeitweise stieg die Aus-
landsverschuldung auf rund 70 Prozent der 
Wirtschaftsleistung und lag damit weit über 
dem Niveau vergleichbarer Länder. Seit 2025 
versucht die Regierung, die Schulden einzu-
dämmen. Höhere Ausschüttungen staatlicher 
Unternehmen, eine restriktivere Haushaltspo-
litik und Verhandlungen mit Gläubigern ha-
ben die Lage dahingehend etwas stabilisiert. 
Doch das geht zulasten staatlicher Ausgaben, 
die dringend nötig wären, um die Abhän-
gigkeit von ausländischen Investoren zu ver-
ringern, die katastrophale Situation auf dem 

Land zu verbessern und das Wachstum inklu-
siver zu gestalten.

Mehr als nur Durchgang?
Eine Antwort auf die Frage, ob aus dem Tran-
sitland eine eigenständige Volkswirtschaft 
werden kann, soll die Entwicklungsstrategie 
»Vision 2035« geben. Die Regierung setzt auf 
erneuerbare Energien, allen voran Geother-
mie, Solar- und Windkraft, dazu auf Digitali-
sierung, Tourismus, Fischerei und Dienstleis-
tungen mit höherer Wertschöpfung. Auf dem 
Papier verspricht der Plan, das Pro-Kopf-Ein-
kommen zu verdreifachen und die Arbeitslo-
sigkeit auf 10 Prozent zu senken. Doch wie bei 
ähnlichen Plänen in der Vergangenheit liegt 
die größte Schwierigkeit in der Finanzierung 
der eigenen Vorhaben und Visionen. 
	 Sofern sich die Grundstrukturen und mo-
netären Rahmenbedingungen nicht ändern, 
wird das auch dieses Mal der Fall sein, sodass 
Dschibutis Zukunft weiterhin eng mit seiner 
Geografie verbunden bleiben wird. Die Wirt-
schaft des Landes wird weiterhin davon abhän-
gig bleiben, dass die Schiffe das Bab al-Man-
dab passieren, Äthiopien auf den Weg zum 
Meer angewiesen bleibt, fremde Mächte ihre 
Stützpunkte unterhalten und ausländische In-
vestoren den Infrastrukturausbau finanzieren. 
Für die Perspektive, den Status als eines der am 
wenigsten entwickelten Länder (Least Develo-
ped Country, LDC) hinter sich zu lassen, bietet 
das keine nachhaltige Grundlage. ●

PATRICK KACZMARCZYK ist Ökonom an der Univer
sität Mannheim und Redakteur bei Surplus. Zuletzt 
war er Leiter für volkswirtschaftliche Grundsatzfragen 
beim Wirtschaftsforum der SPD und UNO-Berater.

Oben: Der Bab al-Mandab, das Tor der Tränen.
Unten: Eine strategisch wichtige Militärbasis des USA 
am Horn von Afrika. Links: Houthi-Milizen.

https://www.imf.org/-/media/files/publications/hls/2026/english/hlsea2026018.pdf
https://www.imf.org/en/news/articles/2025/09/11/pr25292-djibouti-imf-executive-board-concludes-2025-article-iv-consultation
https://economie.gouv.dj/vision-2035-english/
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News  Weltweit gibt es immer wieder 
Beispiele für wirtschaftliche Erfolge. Ob 
beim Klima, der Besteuerung von Super
reichen oder in der Kultur – wir zeigen  

eine Auswahl. Von Xenia Miller

Es gibt sie, 
die guten 

Nachrichten... 

Mamdani liefert  
und liefert
Zohran Mamdani erfüllt eines sei-
ner zentralen Wahlversprechen: 
Die Mieten von rund einer Million 
Wohnungen in New York City sol-
len eingefroren werden. Der Bür-
germeister bezeichnete dies als 
»historischen Sieg für die Mieter« 
der Stadt. Das Verbot, ab Oktober 
die Preise von mietpreiskontrol-
liertem Wohnraum zu erhöhen, 
ist Teil seines Projekts »Block by 
block«. Es beinhaltet auch den 
Bau von 200 000 bezahlbaren 
Wohnungen in den kommenden 10 
Jahren, den Erhalt weiterer 200 
000 bezahlbarer Wohnungen, die 
Förderung bezahlbarer Genos-
senschaftsprogramme und weite-
re Maßnahmen. Als Nächstes will 
sich der demokratische Sozialist 
die »zehn schlimmsten Vermie-
ter« der Stadt vorknöpfen und 
gegen fehlende Instandhaltung 
vorgehen.

Hambi bleibt
2018 spitzte sich der Kampf um 
den Hambacher Forst zu: Als die 
Polizei die verbliebenen Baum-
häuser im Wald räumen wollte, 
besetzten zahlreiche Aktivistin-
nen und Aktivisten den Tagebau, 
die Organisatoren sprachen von 
rund 50 000 Demonstrierenden. 
Noch 2018 wurde gerichtlich ein 
Rodungsstopp verhängt, bevor 
sich Bund, Länder und RWE auf 
den Erhalt des Gebiets einigten. 
Weitab vom öffentlichen Blick 
haben die damaligen Proteste 
zuletzt einen weiteren Sieg ver-
zeichnen können. Das Land Nord-
rhein-Westfalen unterzeichnete 
vor wenigen Wochen gemeinsam 
mit RWE und anderen beteiligten 
Akteuren eine Erklärung, wonach 
der »Hambi« dauerhaft unter 
Naturschutz gestellt werden soll. 
Demnach soll RWE die in seinem 
Besitz verbliebenen Flächen bis 
2035 in öffentliches Eigentum 
abtreten und der Wald zu einem 
Wildnisentwicklungsgebiet wei-
terentwickelt werden.

Paris sorgt für 
Kühlung
Zwei Hitzewellen nie dagewe-
senen Ausmaßes, kein Hand-
lungsdruck seitens der Bundes-
regierung. Währenddessen geht 
Paris, das besonders von den 
Extremtemperaturen betroffen 
war und ist, voran. Die Hauptstadt 
Frankreichs hat in den vergan-
genen Jahren ein städtisches 
Kühlungssystem aufgebaut und 

will es in den kommenden Jahren 
ausbauen. Bereits jetzt handelt 
es sich mit 110 Kilometer langen 
Rohrleitungen um das größte 
Kühlungsnetzwerk Europas. Mit 
grünem Strom gekühltes Wasser 
wird aus der Seine geleitet und 
dient städtischen Einrichtungen 
wie auch Unternehmen als Klima-
anlage. In Zukunft sollen immer 
mehr Gebäude angeschlossen 
werden. Ein solches System ist 
nicht nur effizienter als indivi-
duell installierte Klimaanlagen, 
sondern vermeidet auch die 
Erwärmung durch die Abluft vieler 
einzelner Klimaanlagen. Wieso 
bis zur nächsten Hitzewelle und 
Tausenden Toten warten? 

Reale Utopien
Die Bürgermeisterin von Mexiko-
Stadt will bis Ende ihrer Amtszeit 
100 sogenannte Utopías errich-
ten, darüber berichtete die taz. 
Bei den Utopías handelt es sich 
um kostenlose Gemeinschafts-
zentren mit Sport-, Kultur- und 
Gesundheitsangeboten. Allein im 
Bezirk Iztapalapa hat Bürger-
meisterin Clara Brugada bisher 
fünfzehn dieser Orte initiiert. In 
von Prekarität geprägten Be-
zirken wie Iztapalapa haben alle 
Menschen dadurch Zugang zu 
beispielsweise Karate-Kursen, 
Zahnärzten, psychologischer 
Beratung, Musikunterricht, einem 
Planetarium, Business- oder 
Kritische-Männlichkeits-Kursen 
sowie Kitas. Die Utopía Libertad 
besuchen der taz zufolge täglich 
rund 1200 bis 1800 Menschen.
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Studienportrait  Politiker fordern niedrigere Löhne für mehr Wettbewerbs fähigkeit. Europas Konzerne schütten derweil Rekord-gewinne an Aktionäre aus – und bauen gleichzeitig Stellen ab.  Von Mariana Mazzucato

Die wahre 
Wettbewerbsfalle

MARIANA MAZZUCATO ist Professorin für die Ökonomie von Innovation und öffentlichem Wert am University College London und schreibt die Kolumne »Die sichtbare Hand« bei Surplus.
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Arbeitsstunden führen nicht auto-
matisch zu mehr Wirtschaftskraft. 
Andernfalls müssten Länder wie 
Bhutan und Mexiko mit beson-
ders langen Arbeitszeiten zu den 
wirtschaftlich erfolgreichsten Na-
tionen zählen. Maßgeblich sind 

vielmehr die Produktivität einer 
Volkswirtschaft und die Vertei-
lung des erwirtschafteten Wohl-
stands. Investitionen in Forschung 
und Entwicklung, technologische 
Innovationen, Steuergerechtigkeit, 
sowie im globalen Vergleich histo-

Der Blick auf die blanken Zah-
len verrät, dass Deutschland mit-
nichten die Bezeichnung einer 
Leistungsgesellschaft verdient. 
Leistung ist schlichtweg nicht 
der entscheidende Faktor für Ein-
kommen und Vermögen. Ob Nati-
onaler Bildungsbericht, Deutsches 
Institut für Wirtschaftsforschung 
oder OECD – sie alle zeigen, dass 
Bildungserfolg und Einkommens-
chancen maßgeblich von der so-
zioökonomischen Herkunft ab-
hängen. »Jeder ist des eigenen 
Glückes Schmied«? Entscheidend 
ist nicht, wie fleißig der Hammer 
geschwungen wird, sondern wel-
chen Hammer und Amboss einem 
die Eltern mit auf den Weg geben.
	 Beim Vermögen ist ebenfalls 
das Elternhaus bestimmend. Denn 
mehr als die Hälfte der privaten 
Vermögen wird heute nicht durch 
eigene Leistung erwirtschaftet, 
sondern durch Erbschaften und 
Schenkungen übertragen. Seit 
den 1980er Jahren wächst ihre Be-
deutung kontinuierlich; seit rund 
fünfzehn Jahren machen Erbschaf-
ten den größten Anteil des Privat-
vermögens aus. Deutschland ist 
deshalb längst eine Erben- und 
keine Leistungsgesellschaft. 
	 Warum hält sich die Vorstel-
lung von der Leistungsgesell-
schaft dennoch so hartnäckig? Mit 
ihr geht die Erwartung einher, 
dass Arbeitende möglichst hohe 
Leistung erbringen sollen – wie 
aktuell die kontroversen Debat-
ten um die Krankschreibung ab 
Tag eins und den Achtstundentag 
im Rahmen des Arbeitszeitgeset-
zes zeigen. Die Annahme dahinter: 
Mehr individuelle Arbeitsleistung 
schaffe mehr Wohlstand. Doch die-
se Gleichung geht nicht auf. Mehr 

risch erwachsene und fortwährend 
wirkende koloniale und imperia-
le Machtstrukturen sind entschei-
dender. 
	 Doch selbst wenn Zahlen und 
Annahmen zutreffen würden – 
wäre das Ideal der Leistungsgesell-
schaft wünschenswert? Der Philo-
soph Michael Sandel würde dem 
wohl entschieden widersprechen. 
Schließlich, so Sandel, komme 
das Konzept der Leistungsgesell-
schaft einer Tyrannei gleich. Denn 
die Vorstellung, jede und jeder sei 
allein für den eigenen Erfolg ver-
antwortlich, verändert den Blick 
auf Gewinner und Verliererinnen 
gleichermaßen. Erfolg erscheint als 
persönliches Verdienst und führe 
zu Überheblichkeit, Armut wäre 
ein Zeichen persönlichen Versa-
gens und ginge mit Scham einher. 
	 Dabei zeigt ein Blick auf die 
Armutsstatistik ein anderes Bild. 
Beinahe zwei Drittel aller Armuts-
betroffenen sind Kinder, junge Er-
wachsene und Rentner; besonders 
häufig trifft es Alleinerziehende 
und ihre Kinder. Ausgerechnet Al-
leinerziehenden mangelnde Leis-
tungsbereitschaft zu unterstellen, 
verkehrt nicht nur die Realität ins 
Gegenteil. Es zeitigt auch die rein 
monetäre Aufladung des Kon-
zepts. Leistung ist nur Leistung 
im Sinne der Waren und Dienst-
leistungen, die auf das BIP einzah-
len. 
	 Und so verwundert es denn 
auch nicht, wenn Bundeskanz-
ler Merz jüngst Alleinerziehende 
dazu auffordert, mehr zu arbeiten. 
Das Fatale daran ist, dass Merz ge-
mäß dem Konzept der Leistungs-
gesellschaft logisch kohärent ar-
gumentiert. Logisch – und doch 
ist es eben diese Überzeugung, die 
den Zusammenhalt in der Bevöl-
kerung zersetzt. Weil sie die struk-
turellen Privilegien einerseits und 
Diskriminierungen andererseits 
verkennt. Genau darin liegt die 
Tyrannei der Leistungsgesellschaft. 
Denn wer Armut ausschließlich 
als Folge mangelnder Leistung ver-
steht, verliert den Blick für struktu-
relle Ursachen – und mit ihm das 
Mitgefühl. ●

MARTYNA LINARTAS 
ist Ungleichheitsforscherin und

Herausgeberin von Surplus.

»Deutschland ist eine Leistungsgesell-
schaft.« Was wie Ideal und Ansporn wirkt, 
legitimiert gesellschaftliche Ungleichheit. 

Von Martyna Linartas  

Mythen

Nein, Deutschland 
ist keine Leistungs- 

gesellschaft

Dein Feed   Jetzt die neuesten Texte 
von MARTYNA LINARTAS direkt ins 
Postfach bekommen: surplusmagazin.
de/autoren/martyna-linartas
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Hayek: 
Prophet der 
Ungleichheit 

Portrait

Friedrich August von Hayek 
war dogmatischer Verteidiger 
der Märkte – auch gegen  
die Demokratie. Als Denker 
gesellschaftlicher Komplexität 
bleibt er dennoch interessant. 
Von David Mayer
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Eine der wichtigsten Forde-
rungen des Liberalismus des 
19. Jahrhunderts war, für die 
Abschaffung von Vorrechten 

durch Stand und Geburt und für 
die Gleichheit aller vor dem Gesetz einzutre-
ten. Die meisten Liberalen meinten mit »alle« 
jedoch lange nur weiße Männer mit Besitz 
und in vielen Ländern setzte sich die »bürger-
liche Gesellschaft« zunächst in Koexistenz zur 
Adelsmacht durch. Die liberale Elite wuchs 
in den Obrigkeitsstaat hinein. So auch in der 
Habsburgermonarchie. Es verwundert daher 
nicht, dass die meisten Vertreter der in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts entstande-
nen Österreichischen Schule der Nationalöko-
nomie Titel (niedrigen) Adels trugen. Das gilt 
auch für Friedrich August Hayek (1899–1992), 
der als Schüler von Ludwig (von) Mises in den 
1920er Jahren Teil dieser Denkschule wurde. 
Dass seine Verteidigerinnen und Verteidiger 
bis heute nicht müde werden, auf »von Hay-
ek« zu bestehen – obwohl er diesen Titel per 
Gesetz bereits als 20-Jähriger verlor –, ist kon-
sequent. Die Gewohnheit passt in eine intel-
lektuelle und politische Kultur, die zwar libe-
rale Grundprinzipien hochhält, zugleich aber 
Hierarchien der Ungleichheit regelmäßig legi-
timiert – ja – verteidigt. 
	 Nun braucht es im Falle Hayeks für eine 
kritische Einordnung eine an sprachlichen 
Details festgemachte Analyse eigentlich nicht. 
Der österreichisch-britische Ökonom ist ei-
ner breiteren Öffentlichkeit bekannt, er gilt 
als Ikone des Neoliberalismus. Sein Buch The 
Road to Serfdom (1944) beeinflusst bis heute 
das Weltbild Libertärer, aber auch ganzer Ko-
horten von Mainstreampolitikern. Die von 
ihm wortreich vorgetragenen Ideen – Markt-
radikalismus, Staatsinterventionskritik und 
Antisozialismus – sind ökonomisch Interes-
sierten genauso geläufig wie seine Rolle als 
Mitbegründer der Mont Pelerin Society 1947 
oder seine berüchtigte Verteidigung der Pino-
chet-Diktatur in den 1970er Jahren. Der streit-
bare Hayek der öffentlichen Intervention für 
die liberal-kapitalistische Fahne steht in kei-
nem offenen Gegensatz zu Hayek dem Öko-
nomen oder politischen Theoretiker – im Ge-
genteil, die Aktion wollte er als Übersetzung 
seiner theoretischen Arbeit verstanden wis-
sen. Zugleich enthält das Werk manche Nu-
ance, die man nicht erwarten würde. Beides, 
die harte Kompromisslosigkeit im politischen 
Schlagabtausch und ein für viele Felder offe-
ner Denkstil, ist ein Erbe von Hayeks erster 
intellektueller Sozialisation im Roten Wien.

Denken gegen das Rote Wien
Die Vertreter der Österreichischen Schule er-
lebten, wie viele Liberale in Europa, den Be-
ginn der 1920er Jahre als tiefe Krise: Die als 
ökonomischer Großraum integrierte Habs-

burgermonarchie war durch kleinere, potenzi-
ell zollabgeschottete Nationalstaaten abgelöst 
worden; die Machtübernahme der Bolschewi-
ki und die revolutionären Wellen nach 1918 
drohten Privateigentum und Marktwirtschaft 
zu verdrängen; und die massive Ausweitung 
von demokratischen Rechten, die aus beidem 
erwuchs, versprach Teilhabe in allen gesell-
schaftlichen Bereichen. In Wien selbst machte 
sich eine sozialdemokratische Stadtregierung 
daran, die Vorstellungen des kommunalen So-
zialismus umzusetzen. Unter diesen Umstän-
den formierte sich die Österreichische Schule 
unter der Führung von Ludwig Mises neu: Sie 
organisierte sich außerhalb der Universität, als 
informeller Diskussionskreis (die Universität 
blieb ihr zusehends verwehrt, hier hatte nun 
antisemitische Konservative das Sagen); und 
sie reformulierte den Liberalismus als poli-

tisch-ideologisches Programm der Antirevolu-
tion und des Kampfes gegen die »rote Gefahr« 
(in welcher Variante auch immer). So wurde 
sie, wie Quinn Slobodian in seinem Buch Glo-
balisten (2018) gezeigt hat, zu einer der wich-
tigsten Begründerinnen dessen, was Jahrzehn-
te später als »Neoliberalismus« Bekanntheit 
erlangte. Ihre Vertreter schauten bis an ihr Le-
bensende nostalgisch auf die Habsburgermo-
narchie zurück und zeigten sich skeptisch ge-
genüber der Massendemokratie. 
	 Zugleich wurden in den 1920er Jahren die 
neuen wirtschaftlichen Regulierungen und 
die beginnenden sozialstaatlichen Institutio-
nen als Ursache der wirtschaftlichen Proble-
me gesehen: Für Mises war nach Ausbruch 
der Weltwirtschaftskrise nicht der Kapitalis-
mus, sondern die Arbeitslosenversicherung 
verantwortlich für die Arbeitslosigkeit. Hay-
ek, geboren 1899 und in seiner Jugend noch 
von Ideen des fabianischen Sozialismus beein-
flusst, wurde Mitte der 1920er Jahre als wich-
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tigster Schüler Mises’ erkennbar. Eine seiner 
ersten Veröffentlichungen war eine Broschü-
re 1928 zum »Mieterschutzproblem«, in der er 
behauptete, die seit 1918 gültige Regulierung 
der Mietpreise hätte schädliche Wirkung nicht 
nur für Wohnungseigentümer, sondern lang-
fristig auch für die Arbeiterschaft – nur durch 
einen freien Wohnungsmarkt könne es Inves-
titionen und ein Angebot zu passenden Prei-
sen geben.
	 Das Rote Wien der 1920er Jahre prägte 
nicht nur die Österreichische Schule, son-
dern auch die Haltung Hayeks. Drei Erbschaf-
ten nahm er aus dieser Zeit mit. Erstens: die 
prinzipielle Auseinandersetzung mit »Sozialis-
mus« und wirtschaftlicher Planung in Nach-
folge der »Kalkulationsdebatte« zwischen Lud-
wig Mises einerseits und Otto Neurath, Otto 
Bauer, Karl Polanyi und anderen Linken ande-
rerseits. Zweitens: ein breites und interdiszip-
linäres intellektuelles Programm, das (ähnlich 
wie die marxistisch inspirierte Linke) Ökono-
mie mit Sozialtheorie, Philosophie, Psycho-
logie und Naturwissenschaften (vor allem 
der Biologie) zusammendachte. Drittens: die 
Ambition, öffentlich und politisch wirksam 
zu sein und wenn nötig auf »populistische« 
Weise um Meinungshoheit zu kämpfen – so 
wurde früh mit dem »Konsumenten« ein al-
ternatives politisches Subjekt erfunden, das im 
20. Jahrhundert sehr wirkmächtig werden soll-
te: Der Markt sollte die bessere Demokratie 
sein, in der nicht politische Kräfteverhältnis-
se, sondern ungleich verteilte Konsumfähig-
keiten entscheiden. 

Der erste Antikeynesianer
Ab 1931 lehrte Hayek an der London School 
of Economics, entwickelte dort seine in Wien 
begonnene Konjunkturtheorie weiter. Sie hat 
große Ähnlichkeiten mit jenen Ideen, die Cla-
ra Mattei in Die Ordnung des Kapitals (2025) 
als wirtschaftstheoretischen Kern der nach 
dem Ersten Weltkrieg auf den Plan gebrachten 
Austeritätspolitiken beschrieben hat. Im Mit-
telpunkt des ökonomischen Denkens steht da-
bei nicht die gesellschaftliche Arbeit, sondern 
der Sparer und die Investition. Nur wenn die-
se Vorrang hätten (vor staatlicher Intervention, 
vor privatem Kredit, vor öffentlicher Verschul-
dung) würden Investitionen den tatsächlichen 
Marktverhältnissen entsprechend erfolgen. Im 
Prinzip handelte es sich um eine der zeitlichen 
Achse entlang dynamisierte Gleichgewichts-
theorie. Einer Anekdote zufolge wurde Hay-
ek von dem Keynes-Schüler Richard Kahn bei 
einer Veranstaltung 1931 mit folgender Frage 
konfrontiert: »Sie meinen also, dass, wenn ich 
morgen rausgehe und mir einen Mantel kau-
fe, dies die Arbeitslosigkeit erhöhen würde?« 
»Ja, genau«, antwortete Hayek.
	 Hayek ist nicht ohne seinen ablehnenden 
Bezug auf Keynes zu verstehen: Seit einer 1931 

erschienenen Rezension zu Keynes’ Treatise 
on Money kam es regelmäßig zum Schlagab-
tausch zwischen den beiden. Erst Jahrzehn-
te später, nach dem Aufstieg des Neolibera-
lismus, erschien diese Auseinandersetzung als 
»clash that defined modern economics«, wie es 
der Autor Nicholas Wapshott nannte. In den 
1930er und 1940er Jahren dagegen gerieten 
Hayeks ökonomisch-theoretische Interventi-
onen zunehmend ins Hintertreffen. Keynes 
nannte seine geld- und konjunkturtheoreti-
schen Positionen »wirr« (in den 1970er Jah-
ren revanchierte sich Hayek, indem er in ei-
nem legendären Fernsehinterview behauptete, 
Keynes habe von ökonomischer Theorie we-
nig Ahnung gehabt).
	 Während Hayek als Ökonom immer we-
niger reüssierte, wurde er vermehrt als politi-
scher Theoretiker aktiv. Angesichts der Kriegs-

wirtschaft und des Erfolgs von Keynes’ Thesen 
sowohl in England als auch in den USA setz-
te er mit dem 1944 erschienenen The Road 
to Serfdom zu einer verallgemeinerten Kritik 
nicht nur des Sozialismus an, sondern des 
staatlichen Interventionismus überhaupt. 

Den Liberalismus rekonstruieren
In The Road to Serfdom setzte Hayek Individua-
lismus, unregulierte Märkte und eine freiheit-
liche Ordnung in eins. Er schuf damit einen 
rhetorischen Block, der bis heute fortwirkt. 
Das Buch wurde in einer 20-seitigen Kurzfas-
sung von Reader’s Digest millionenfach ver-
breitet. Was in der wirkmächtigen Kurzversi-
on nicht vorkam: Hayek sprach sich durchaus 
für gewisse soziale Grundsicherungssysteme 
aus (zum Beispiel eine allgemeine Kranken-
versicherung), nahm also im Vergleich zu sei-
nem Lehrer Mises oder zu späteren Libertären 
gleichsam ordoliberale Positionen ein. 
	 In immer stärkerem Maße trat Hayek der-

weil als Skeptiker der Demokratie hervor. In 
Büchern wie Die Verfassung der Freiheit (1960) 
sah er diese mit ihren Teilhabemöglichkeiten 
zunehmend als Gefahr für eine liberale Ord-
nung in seinem Sinne. Dementsprechend 
wählte Hayek als öffentliche Figur stets jene 
Barrikadenseite, die für Kapitalismusstärkung, 
die Interessen der Besitzenden, für Antisozi-
alismus und einen konservativen Rollback 
der progressiven Politiken der Nachkriegs-
zeit stand. Dies gipfelte in seiner öffentlichen 
Unterstützung für Pinochets Militärdiktatur 
in Chile. Salvador Allendes international aus-
strahlendes Projekt einer demokratischen so-
zialistischen Transformation war 1973 durch 
einen Putsch und brachiale Repression unter-
bunden worden. Chile wurde in das erste La-
bor radikaler neoliberaler Wirtschaftspolitik 
verwandelt. Durch Leserbriefe in der briti-

schen Times und zwei Reisen (inklusive per-
sönlicher Treffen mit dem Diktator Pinochet) 
machte sich Hayek noch Ende der 1970er Jah-
re für das Regime stark. In einem berüchtigten 
Interview mit einer chilenischen Zeitung El 
Mercurio 1981 deponierte er ganz offen: »Ich 
bevorzuge einen liberalen Diktator gegen-
über einer Demokratie ohne Liberalismus.« 
Die vieldiskutierte häufige Allianz von neoli-
beraler Wirtschaftspolitik und autoritären po-
litischen Regimen: Bei Hayek findet man sie 
in lehrbuchartiger Ausprägung.

Theoretiker der Interaktion  
und Information
Am interessantesten ist Hayek in jenen Schrif-
ten, in denen er sich als Sozialtheoretiker mit 
gesellschaftlicher Komplexität beschäftigt. Da-
mit nahm er die Fährte der »Kalkulationsde-
batte« wieder auf, in der es um die Denkmög-
lichkeit einer geplanten Wirtschaft einerseits 
und eine »logisch« begründete Berechtigung 
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für Kapitalismus und Markt andererseits ging. 
Im Gegensatz zu Ludwig Mises, der eine sozia-
listische Wirtschaftsrechnung zeitlebens prin-
zipiell nicht für möglich hielt, räumte Hayek 
nach den Interventionen Oskar Langes, Abba 
Lerners und anderer in den 1930er Jahren 
ein, dass eine sozialistische Ökonomie theore-
tisch denkbar sei. Praktisch durchführbar sei 
sie aber nicht: Sie setzt für die zentrale Pla-
nungsbehörde einen Wissens- und Informati-
onsstand voraus, der in der notwendigen Ge-
nauigkeit und Zeitnähe nicht erreichbar ist. 
In seinem 1945 verfassten Aufsatz The use of 
knowledge in society mutierte das Kalkulations- 
dann gänzlich zum »Informationsproblem«: 
In einer komplexen und hocharbeitsteiligen 
Gesellschaft erwächst Wissen über allokative 
Notwendigkeiten und entsprechende Chan-
cen stets nur aus der Interaktion. Es kann nicht 
anders erlangt werden als dezentral, kontex-
tuell und in Auslotung durch die Marktteil-
nehmer. Der Markt ist eine Art Entdeckungs-
verfahren. Die Gesamtordnung ist nur dann 
rational, wenn sie aus diesem Prozess der un-
unterbrochenen, vielteiligen Auslotungen als 
»spontane Ordnung« entsteht. Sozialismus, 
aber auch die keynesianisch inspirierten Pla-
nungsvorstellungen nach dem Zweiten Welt-
krieg setzen eine »Omniszienz« voraus, die 
Illusion bleiben müsse. Dieser Blick auf Öko-
nomie und die menschliche »conditio« – pro-
zessual, relational, interaktionsbasiert – hat 
manche Ähnlichkeiten mit vielen linken So-
zialtheorien. Bei Hayek ist es freilich nicht die 
Arbeit, die das Medium der Interaktion dar-
stellt, sondern der Markt und jene Probleme, 
die durch seine Mechanismen auf nicht vor-
hersehbare Weise »gelöst« werden können. 

Prediger der Ungleichheit
Hayek argumentierte immer wieder, dass der 
Markt zwar das überlegene Ordnungsprinzip 
sei, für die meisten Menschen jedoch zu un-
barmherzig und rau erscheinen könne. Das 
sollten aber nicht staatliche Mechanismen 
ausgleichen, sondern Institutionen wie die 
Familie oder die Religion. Das ab den späten 
1970er Jahren so wirksame Zusammengehen 
von neoliberaler Wirtschaftspolitik und neo-
konservativen Positionen schien aus Hayeks 
Sicht also folgerichtig – auch wenn er persön-
lich mit der Bigotterie der damals vor allem 
in den USA erstarkenden christlich-neokon-
servativen Strömungen wenig am Hut hat-
te. Vielmehr interessierte ihn in seinen letz-
ten Jahren unter Rückgriff auf biologisches 
Vokabular eine Art naturwissenschaftliche 
Grundlegung gesellschaftlicher Entwicklung, 
eine »Evolutionsökonomik«. »Hayeks Bastar-
de«, wie Quinn Slobodian in seinem jüngs-
ten Buch mit gleichlautendem Titel argumen-
tiert, nahmen diese »biologischen« Fäden auf 
und dachten nach Hayeks Tod 1992 neolibe-

rale Wirtschaftskonzepte mit wieder ausgegra-
benen (pseudo-)wissenschaftlichen Theorien 
der rassialisierten, sozialen, geschlechtlichen 
oder intelligenzbedingten Ungleichheit zu-
sammen. Sie bahnten damit dem eklektischen 
Ideologiegemisch der heutigen Alt-Right den 
Weg. Auch wenn diese Aneignung durch sei-
ne Bewunderer nicht mit Hayeks Ideen selbst 
gleichzusetzen ist – Hayek, Mises und die an-
deren Vordenker des Neoliberalismus teilen 
mit ihren ideologischen Wiedergängern von 
heute die tiefe Überzeugung, dass Ungleich-
heit und Hierarchien aller Art der »natürliche« 
Ausgangspunkt menschlicher Gesellschaft 
sind. Und damit auch die probate Grundlage 
für Marktprozesse sowie eine für diese förder-
liche politische Ordnung.
	 In seinen besten Schriften erscheint Hayek 
wie ein rationaler Zweifler an überschießen-
den Fantasien von Machbarkeit, Vorhersehbar-
keit und Steuerbarkeit von Gesellschaft. Seine 
Kritik an der Überforderung von planender 
Wirtschaftspolitik durch Informationskomple-
xität fließt indirekt in alle heutigen Diskussio-
nen über die Möglichkeiten von Planung ein 
(in denen diese Komplexitätsprobleme durch 
eine unterschiedliche Mischung aus Demo-
kratisierung der Ökonomie und dem Einsatz 
digitaler Technologie beantwortet werden). 
Zugleich sind Hayeks Gedanken zu den Seg-
nungen von Märkten und den aus seiner Sicht 
notwendigen Voraussetzungen für eine libera-
le Ordnung oft getragen von einer ominösen, 
beschwörenden, fast schon religiösen Spra-
che, die »den« Markt als transzendentale In-
stanz anruft. Blickt man genauer hin, laufen 
sie auf eine Rechtfertigung, ja Naturalisierung 
von Ungleichheiten und eine Verheiligung von 
privatem Eigentum hinaus. So wirkt Hayek bis 
heute weniger als Ökonom denn als Prediger 
der Kirche des Kapitalismus fort. ●

DAVID MAYER ist Historiker. Er beschäftigt sich mit 
Themen einer globalen Wissens- und Intellektuel-
lengeschichte, unter anderem im Neoliberalismus. 
Er ist Mitarbeiter des Forschungsprojekts »Tackling 
Empire« an der Universität Wien.

Oben: Hayek bei der Verleihung des Wirtschaftsnobel-
preises, der einst von Neoliberalen gegründet wurde.
Unten: Der Soziologe Ralf Dahrendorf verleiht Hayek 
eine Gedenkmedaille.
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